
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non-commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books white helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 



at |http : //books . google . com/ 




über dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nutzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google -Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 



Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter http : //books . google . com durchsuchen. 





Wiener Staatswissensehaflliehe Studieu 

U©raui9f|^©f©J>öa von 

Edmimd Bernatzik und Eugen von PhUlppovieh 

i» Wien. 

Fünfter Band. Zweites Heft 



DER LOHNMüTZ 



ütB 



GEWERBLICHEN ARBEITERS 



NACH 



ÖSTERREICUISGHEM RE^HT. 



'VON 



DR SABL PBIBBAM. 



HD 



Wien und Leipzig^. 
FRANZ DEUTiriCK 

1904. 



Preis Im EInielf erkauf E ß— ^ n. ä-—. 



Vmln^Nr i^ 




HARVARD LAW LIBRARY 



Rcccived 



'■^■.•■^ G 193? 



0mmmmmß^mmm^ 



h v^^A 



VT » A 



Wiener Staatswissensehaftliche Studien 

herausgegeben von 

Edmund Bernatzik und Eugen von Philippovleh 

in Wien, 
Fünfter Band. Zweites Heft. 



, DER LOHNSCHUTZ , 

DES 

GEWERBLICHEN ARBEITERS 

NACH 

ÖSTERREICHISCHEM RECHT. 



VON 



DR KARL PRIBRAM. 



Wien und Leipzig. 
FRANZ DEUTICKE 

1904. 






Yerlaga-Nr. 986. 

AUG ö 1930 



K. u. k. Hofbuchdrueker Fr. Wiaiker & Schickardt, Brflnn. 



Vorwort. 

Die Arbeit, die hiemit der Öffentlichkeit übergeben wird, 
sollte ursprünglich bloß eine Darstellung der österreichischen 
Truckgesetzgebung bieten und zu deren Verbesserung anregen; 
somit eine Aufgabe erfüllen, deren Behandlung die österr. Gesell- 
schaft für Arbeiterschutz in den Bereich ihrer Wirksamkeit ge- 
zogen hatte ^). 

Der innige Zusammenhang, in welchem die Fragen der 
Truckgesetzgebung mit jenen des Lohnzahlungsrechtes stehen, 
ließ indes ihre abgesonderte Behandlung bald genug als unzu- 
reichend erscheinen und forderte eine Erweiterung der Unter- 
suchung auf die ganze Materie des österr. Rechtes der Zahlung 
gewerblichen Arbeitslohnes. 

Die Anregung zur Verbesserung der gesetzlichen Bestim- 
mungen über das Truckverbot ging im Schöße der österr. Gesell- 
schaft für Arbeiterschutz von Herrn Prof. Dr. Zuckerkandl in 
Prag aus. Ihm, meinem hochverehrten Lehrer, verdanke ich auch 
die Anregung zu dieser Schrift; ihm schulde ich wärmsten Dank 
für die eifrige Förderung, die er meiner Arbeit durch mannig- 
fache Ratschläge und mehrmalige Durchsicht des Manuskripts 
angedeihen ließ. Ich möchte es auch nicht unterlassen, hier voll 
aufrichtiger Dankbarkeit des „Staatswissenschaftlichen Instituts 



^) Vgl. die Schriften der Internat. Vereinigung für gesetzlichen 
Arbeiterschutz Nr. 1 (1901), p. 217, und Nr. 2 (1903), p. 48. 



VI Vorwort. 

der deutschen Universität in Prag" zu gedenken, an dem ich 
meine Ausbildung genossen habe und dessen reiche Bücherschätze 
mir die Fortführung dieser Arbeit wesentlich erleichterten. 

Prag, im Oktober 1903. 

Der Verfasser. 
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Einleitung. 

Die Gesetzgebung zum Schutze des Arbeitslohnes 
und ihre Aufgaben. 

Je weiter die Entwicklung einer Arbeiterklasse fortschreitet^ 
welche die Mittel zu ihrer Existenz nur durch Überlassung ihrer 
vorwiegend physischen Arbeitskraft gegen ein Entgelt an die 
besitzende Klasse zu erlangen vermag, um so mehr erscheint es 
notwendig, und zugleich auch erst möglich^ durch gesetzliche 
Bestimmungen die Vereinbarung und Zahlung des Entgelts für 
die geleistete Arbeit zu regeln. Möglich, denn die Formen der 
Lohnzahlung sind, solange die wirtschaftliche und industrielle 
Entwicklung jenen scharfen Gegensatz der beiden Klassen noch 
nicht hat entstehen lassen, zu mannigfaltig, als daß ein aus- 
nahmslos geltendes Gesetz dieselben durchgreifend regeln könnte, 
notwendig, weil gerade erst mit der jene Entwicklung begleiten- 
den Lösung der persönlichen Beziehungen des Arbeiters zu seinem 
Arbeitgeber und mit der fortschreitenden Ausbildung des Kredit- 
verkehrs vorher unbekannte Gefahren für die wirtschaftliche und 
damit auch für die physische und moralische Existenz des Ar- 
beiters sich ergeben, die ein Eingreifen der Staatsgewalt dringend 
fordern. 

Diese Gefahren drohen überall dort, wo die Existenz des 
Arbeiters von der Verwertung seiner Arbeitskraft abhängig und 
diese Verwertung dem Arbeiter nur dadurch möglich ist, daß er 
seine Arbeitskraft einem anderen gegen ein Entgelt überläßt. 
Daraus ergibt sich eine Abhängigkeit des Arbeiters von seinem 
Lohnherrn, die ihn geneigt machen wird, sich allen Bedingungen 
zu fügen, die der letztere ihm auferlegt, mag im übrigen die 
Gestaltung des Arbeitsverhältnisses in concreto welche Form 
immer annehmen. Diese Gefahren werden bestehen, wenn der 
Arbeiter in der Wohnung, in der Werkstatt, auf dem Werkplatze, 
auf dem Felde für den Arbeitgeber tätig ist, oder in der eigenen 
Wohnung Erzeugnisse für den Arbeitgeber herstellt. Hier ist der 

Wiener staatswiss. Studieo. V. Bd., 2. Heft. ' 7 
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Arbeitsvertrag nicht bloß ein wirtscliaftliclier, sondern zugleich 
ein Herrschaf tsvertrag ^). Von einer wirklichen Vertragsfreiheit, 
wie sie auch heute noch theoretisch in allen Kulturstaaten den 
gesetzlichen Bestimmungen über die Gestaltung des Arbeits- 
vertrages zugrande liegt, kann nur dann und dort die Rede sein, 
wo wir es mit Parteien von annähernd gleicher wirtschaftlicher 
Stärke zu tun haben. Die Freiheit des Arbeitsvertrages von 
gesetzlichen Schranken bedeutet hier nicht Vertragsfreiheit, son- 
dern für den wirtschaftlich schwächeren Teil den fast unbedingten 
Zwang zur Unterwerfung unter den Willen des stärkeren -). 

Hier muß daher die Gesetzgebung durch Erlassung öffentlich- 
rechtlicher Normen, durch Statuierung zwingender, die private 
Vereinbarung ausschließender Vorschriften zu verhindern suchen, 
daß die vom Privatrechte den Kontrahenten eingeräumte, un- 
bedingte Vertragsfreiheit zum Abschlüsse von Verträgen führe, 
in denen der Vorteil des wirtschaftlich überlegenen Kontrahenten 
unter Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz des schwächeren 
Teiles verfolgt wird. Denn auch der Staat hat das größte Interesse 
daran, eine Ausbeutung der wirtschaftlichen Notlage des Arbeiters 
durch den Arbeitgeber zu verhüten. 

Was man im allgemeinen gegen eine Verschärfung der 
Arbeiterschutzgesetzgebung einwenden kann — daß die Durch- 
führung ihrer Bestimmungen regelmäßig für die weniger leistungs- 
fähigen Unternehmungen eine Erschwerung der Konkurrenz be- 
deutet — fällt bei der Lohnschutzgesetzgebung kaum in die 
Wagschale. Soweit es sich bei derselben um Abschaffung offen- 
kundiger Mißbräuche handelt, wird auch der überzeugteste An- 
hänger individualistischer Ideen die Verpflichtung der staatlichen 



^) Vgl. Brentano, Sehr, des Ver. f. Saz. Bd. 45 Einl. 

^) Vgl. Fuld, Der Staat u. d. Vertragsfreiheit in der Ztschr. für 
Sozialwiss. 1901 p. 347: „Die Vertragsfreiheit ist für einen großen, 
wenn nicht geradezu den größten Teil der Bevölkerung, vor allem aber 
die gegen Lt>hn und Gehalt arbeitende, eine Fiktion, die vielleicht für 
•die juristische Konstruktion auch heute noch ebensowenig entbehrt werden 
kann, wie zu den Zeiten des röm. Rechts, die aber für den Staat und 
die Gresetzgebung kein Hindernis bilden darf, durch geeignete Bestim- 
mungen die mißbräuchliche Ausnützung wirtscliaftlicher Übermacht im 
Vertragswege innerhalb gewisser Grenzen zu verhüten.^ Vgl. auch die 
Einl. zum Berichte des sozialpol. Ausschusses des österr. Abg.-Hauses 
über den Entwurf eines Gesetzes, betr. die Regelung der Arbeitsverhält- 
nisse der Eisenbahnarbeiter. Beil. Nr. 1331 zu den sten, Prot. 
XVII. Sess. 1902. 
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Oesetzgebung nicht in Abrede stellen können, regelnd, verbietend 
«inzugreifen, und die sogenannte Vertragsfreiheit hier einzu- 
schränken. Das Gesetz ist in Erfüllung dieser Pflicht weniger 
Arbeiterschutzgesetz als vielmehr Strafgesetz. Soweit es aber 
über dieses Ziel hinausgeht und die Freiheit des Vertrags auch 
dort einschränkt, wo lediglich eine allgemein übliche Ausnutzung 
der wirtschaftlichen Übermacht durch den stärkeren Vertragsteil 
v^orliegt, ohne direkte Absicht einer Schädigung des schwächeren 
Kontrahenten, da handelt es sich regelmäßig um Schutzbestim- 
mungen, die, so lästig sie zunächst für den durch sie Betroffenen 
«ein mögen, eine wirkliche Beeinträchtigung der Konkurrenz- 
fähigkeit für keinen Arbeitgeber bedeuten, dessen Erwerbs- 
iinternehmen überhaupt lebensfähig ist. Denn an jenem Punkte, 
a-n welchem eine solche Beschränkung der Konkurrenzfähigkeit 
beginnt, hat die Gesetzgebung über die Lohnzahlung bisher in 
allen Kulturstaaten regelmäßig Halt gemacht^). 

Im übrigen — gerade die grundlegenden Ideen der Lohn- 
^schutzgesetzgebung stammen, wie wir uns überzeugen werden, 
sowohl in Deutschland als auch in Österreich aus der Ära der 
allgemeinen Vorherrschaft individualistischer Ideen und Doktrinen. 
In Osterreich ist bisher eine nähere Regelung der Lohnzahlung 
bloß durch die Gewerbeordnung und durch das Gesetz vom 
28. Juli 1902 versucht worden, also nur insoweit, als es sich um 
gewerbliche Arbeitsverträge handelt. Auf den Schutz der Lohn- 
zahlung beim gewerblichen Arbeitsver trage wollen wir, indem 
^ir allerdings diesen Ausdruck in möglichst weitem Sinne fassen, 
unsere Auseinandersetzungen beschränken, obwohl wir nicht ver- 
kennen, daß auch die Lohnzahlung bei den anderen Arten von 
Arbeitsverträgen, vor allem beim Gesindevertrage und beim land- 
wirtschaftlichen Arbeitsvertrage, einer Regelung ebensosehr be- 
dürftig ist-). 

^) — — — „es ist der Umstand erwähnenswert, daß bis nun 
sowohl legislativ als praktisch jeder ernstliche Arbeiterschutz (in Öster- 
reich) vor dem KleiD^ewerbe Halt gemacht hat, und ein gewisses Maß 
von Unordnung und Ausbeutung geduldet wird, welches man längst 
blutig gebrandmarkt hätte, wenn es zu Lasten der Großindustrie zu 
schreiben wäre." (Lecher im Handelsmuseum, Bd. XI Nr. 5 p, 50.) 

^*) Eine solche ist bisher kaum noch versucht worden. Man müßte 
hier lediglich de lege ferenda handeln. Die Darstellung würde übrigens 
"besondere Schwierigkeiten aus dem Grunde bieten, weil sowohl beim 
landwirtschaftlichen Arbeitsvertrage als auch beim Gesindevertrage die 
Formen der Lohnzahlung weit mannigfaltiger sind, als beim gewerblichen 
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Wir überlassen die eingehendere Beantwortung der Frage, 
welche Gruppen von Arbeitsverträgen wir demgemäß in unsere 
Erörterungen einbeziehen, der Darstellung des für die gewerb- 
lichen Arbeitsverträge in Osterreich geltenden Lohnzahlungs- 
rechtes und umschreiben vorläufig mit Schaff le ^) den Begriff des 
Gewerbes in folgender Weise : „Als Gewerbe ist anzusehen jede 
gesetzlich erlaubte, auf Erwerb gerichtete, regelmäßige und fort- 
gesetzte Privattätigkeit mit Ausnahme derjenigen, welche statt« 
findet : in der Landwirtschaft und in der Forstwirtschaft (außer 
der Handelsgärtnerei), in der Viehzucht, im Weinbau, in der 
Verarbeitung selbstgewonnener Bodenprodukte (soferne nicht, 
wie in den Zucker- und Branntweinfabrikationsbetrieben, die 
Verarbeitung die Hauptsache und die Stoffgewinnung nur Mittel 
der Fabrikation ist).*^ 

Als gewerblicher Arbeitsvertrag ist im allgemeinen jener 
Arbeitsvertrag zu bezeichnen, auf Grund dessen eine Person ihre 
vorwiegend physische Arbeitskraft dem Gewerbetreibenden zur 
Verwertung im Gewerbebetriebe überläßt. Die Vereinbarung 
höherer Dienstleistungen, die eine besondere (kaufmännische oder 
wissenschaftliche) Ausbildung voraussetzen, wird regelmäßig aus 
dem Begriffe des gewerblichen Arbeitsvertrages ausgeschlossen"). 
Die gesetzliche Regelung des für die Überlassung der Arbeits- 
kraft gezahlten Entgelts ist Aufgabe der Gesetzgebung über die 
Lohnzahlung. 

Denn die Nationalökonomie bezeichnet ganz allgemein das 
für die Überlassung der Arbeitskraft gewährte Entgelt als^ 
Lohn^). In diesem Sinne faßt auch das österreichische Lohn- 
beschlagnahmegesetz ^) das Wort Lohn (Entgelt), wenn es im § 4 
erklärt: „Für die Anwendung dieses Gesetzes macht es keinen 

Unterschied, ob das Entgelt (welches Personen für die 

geleisteten Arbeiten oder Dienste beziehen,) in einer Summe 
Geldes oder in einem anderen Vermögensvorteile besteht und ob 

Arbeitsvertrage, Schwierigkeiten, die vor allem auch einer durchgreifenden 
gesetzlichen Regelung dieser Frage im Wege stehen. 

^) Zur Theorie u. Politik des Arbeiterschutzes in d. Zeitschr. f. ges. 
Staatsw. 1890 p. 623. 

-) Eine genaue Fixierung des Umfangs dieses Begriffs kann nur 
vom Standpunkte einer positiven Gesetzgebung aus erfolgen. Über den 
Begriff nach österr. Rechte vgl. unten S. 23 fg. 

3) Vgl. Philippovich, Volkswirtschaftslehre, 2. Aufl. p. 292. 
Rosin, Recht der Arb.-Vers. I. p. 191. 

*) Gesetz vom 29. April 1873, R. G. Bl. 68. 
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•es nach Zeit oder Stück berechnet wird. Bei der Ermittlung der 
als Entgelt zu behandelnden Summe ist der Betrag, welcher etwa 
für Materialien und Ersatz der Auslagen gebührt, auszuscheiden 
und abzuschlagen." 

Dagegen verwenden die populäre Ausdrucksweise und viel- 
fach auch die gesetzgeberische Terminologie das Wort in anderem 
Sinne 1). 

Halten wir an der oben gegebenen Definition des Wortes 
Lohn fest, so ergibt sich aus derselben ein dreifaches: 

1. Daß der Gegenstand des Entgelts für den Begriff des 
Lohnes gleichgültig ist. 

2. Daß die Art der Berechnung des Entgelts für diesen 
Begriff keine Rolle spielt. 

3. Daß zum Lohne nur dasjenige gehört, was wirklich als 
Entgelt für die geleistete Arbeit gegeben wurde. 

ad L Der Gegenstand des Entgelts ist für den Begriff des 
Lohnes unwesentlich. Wesentlich ist nur, daß das Entgelt einen 
Vermögenswert für den Arbeiter darstellt. In der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle besteht es beim gewerblichen Arbeitsvertrage 
in einer Geldleistung an den Arbeiter, es kann jedoch auch be- 
stehen in der Hingabe anderer Gegenstände, in der Überlassung 
von Sachnutzungen (Gewährung einer Wohnung), in der Vor- 
nahme von Dienstleistungen (Gewährung ärztlicher Hilfe) oder 
in sonstigen Leistungen, die einen Vermögenswert haben (An- 
-erkennung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Schuld- 
verhältnisses), endlich in der Gewährung einer Erwerbs- oder 
Verdienstgelegenheit (Gewährung der Gelegenheit zum Empfange 
von Trinkgeldern im Gastwirtsgewerbe, von Mahlgeldern im 
Müllergewerbe) *). 

Insoferne jedoch die Gewährung einer Erwerbsgelegenheit 
als eine besondere Form der Lohnzahlung aufgefaßt werden kann, 
l)ei welcher das schließliche Entgelt, wenigstens soweit es sich 
um gewerbliche Arbeitsverträge handelt, regelmäßig in Geld be- 
steht, können wir auch hier davon sprechen, daß den Gegenstand 
des Entgelts eine Geldleistung bildet, bei welcher nur der Lohn- 

^) Vgl. unten p. 29 fg. Hier macht sich der auch sonst heklagens- 
^crte Ühelstand fühlbar, daß die soziale Gesetzgebung jener juristischen 
Durchbildung noch sehr ermangelt, welche das Privatrecht in so reichem 
Mnße erfahren hat. 

^) Vgl. zu dieser Einteilung Lot mar, Der Arbeitsvertrag nach d. 
Privatr. des Deutschen Reichs Bd. I. (1902), p. 154 fg. 
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empfang in anderer Weise stattfindet und die Lohnhöhe in 
anderer Weise bestimmt wird als bei den sonstigen Formen der 
in Geld erfolgenden Lohnzahlung. 

Es ist ja nicht erforderlich, daß das Entgelt für die Arbeit 
unmittelbar vom Arbeitgeber geleistet wird ^). Wir werden daher, 
wenn wir vom Geldlohn sprechen, diese Form der Gewährung^ 
des Entgelts mit begreifen, und dem Geldlohne alle in anderen 
Leistungen des Arbeitgebers bestehenden Löhne als Naturallöhne 
gegenüberstellen. Dadurch bleibt dem Worte Naturallohn so» 
ziemlich jener Sinn erhalten, welchen die Nationalökonomie damit 
zu verbinden pflegt-). 

ad 2. Es macht für den Begriff des Lohns keinen Unter- 
schied, in welcher Weise der Lohn zur geleisteten Arbeit in 
Beziehung gesetzt wird, ob das Quantum der geleisteten Arbeit 
den Maßstab bildet (Akkordlohn) ^), oder ob durch Vereinbarung: 
eine bestimmte Gattung von Arbeiten fixiert ist, die der Arbeit- 
geber fordern darf, als Maßstab für die Berechnung des Entgelts 
aber die Zeit dient, während welcher Arbeit geleistet wurde 
(Zeitlohn.) 

Ebenso können beide Formen der Lohnberechnung neben- 
einander vorkommen. 

ad 3. Zum Lohne gehört nur dasjenige, was wirklich al& 
Entgelt für die geleistete Arbeit zu dienen bestimmt ist. Daraus^ 
ergibt sich, daß insbesondere bei einer in Bargeld erfolgenden 
Lohnzahlung stets die Frage beachtet werden muß, ob auch hier 
die ganze unter dem Titel des Lohnes an den Arbeiter gezahlte 
Summe Lohn im eigentlichen Sinne ist. Hat der Arbeiter etwa 
Auslagen gemacht, die zu seiner Bedarfsdeckung in keiner Be- 

^) „Auch die Darreichung von Seiten dritter Personen erfüllte den 
Begriff, wenn nur nach der Intention, dem Bewußtsein der Parteien, der 
Beschäftigte vom Arbeitgeber auf jene Bezüge, zu deren Erhebung er 
ihm die Möglichkeit gewährt, als auf ein Entgelt seiner ihm geleisteten 
Arbeit verwiesen ist." (Rosin, Das Recht der Arbeiterversicherung Bd. I., 
p. 193.) Dagegen rechnet Lot mar alle Fälle der (xewährung einer 
Erwerbs- oder Verdienstgelegenheit in die Kategorie der Naturalleistungen.. 
(Arbeitsvertrag I., p. 700.) 

-) Diese der Scheidung zwischen Kauf und Tausch analoge Unter- 
scheidung beim Arbeits vertrage, je nachdem das Entgelt in barem Gelde 
oder in einer sonstigen Leistung besteht, findet sich schon im öst. bgL 
G. B. §§ 1151 und 1173. 

^) Beim gewerblichen Arbeits vertrage wird der Akkordlohn ge- 
wöhnlich die Form des Stücklohns annehmen. 
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Ziehung stehen, sondern ausschließlich im Interesse der Arbeits- 
verrichtung erfolgen, so müssen diese Auslagen von dem 
empfangenen Lohne abgezogen werden, damit man das reine 
Entgelt für die Überlassung der Arbeitskraft erhalte. Ebenso 
muß bei jeder anderweitigen Leistung des Arbeitgebers an den 
Arbeiter stets untersucht werden, ob sie wirklich Entgelt für die 
geleistete Arbeit ist, oder lediglich zur Unterstützung des Ar- 
beiters beim Arbeitsprozesse gewährt wurde ^). Es ist leicht 

^) Außerordentlich beachtenswert sind in dieser Hinsicht die Aus- 
führungen des Memorandum on the law relating to Truck (erstattet an 
das englische Parlament seitens des Secretary of State for the Home 
üep^artement, London 1896, p. 6 f.). Sie sind so lehrreich, daß ich den 
ganzen betreffenden Passus wenigstens auszugsweise hier wiedergeben 
will. Dieser Bericht bezeichnet als den kritischesten Punkt des Truck- 
Gesetzes von 1831 die Definition des Wortes Wages (Lohn). Unter Lohn, 
80 führt der Bericht aus, versteht der Arbeiter gewöhnlich die Geld- 
summe, die er zu bekommen hat, und betrachtet als Lohnabzug alles, 
was den Lohn vermindern soll. Das ist aber nicht der Gesichtspunkt, 
din der Nationalökonom wählen würde. Am Beispiele eines Ziegel- 
arbeiters, dem an seinem Wochenlohne von seinem Arbeitsherrn ein 
Abzug für den vom letzteren beigestellten Zement gemacht wird, zeigt 
das Memorandum den Unterschied zwischen den beiden Auffassungen. 
Nimmt man das Wort Lohn in populärer Bedeutung, so hat der Arbeit- 
geber, der statt des 3 ^ betragenden Wochenlohns nur 35 sh gezahlt 
und für den Restbetrag Zement geliefert hat, das Gesetz verletzt, das 
die Auszahlung des ganzen Lohnes in barem Golde vorschreibt. Ist 
jedoch die nationalökon. Auffassung maßgebend, dann betrug der „Lohn'' 
überhaupt nicht 3 £, sondern 3 £ weniger dem Werte des Zements ; 
indem der Arbeiter 35 sh, erhielt, ist das Gesetz nicht verletzt worden. 
Diese letztere Auffassung haben sich auch die englischen Gerichte zu 
eigen gemacht, entsprechend der für „Lohn'' gegebenen Definition als 
„any money or other thing had or contracted to be given as recompense, 
reward or remuneration for any labour". In dem erwähnten Beispiele 
schien die Entscheidung übrigens keine besonderen Schwierigkeiten zu 
machen, da das Material unmittelbar bei der Arbeit im Interesse des 
Arbeitgebers verwendet wurde. Mehr Anlaß zu Zweifeln ist gegeben, 
wenn z. B. vom Arbeitgeber das Brennmaterial zur Erwärmung des 
Arbeiters während der Arbeit beigestellt werden soll oder Bier geliefert 
wird zur Kräftigung des Arbeiters während der Arbeit u. a. m. Ist in 
allen diesen Fällen das Gesetz verletzt, das vorschreibt, daß bei Arbeits- 
verträgen der Lohn nur in barem Gelde bestehen dürfe? „It seems pro- 
bable," so schließt die betreffende Stelle, „that the true test in each of 
these cases will be whether the thing was given as wages, that is to 
say as reward for work, or really only provided to enable the workman 
to work. The two things are very different in cssence, for the things 
which are given to a workman for his pleasure, or enjoyment, as a 
rdward for his labour, are obviously very distinct from those things 
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begreiflich, daß die populäre Auffassung hier in dieser Weise 
nicht unterscheidet; sie faßt vielmehr häufig genug die vom 
Arbeitgeber dem Arbeiter in Geld gewährten Leistungen als 
Lohn zusammen, ohne Rücksicht darauf, ob dieselben wirklich 
ein Entgelt für geleistete Arbeit darstellen, oder zugleich ein 
Entgelt sind für anderweitige Aufwendungen des Arbeiters, 
welche dieser im Interesse des Arbeitgebers auf Grund des 
Arbeitsvertrages neben der eigentlichen Arbeitsleistung noch vor- 
nehmen muß. Es ist jedoch theoretisch verfehlt, die in vielen 
Betrieben übliche Beistellung von Werkzeugen, Arbeitsmaterial etc. 
seitens des Arbeitgebers in Anrechnung bei der Lohnzahlung als 
^Zuwendungen aij den Arbeiter '^ zu bezeichnen, luid mit den 
eigentlichen Zuwendungen, die in der Überlassung von Bedarfs- 
gegenständen an den Arbeiter bestehen, in einem Atem zu 
nennen, wie dies nicht nur in der Gesetzgebung ^), sondern auch 
in der Literatur ^) allgemein üblich ist. 

Alle Leistungen des Arbeitgebers an den Arbeiter sind 
demnach streng zu sondern, je nachdem sie den Charakter eines 
Entgelts für geleistete Arbeit haben oder nicht. Dies gilt zunächst 
von den in Bargeld erfolgenden Zahlungen des Arbeitgebers an 
den Arbeiter. In den als „Lohn" gezahlten Summen ist oft Ersatz 
für Auslagen enthalten, die der Arbeiter bei Verrichtung der 
Arbeit im Interesse der Werkvollendung vereinbarungsgemäß vor- 
nehmen mußte, die aber mit der Wirtschaftsführung oder einer 
Bedürfnisbefriedigung des Arbeiters nichts zu tun haben. Nur 
jener Geldbetrag, der nach Ausscheidung dieses Auslagenersatzes 
übrig bleibt^), ist Lohn im eigentlichen Sinne, d. h. Entgelt für 
geleistete Arbeit. 

Dabei macht es keinen Unterschied, ob der Arbeiter die 
Arbeitsleistung selbst vornimmt, oder sich etwa der Hilfe eines 
dritten beim Arbeitsprozesse bedient. Derjenige Teil des Lohns, 
den der Arbeiter erhält, um damit dem dritten seine Hilfe- 

which are not given to him as a reward or recompense of labour, but 
as a means of doing it. In practice however the line of demarcation 
is not always very easy to draw." 

^) § 78 der österr., § 115 der deutschen Gew.-O., Art. 2 des 
belg. Ges., betr. die Lohnzahlung vonl887, ungar. Gew.-O. von 1884, §158. 

-) Vgl. Schönberg, Handbuch, II. Bd. (4. Aufl.), II. p. 108, die 
Art. Trucksystem im H. W. B. der St. W. und in Elsters Wörterbuch 
der Volkswirtschaft, Herkner in Brauns Arch. I., p. 389 fg. Neukamp 
im Verw.-Arch. V., 244 u. a. m. 

^) Vgl. § 4 des Lohnbeschl.-Ges. vom 29. April 1873. 
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leistung zu entgelten, ist ebenfalls Entgelt für geleistete Arbeit, 
Lohn im eigentlichen Sinne und nicht Auslagenersatz ^). 

Schwieriger ist die Scheidung bei der Gewährung von 
Naturalleistungen seitens des Arbeitgebers an den Arbeiter. Wir 
werden alle derartigen Naturalleistungen dementsprechend in 
zwei Kategorien sondern müssen ^) : 

I. Jene Naturalleistungen, die einer Bedarfsdeckung des 
Arbeiters entsprechen, also wirklich einen Vermögenswert^) für 
ihn haben, daher Entgelt sind. Dazu gehört: 

a) Die Zuwendung von Gegenständen, z. B. von Nahrungs- 
mitteln, Beheizungs- und Beleuchtungsmaterial, Kleidung, Arz- 
nei etc. 

h) Die Gewährung von Sachnutzungen, wie des Gebrauchs 
«iner Wohnung, der Nutzung von Grundstücken*) etc. 

c) Die Vornahme von Dienstleistungen, z. B. die Gewährung 
persönlicher Bedienung, ärztlicher Hilfe, event. der Unterweisung, 
<les Unterrichts^). Gemischten Charakters ist die Gewährung der 



^) Vgl. Lotinar, Arbeitsvertrag I., p. 144. 

-) Vgl. zu der folgenden Einteilung die Klassifikation der Abzöge, 
•die das oben erwähnte Memorandum on the Law relating to Truck auf 
p. 8 gibt. 

^) ^Die Bedingung, daß die als Entgelt gegebenen Natural- 
leistungen für den Bezugsberechtigten ein wirtschaftliches Gut darstellen, 
trifft nur zum Teil zu bei Verzehrungsgegenständen, dereu unmittelbare 
Konsumtion an Ort und Stelle den bei ihrer Erzeugung beschäftigten 
Personen entweder ohne jede Maßbestimmung oder doch bis zu einer 
Maximalhöhe gestattet ist. Soweit die letztere zweifellos diejenige Grenze 
übersteigt, bis zu der das Produkt die Ernährung des Körpers oder 
dessen Kräftigung für die Arbeit überhaupt noch zu fördern vermag, 
kann die Anrechnung (als Lohn) billigerweise nicht mehr beansprucht 
werden." (Rosin, Arb.-Vers., p. 201.) Was hier Rosin zur Bestimmung 
-des der Versicherung als Grundlage dienenden Lohnes bemerkt, dürfte 
-wohl allgemeine Geltung beanspruchen, da es sich unmittelbar aus der 
oben festgestellten begrifflichen Bestimmung des Lohns ergibt. 

^) Die Gewährung der Landnutzung wird von Lotmar als Ge- 
währung einer Erwerbsgelegenheit aufgefaßt. (Arb.-Vertr. p. 709.) Er 
hat allerdings vorwiegend die Arbeitsverhältnisse der Landwirtschaft 
<iabei im Auge, 

^) Selbstverständlich handelt es sich hiebei nicht um den Unter- 
richt, der den Gegenstand der Leistung beim Lehrvertrag bildet; denn 
beim Lehrvertrage ist die Erteilung des Unterrichts, der Unterweisung 
Hauptgegenstand des Vertrags, sie bildet nicht etwa lediglich eine Gegen- 
leistung für die Arbeitsleistungen des Lehrlings. Es sind hier vielmehr 
jene Fälle gemeint, in denen ein wirklicher Arbeitsvertrag vorliegt, der 
in Geld, Gegenständen etc. bestehende Lohn jedoch mit Rücksicht darauf 
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ganzen Verpflegung, denn hier findet ebenso die Vornahme von 
Dienstleistungen wie Zuwendung von Gegenständen und Gewäh- 
rung der Wohnung statt. 

d) Die Gewährung anderer vermögenswerter Vorteile, z. B-^ 
die Anerkennung einer Schuld, Schulderlaß etc., die Gewährung 
der Anteilnahme an Wohlfahrtseinrichtungen, soweit dieselbe- 
nicht reine Liberalität ist ^). Es ist endlich auch denkbar, daß das 
Entgelt in der Unterlassung einer Handlung besteht, zu welcher 
der Arbeitgeber berechtigt wäre, z. B. in der Nichterhebung einer 
dem Arbeitgeber dem Arbeiter gegenüber zustehenden Schaden- 
ersatzklage, doch wird in solchen Fällen meist ein ausdrücklicher 
Verzicht auf das Recht stattfinden und somit das Entgelt als. 
positive Leistung aufgefaßt werden können. 

II. Jene Naturalleistungen des Arbeitgebers, denen eine Be- 
darf sbefriedigung des Arbeiters nicht entspricht, sondern die ledig- 
lich dem Arbeiter die Ausführung der Arbeit ermöglichen oder 
erleichtern sollen, die also nicht im Interesse des Arbeiters, son- 
dern ausschließlich in jenem der Werkverrichtung erfolgen. Sie 
haben den Charakter einer Lohnzahlung nicht. Hieher gehört: 

ä) Die Zuwendung von Gegenständen, die beim Arbeitspro- 
zesse zur Verwendung gelangen, z. B. von Werkzeugen und 
Materialien, von Arbeitskleidern, von Feuerungsmaterial bei Be- 
leuchtung und Beheizung der Arbeitsräume. 

b) Die Gewährung von Sachnutzungen, z. B. die mietweise 
Überlassung von Werkzeugen und Maschinen, die bei Ausführung 
der Arbeit erforderlich sind, die Überlassung des Arbeitsrau- 
mes etc. 

c) Die Vornahme von Dienstleistungen, z. B. der Transport 
des Arbeiters von der Wohn- zur Arbeitsstätte, die Gewährung 
von Hilfeleistungen beim Instandhalten der Maschinen, beim 
Arbeitsprozesse etc. 

Soviel vorläufig zur Feststellung des Begriffs Arbeitslohn- 
Der Arbeitslohn bildet in aller Regel das alleinige Ein- 
kommen des gewerblichen Arbeiters ; die Arbeitslöhne der erwerbs- 
fähigen Familienmitglieder bilden die Existenzgrundlage für die 



sehr gering bemessen wird, daß der Arbeiter eine Unterweisung in der 
Beschäftigung erhält. 

^) Vgl. Ijotmar, Arb.-Vertr. I., p. 684, der übrigens alle Gewährung 
einer Anteilnahme an Wohlfahrtseinrichtungen aus dem Begriffe der 
Naturalvergütung, d. h. der in einer Naturallcistung bestehenden Lohn- 
zahlung ausschließen will. 
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ganze Arbeiterfamilie. Der Staat hat die Pflicht, dafür zu sorgen 
daß diese Grundlage nicht erschüttert werde. „Die staatliche 
Gesetzgebung muß es als eine ihrer dringendsten Aufgaben be- 
trachten, die Arbeit zu schützen, zu pflegen und zu fördern, und 
vor allem dafür zu sorgen, daß die Quelle aller Arbeit, die Arbeits- 
kraft des einzelnen erhalten bleibe, daß also dem Arbeitenden 
von dem Ertrage seiner Arbeit stets mindestens soviel belassea 
werde, als er zu seiner Existenz und zur Erhaltung seiner Arbeits- 
fähigkeit notwendig hat." ^) An sich wäre es möglich, den Lohn- 
schutz auf die Feststellung bestimmter Lohnsätze zu gründen, 
dem Arbeiter also auf diesem Wege ein Existenzminimum zu 
sichern. Die moderne Gesetzgebung, geleitet von dem Prinzipe 
der Vertragsfreiheit, vermeidet diesen Weg der Lohnregulierung 
grundsätzlich-). Wir haben uns mit dieser Frage weiter nicht zu 
beschäftigen. Ebenso fällt aus dem Gebiete unserer Erörterung 
die Frage heraus, in wieferne eine Einflußnahme des Staates auf 
die Formen der Lohnbemessung angezeigt wäre, vor allem im 
Sinne einer Erweiterung der auf die Vereinbarung von Zeitlohn 
sowie der auf Beteiligung der Arbeiter am ünternehmergewinne 
gerichteten Verträge. Auch die Entscheidung dieser Fragen wird 
prinzipiell der freien Vereinbarung der Parteien übex'lassen. E& 
beschränkt sich die staatliche Gesetzgebung regelmäßig darauf^ 
den bedungenen Lohn zu sichern, eine Beeinträchtigung desselben, 
durch wen immer sie erfolgen mag, zu verhindern, da sich der 
Arbeiter gegen eine solche Beeinträchtigung in seiner wirtschaft- 
lichen Schwäche aus eigener Kraft regelmäßig nicht schützen kann. 
Das positive Ziel der Gesetzgebung über die Lohnzahlung 
können wir mit einer gewerbegerichtlichen Entscheidung des 
deutschen Reichsgerichts^) dahin ausdrücken: „Den Arbeitern die 
freieste Verfügung über ihren Lohn zu wahren." Dabei ist 
für die Frage des Lohnschutzes zu unterscheiden, ob sich der 
Lohn noch im Stadium der Lohnforderung befindet, oder ob er 
dem Arbeiter bereits ausgezahlt ist. Der Arbeiter erhält in aller 



^) II. Ber. des Ausscb. des österr. Abg.-H. zum Lohnbeschlagn.- 
Ges. (Drucks, des Abg.-H. Nr. LXXX\72409 1873 ; abgedr. bei K a s e r c r, 
Mater. Heft IV. p. 35.) 

"*) Darüber, sowie überh. über die Frage einer Regelung der Lohn- 
höhe durch Eingreifen der Staatsgewalt und insbes. durch Feststellung 
der Bedingungen bei Vergebung öffentl. Lieferungen vgl. Zwiedineck- 
Südenhorst, Lohnpolitik etc. 1900 p. 201 f. 

^) Abgedr. bei Reger, Entsch. Bd. 13 p. 255. 
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Regel den Lohn erst nach geleisteter Arbeit^), er schießt die 
letztere vor; er wird daher etwaigen Schmälerungen und Kür- 
zungen des Lohnes regelmäßig machtlos gegenüberstehen; er 
wird sich dieselben gefallen lassen müssen, da er im Falle der 
Weigerung Gefahr läuft, den Lohn nicht ausgezahlt zu erhalten, 
mit dessen Erlangung seine wirtschaftliche Existenz innig ver- 
knüpft ist. Die Lohnforderung als solche verlangt also den be- 
sonderen Schutz der Gesetzgebung; auf sie beziehen sich auch 
— mit geringen Ausnahmen — die heute in den Kulturstaaten in 
Geltung stehenden Lohnschutzgesetze insgesamt. Ist dann der 
Lohn einmal zur Auszahlung gelangt, so werden bedenklichere 
Eingriffe in denselben wohl regehnäßig nur mit behördlicher 
Hilfe möglich sein. 

Die Schmälerungen des Lohnes bis zur Empfangnahme des- 
selben können nun direkt einen wucherischen Charakter annehmen, 
sich als Mißbräuche darstellen, deren sich der Unternehmer 
schuldig macht, indem er unter Anwendung der verschiedensten 
Mittel Teile des Lohnes zu seinem eigenen Vorteil verwendet. 
Hieher gehören die Fälle des Truckunfugs, gegen die sich die 
Bestimmungen des Truckverbots richten. Der Truckmißbrauch 
erscheint regelmäßig in vier Gestalten: 

1. In der Form, daß der Lohn teilweise in Gegenständen 
oder Waren vereinbart wird, die gelieferten Gegenstände jedoch 
in Bezug auf Quantität und Qualität der Vereinbarung oder den 
berechtigten Erwartungen nicht entsprechen. 

2. In der Form, daß an Stelle des in Geld vereinbarten 
Lohnes oder in Anrechnung auf denselben Waren und Gegen- 
stände (auch Anweisungen auf solche, Bons) gegeben werden, 
deren Wert für den Arbeiter geringer ist als die von dem Geld- 
lohne dafür in Abzug gebrachte Summe. 

3. In der Form, daß in der als Lohn vereinbarten Geld- 
summe auch der Ersatz für die vom Arbeiter zum Arbeitsprozesse 
beizustellenden Werkzeuge und Hilfsstoffe enthalten ist, der Ar- 
beitgeber diese Gegenstände selbst liefert und dafür einen größeren 
Abzug am Lohne vornimmt, als dem Werte der gelieferten Werk- 
zeuge und Materialien entspricht. 

4. In der Form, daß der Arbeitgeber dem Arbeiter mehr 
Waren überläßt, als dieser zu bezahlen imstande ist; auf diese 
Weise bringt der Arbeitgeber den Arbeiter in ein vollständiges 



1) Vgl. § 1156 a.b. G. B. 
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Abhängigkeitsverhältnis, das den letzteren zwingt, sich jeder Be- 
dingung des Arbeitgebers zu fügen ^). 

Als charakteristisches Merkmal für das Truckwesen kann 
man daher dies bezeichnen, daß der Arbeitgeber die Notlage, 
die wirtschaftliche Abhängigkeit des Arbeiters dazu benützt, sich 
durch Überlassung von Gegenständen und Waren an den Arbeiter 
Vorteile zu verschaffen, die in auffälligem Mißverhältnisse stehen 
zu den Leistungen, die er dafür dem Arbeiter gewährt. Die 
Verwandtschaft dieser Begriffsbestimmung mit jener des modernen 
Wucherbegriffs ist unverkennbar^). In den meisten Fällen wird 
man den Truckmißbrauch direkt als Warenwucher bezeichnen 
können. 

Ist es Aufgabe der Truckgesetzgebung, die Arbeiter bei der 
Geltendmachung ihrer Lohnforderungen vor Benachteiligung zu 
schützen und die Aufnahme solcher Bedingungen in den Arbeits- 
vertrag zu verhindern, welche eine derartige Benachteiligung er- 
möglichen, so darf sich die Gesetzgebung nicht darauf beschränken, 
lediglich die wesentlichsten Mißbräuche zu untersagen. Es wird 
ihr kaum jemals gelingen, alle möglichen Arten wucherischen 
Vorgehens aufzuzählen und unter Straf Sanktion zu stellen. Die 
Gesetzgebung muß vielmehr auf die Wurzel des Übels zurück- 
gehen, die wirtschaftliche Abhängigkeit des Arbeiters von seinem 
Lohnherrn. Dieses Abhängigkeitsverhältnis selbst zu ändern oder 
zu beseitigen, steht nicht in der Hand des Gesetzgebers. Allein 
er kann wohl alle jene Vereinbarungen und Rechtsgeschäfte 
zwischen Arbeiter und Arbeitgeber untersagen, die geeignet sind, 
zu einem Mißbrauche der wirtschaftlichen Übermacht des stärkeren 
Vertragsteils Veranlassung zu geben. Um diesen Gedanken etwas 
konkreter auszudrücken: Beim gewerblichen Arbeitsvertrage, bei 

^) Vgl. das oben zit. Memorandum upon the Truck-Law (Gase 
Redgrave v. Kelly, p. 53). 

2) Vgl. den § 138, Abs. 2 des bgl. G. B. für das Deutsche Reich, 
wo als gegen die guten Sitten verstoßend und daher als nichtig be- 
zeichnet wird „ein Rechtsgeschäft, durch das jemand unter Ausbeutung 
der Notlage — — — sich oder einem andern für eine Leistung Ver- 
mögensvorteile versprechen oder gewähren läßt, welche den Wert der 
Leistung dergestalt übersteigen, daß den Umständen nach die Vermögens- 
vorteile in auffälligem Mißverhältnisse zur Leistung stehen". Bei der Be- 
ratung des Wuchergesetzes von 1893 und des zit. § 138 wurde im 
deutschen Reichstage ausdrücklich anerkannt, daß diese Bestimmungen 
auch auf Arbeitsverträge Anwendung zu finden haben. (Vgl. Stadt- 
hagen, Arbeiterrecht, p. 42 u. 130.) 
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welchem die Gegenleistung für die Überlassung der Arbeitskraft 
regelmäßig in einer Entlohnung in Geld besteht, birgt jede Ver- 
einbarung, auf Grund deren der Arbeiter dem Unternehmer Teile 
des bedungenen Lohnes wieder zu überlassen hat, die Gefahr in 
sich, daß sie vom Arbeitgeber in der erwähnten mißbräuchlichen 
Weise ausgenützt werde. Die Lohnschutzgesetzgebung wird daher 
auf alle Vereinbarungen und Verabredimgen dieser Art den Kreis 
ihres Geltungsgebietes ausdehnen müssen. 

Eingriffe in den Lohn vor Empfangnahme desselben können 
ferner bestehen in Lohnabzügen, welche der Arbeitgeber auf 
Orund irgendwelcher Gegenforderungen, sei es eigener, sei es 
fremder, vornimmt. Die Lohnforderung des Arbeiters ist ja regel- 
mäßig das einzige, immer das bequemste Vermögensobjekt des 
Arbeiters, aus dem der Gläubiger desselben seine Befriedigung 
holen kann. Diesem zweiten Übelstande, daß auf Grund privat- 
rechtlich begründeter Ansprüche die Lohnforderung des Arbeiters 
zur Befriedigung seiner Gläubiger verwendet wird, suchen in 
mehr oder minder vollkommener Weise die Lohnbeschlagnahme- 
gesetze abzuhelfen, die sich, wie ersichtlich, gegen jeden Gläu- 
biger des Arbeiters zu wenden haben, wenn ihr Erfolg erreicht 
werden soll. 

Die Gesetzgebung wird aber auch das zweite Stadium, wäh- 
rend dessen eine Beeinflussung des Arbeiters durch den Arbeit- 
geber in der Verfügung über seinen Lohn möglich ist, nicht außer- 
acht lassen dürfen: die Zeit nach Empfang des Arbeitslohnes. 
Auch nachdem- er dem Arbeiter den Lohn bereits ausgezahlt hat, 
wird der Arbeitgeber auf Grund seiner wirtschaftlichen Über- 
legenheit immer noch in der Lage sein, den Arbeiter in der freien 
Verfügung über den Lohn zu beschränken, sei es, indem er dem 
Arbeiter eine bestimmte Verwendung des Lohnes auf Grund einer 
ausdrücklichen Vereinbarung vorschreibt, sei es, indem er unter 
Ausübung indirekten Zwanges den Arbeiter verhält, gewisse Ge- 
genstände seines Bedarfes aus bestimmten Verkaufsstätten zu be- 
ziehen, zu bestimmten, vom Unternehmer begünstigten Einrich- 
tungen Beiträge zu leisten u. s. w. 

Von einer wirklichen Freiheit des Arbeiters in der Ver- 
fügung über seinen Lohn kann endlich nur dann die Rede sein, 
wenn der Arbeiter tatsächlich in die Lage versetzt wird, den 
laufenden Bedarf aus dem ins Verdienen gebrachten Lohne zu 
decken, wenn er also geschützt ist vor den Folgen der Zahlungs- 
unfähigkeit des Arbeitgebers einerseits, vor vertragswidrigem 
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Verzug in der Zahlung des fälligen Lohnes andererseits, und 
-endlich vor einer, seinen wirtschaftlichen Bedürfnissen nicht ent- 
sprechenden Gestaltung der Lohnperioden. Denn für den Arbeiter, 
■der von der Hand in den Mund zu leben gewohnt ist, bedeutet 
jede Verzögerung in der Auszahlung des Lohnes — ganz zu 
schweigen von einem vollständigen oder teilweisen Ausfall des 
erwarteten Lohnes — bereits eine Erschütterung seiner Wirtschaft, 
da ihn eine solche Verzögerung zwingt, zu einem, jedenfalls ver- 
lustbringenden, Borgwesen zu greifen. Dasselbe Resultat ergibt 
sich für den Arbeiter auch dann, wenn die Lohnperiode, während 
welcher er mit dem letztempfangenen Lohnbetrage sein Aus- 
kommen finden muß, seinen wirtschaftlichen Fähigkeiten oder 
Gewohnheiten nicht entspricht. 

Fassen wir die Gesichtspunkte, nach denen sich demgemäß 
die folgende Darstellung der österreichischen Lohnschutzgesetz- 
^ebung gliedern soll, zusammen, so betriflft diese Gesetzgebung: 

1. Den Schutz des Arbeiters vor Übervorteilung bei der 
Lohnzahlung (Truckschutz oder Lohnzahlungsschutz) ^). 

2. Den Schutz des Arbeiters vor Eingriffen in den Lohn 
{Schutz gegen Lohnminderung). 

3. Den Schutz des Arbeiters vor Beeinflussung in der Ver- 
wendung seines Lohnes (Lohnverwendungsschutz). 

4. Den Schutz des Arbeiters gegen Nichtzahlung des Lohnes 
•(Lohnsicherung). 

5. Den Schutz des Arbeiters vor einer seinen Bedürfnissen 
nicht entsprechenden Verlegung der Zahlungszeit (Schutz des 
regelmäßigen Lohnempfanges). 

Zunächst soll ein kurzer Abriß der Geschichte der öster- 
reichischen Lohnschutzgesetzgebung vorausgeschickt werden. 



^) Anders die Terminologie bei Frankenstein (Arbeiterschutz, 
p. 108), der — in Anlehnung an Schäffles Ausführungen in der Zeitschr. 
f. d. ges. Staats w. 1891, p. 93 fg. — den Lohnzahlungsschutz vom 
Truckschutz unterscheidet, und bei Sinz heimer, Lohn und Aufrech- 
nung, der p. 6 f. zwei Gruppen der Lohnsicherung annimmt, den Lohn- 
-erhaltungsschutz und den Lohnzahlungsschutz, je nachdem es sich um 
Schutz der Erhaltung oder der Erfüllung der Lohnforderung handelt. 



Kapitel I. 

Zur Geschichte der österr. Lohnschutzgesetzgebung. 

Die österreichische Gesetzgebung über die Lohnzahlung 
reicht sehr weit zurück. Sie hat ihre Wurzeln in den Berg- 
rechten der habsburgischen Lande, in denen frühzeitig Bestim- 
mungen gegen das Truckunwesen erlassen wurden. Betrachtete 
es doch die Regierung des absoluten Staats — beeinflußt von 
dem Gedanken eines dem Landesfüsten zustehenden Bergregals 
' — als ihre besondere Aufgabe, im eigenen Interesse die Berg- 
arbeiter vor Benachteiligung durch den Bergwerksbesitzer zu 
schützen ^). 

Als dann die liberale Zeitströmung auch in Österreich ihre 
Herrschaft geltend machte und das ganze Arbeitsverhältnis auch 
auf dem Gebiete des Bergwesens prinzipiell auf den Boden des 
freien Arbeitsvertrags gestellt wurde, mußten freilich mit allen 
andern, die Gestaltung des Arbeitsvertrags beeinflussenden Be- 
stimmungen auch die auf den Lohnschutz sich beziehenden 
Vorschriften fallen. 



^) Vgl. Koehne, Die Arbeitsordnungen, Berlin 1901. Die Berg- 
ordnungen des absoluten Staates enthielten vielfach Vorschriften, die den 
modernen Lohnschutzbestirnmungen nichts nachgeben. Als Beispiel sei 
nach Menzel (in Grünhuts Zeitschrift, Bd. XVIII. p. 498), angeführt, daÜ^ 
insbesondere in den Bergordnungen der böhmischen Länder die unbe- 
dingte Verpflichtung zur Barzahlung unter Ausschluß jeder Hingabe an 
Zahlungsstatt ausgesprochen war 5 dagegen war es in den Bergordnungen 
der Alpenländer gestattet, den Arbeitern an Stelle des Barlohnes „Pfenn- 
werte", d. h. geldwerte Waren zu geben, jedoch unter mannigfaltigen 
gesetzlichen Beschränkungen. Voraussetzung für diese Hingabe an 
Zahlungsstatt war nämlich: 1. die Zustimmung der Bergleute; 2. die 
Anrechnung der Lebensmittel zum Marktpreise unter Statuierung richter- 
lichen Mäßigungsrechtes ; 3. die Verabfolgung des unentbehrlichen Werk- 
bedarfs (Talg, Eisen) an die Arbeiter ohne Entgelt. So lauteten schon 
Art. 140 — 142 der Ferdinandischen Bergordnung von 1553. Ebenso^ 
findet sich schon frühzeitig das Verbot des Ausschanks geistiger Ge- 
tränke an die Bergarbeiter durch die Bergbeamten. 
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Allein eine jahrhundertlange Entwicklung des Bergarbeiter- 
schutzes konnte doch nicht mit einemmale aufhören, ohne wenig- 
stens deutliche Spuren ihres früheren Daseins zurückzulassen. 
Fast jede der eingangs erwähnten Aufgaben der Lohnschutz- 
gesetzgebung findet sich, wenn auch meist in unzureichendem 
Maße, in dem österreichischen, aus dem Jahre 1854 stammenden 
Berggesetze berücksichtigt. 

Ein Best des Truckverbotsgedankens ist zu erblicken in der 
Bestimmung des § 131 lit. g)y die den Bergwerksbesitzer berech- 
tigt, „das eigene Arbeiterpersonal — jedoch ohne gewerbsmäßigen 
Gewinn — mit Lebensmitteln zu versorgen." Der Schutz des 
Bergarbeiters gegen Eingriffe seitens dritter Gläubiger in den 
Lohn wird gewährleistet durch § 207: ^Auf den Geding- oder 
Schichtenlohn der Bergarbeiter findet weder gerichtliches Verbot 
noch Exekution statt." 

§ 268 gewährte den Arbeitern der Berg- und Hüttenwerke 
rücksichtlich ihrer Forderungen an Arbeitslohn, soferne dieselben 
nicht über ein Jahr von dem Erkenntnisse über die Veräußerung 
des Gutes rückständig sind, im Falle der Exekution auf Berg- 
werke eine privilegierte Rangstellung unmittelbar nach den For- 
derungen des Fiskus bei Verteilung des Meistbots. Diese Vor- 
zugsstellung wurde dann durch § 41 der Konkursordnung vom 
9. Januar 1869 erweitert auf den „für das letzte Jahr vor der 
Konkurseröffnung rückständigen Lohn der Arbeiter der Berg-, 
Hütten- und anderer dazu gehöriger Werke" ^). Die Konkurs- 
ordnung gewährte übrigens im § 43 ein analoges Vorzugsrecht 
ganz allgemein „dem für das letzte Jahr vor der Konkurs- 
eröffnung rückständigen Lid- oder Arbeitslohne der im Haus- 
halte, Wirtschaftsbetriebe oder Gewerbe des Gemeinschuldners 
dauernd aufgenommenen Personen". 

Gemäß § 205 des Berggesetzes berechtigt ferner die unter- 
lassene Entrichtung des Lohnes zur bestimmten Zeit den Arbeiter, 
„infolge einfacher Meldung aus dem Dienste zu treten." § 206 
statuiert für den Bergbauunternehmer die Verpflichtung, mit 
seinem Auf sich ts- und Arbeitspersonale wenigstens vierteljährig, 
bei dem Dienstaustritte aber sogleich Abrechnung zu pflegen^). 
Endlich schreibt § 200 des Berggesetzes die Erlassung einer 

^) Vgl. auch § 246, Z. 1 der Exekutionsordnung vom 27. Mai 
1896, R. O. B. 79. 

^) Dieser Paragraph, der seine Sanktion im § 248 fand, ist nun- 
mehr durch das Gesetz vom 3. Mai 1896 abgeändert worden. 

Wiener staatswiss. Studien. V. Bd., 2. Heft. 8 
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Dienstordnung für jedes Werk vor, welche von der Bergbehörde 
unter Zuziehung von Sachverständigen sorgfältig zu prüfen, nach 
erfolgter Genehmigung bekanntzumachen und anzuschlagen ist. 
Sie hat gemäß lit. c) des § 200 Bestimmungen über die üblichen 
Ablöhnungs Verhältnisse und gemäß lit. g) über die „Gbld- und 
Arbeitsstrafen*^ zu enthalten, die auf die Übertretung der Dienst- 
ordnung gesetzt werden. 

Einen Fortschritt hat — von den angedeuteten Änderungen 
abgesehen — die Lohnschutzgesetzgebung hinsichtlich der Berg- 
arbeiter im übrigen in Österreich seit 1854 nicht erfahren^). 

Eine ganz andere Entwicklung nahm die Q-esetzgebung 
über den Lohnschutz in den andern Zweigen des gewerblichen 
Arbeitsverhältnisses. Hier ist die Gesetzgebung im wesentlichen 
ein Produkt der neuesten Zeit. Es wurden zwar einzelne Vor- 
schriften über die Lohnzahlung an Arbeiter schon in der Periode 
des Polizeistaates erlassen^), von einem eigentlichen Schutze des 
Arbeitslohnes war jedoch nicht die Rede. Überdies fegte auch 
hier die Ära der Gewerbefreiheit jene Vorschriften hinweg. 

Die Bestimmungen der österr. Gewerbeordnung von 1859, 
betreffend den Lohnschutz, sind demgemäß sehr dürftig. Das 
Berggesetz diente hier wohl als Vorbild. Es ist dies aus dem 
Umstände zu schließen, daß manche Arbeiterschutzbestimmungen 
der Gewerbeordnung, vor allem die auf Erlassung der Dienst- 
ordnung sich beziehenden, ihrem Inhalte nach, zum Teile sogar 
wörtlich, mit den analogen Vorschriften des Berggesetzes über- 
einstimmen. Die Gewerbeordnung bedrohte mit Geldstrafen jene 
Gewerbsleute, welche sich Bedrückungen der Arbeiter durch 
Ablöhnung in Waren zu Schulden kommen lassen^) (§ 133 
lit. d), gab dem Arbeiter das Recht zur Aufhebung des Arbeits- 
vertrags ohne Kündigung, wenn der Dienstgeber ihm die be- 
dungenen Bezüge ungebührlich vorenthält^) (§ 78, al. 2 lit. d), 

^) Über die Frage, inwieweit die Bestimmungen des § 78 %. der 
Gew. O. eine Anwendung auf das Arbeiterrecht der Bergarbeiter ge- 
statten, vgl. unten p. 26, Anm. ^). 

^) Maria Theresia verwandelt z. B. durch Patent vom 21. April 
1770 den Wochenlohn der Handwerksgesellen in Taglohn; Leopold IL 
verordnet mittels Hfd. vom 24. Januar 1791, daß die Fabrikanten nur 
die in ihrem Hause befindlichen Arbeitsleute mit Kost und Getränken 
versorgen dürfen, nicht aber jene, die außer dem Hause wohnen. 

(Vgl. Wildner, Das österr. Fabrikenrecht, 1838 p. 175.) 

^) Diese Bestimmungen ließ die Gewerbenovelle von 1885 im 
wesentlichen unverändert. 
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in Konkurs verftlllt, oder sonst verhindert ist, dem Gehilfen Be- 
schäftigung oder Verdienst zu geben (lit e). Das Recht, „die 
bedungenen Bezüge zur rechten Zeit in Anspruch zu nehmen, '^ 
wurde dem Arbeiter überdies in § 76 Gewerbeordnung ausdrück- 
lich eingeräumt. 

Endlich wurde auch hier die Erlassung von Dienstordnungen 
für größere gewerbliche Unternehmungen (mit mehr als 20 Ar- 
beitern) vorgeschrieben ; in diese Dienstordnungen waren auch Be- 
stimmungen „über die Zeit der Abrechnung und die Ablöhnungs- 
verhältnisse", über „allfällige Löhnimgsabzüge und Arbeitsstrafen 
bei Übertretung der Dienstordnung" aufzunehmen (84 lit. c) und /). 
Eine behördliche Genehmigung der Dienstordnungen wurde hier 
nicht vorgesehen. 

Das österr. Handelsgesetzbuch von 1862 begnügte sich 
damit, im § 25 seines Einf. Ges. die Vorschriften der Gewerbe- 
ordnung über das gewerbliche Hilfspersonale, insoweit sie sich 
auf Gehilfen bei den Handelsgewerben beziehen, für dieselben 
neben seinen eigenen Bestimmungen aufrecht zu erhalten. Die 
letzteren (Art. 59 — 65 des H. G. B.), die übrigens keineswegs den 
Charakter von Arbeiterschutzbestimmungen haben, kommen für 
das Lohnzahlungsrecht nur wenig in Betracht. 

Soweit in Osterreich überhaupt eingehendere Bestimmungen 
zum Schutze des Arbeitslohnes vorhanden sind, datieren sie erst 
aus den letzten dreißig Jahren, nachdem sich auch in Österreich 
mit der fortschreitenden Ausbildung der Großindustrie jene zahl- 
reichen Mißbräuche ergaben, die ein Eingreifen der Gesetz- 
gebung dringend forderten. Das Beispiel Deutschlands war hier 
von ausschlaggebender Bedeutung; sowohl das Lohnbeschlag- 
nahmegesetz von 1873 als die auf den Schutz des Arbeitslohns 
sich beziehenden Teile der Gewerbenovelle von 1885 sind fast 
wörtlich der analogen Gesetzgebung Deutschlands entlehnt. 

Was das österr. Lohnbeschlagnahmegesetz vom 29. April 
1873 anbelangt, so beruhte hier die Übereinstimmung mit den 
Vorschriften des korrespondierenden Gesetzes des norddeutschen 
Bundes vom 21. Juni 1869 auf der bewußten Absicht der gesetz- 
gebenden Faktoren, welche, wie es im H. Ausschußberichte des 
Abgeordnetenhauses heißt ^), „auf einem Gebiete, auf welchem die 

^) Ber. vom 24. Jan. 1873, abgedr. bei Käser er, Mater, p. 41. 
Vgl. auch Pick in Grünhuts Ztschr. 1901, p. 28 fg. Picks Mono- 
graphie enthält auch eine ziemlich ausführUche Darstellung der Ent- 
stehungsgeschichte der beiden Lohnbeschlagnahmegesetze. 

8* 
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Wechselbeziehungen zu Deutschland in einer stetigen, erfreuli- 
chen Zunahme begriffen sind, die so wünschenswerte Rechts- 
gleichheit mit dem Nachbarstaate '^ herbeizuführen bestrebt waren. 

Dieser prinzipielle Gesichtspunkt wurde zwar in der Folge- 
zeit verlassen, und war bei der Beratung der Gewerbenovelle 
von 1885 wohl nicht mehr maßgebend. Allein faktisch ist die 
Formulierung der Lohnschutzbestimmungen in der Novelle eben- 
falls direkt auf die reichsdeutsch e Gesetzgebung zurückzuführen ^). 

Für Preußen hatte schon das aJlg. Landrecht in Anlehnung 
an die älteren bergrechtlichen Bestimmungen für die Lohn- 
zahlungen an Bergarbeiter die Hingabe von Gegenständen an 
Zahlungsstatt an Stelle baren Geldes verboten^). Diese Bestim- 
mung dehnte dann eine Verordnung von 1849 auf die Auslöhnung 
der Fabriksarbeiter aus, indem sie einerseits ein Kreditierungs- 
verbot aufnahm, andererseits aber das Verbot hinsichtlich jener 
Gegenstände, Nutzungsrechte, Dienstleistungen aufhob, welche 
auch heute noch § 115 der reichsdeutschen Gewerbeordnung 
(ebenso auch § 78 der Österr. Gewerbeordnung) von dem erwähnten 
V(*rbote ausnimmt. 

Jene Vorschriften wurden, nachdem sie für die Truckver- 
böte mehrerer anderer deutschen Staaten (so für die sächsische 
Gewerbeordnung von 1861, die württembergische von 1869) maß- 
gebend geworden waren, unter geringfügigen stilistischen Ände- 
rungen in die Gewerbeordnung des norddeutschen Bund(^s von 
1869 (§§ 134 und 139) übernommen und gelangten so in die 
Reichsgewerbeordnung. Das Gesetz vom 17. Juli 1878 dehnte sie 
dann in verbessertem Wortlaute auf alle in gewerblichen Unter- 
nehmungen beschäftigten Arbeiter aus (§§ 115 — 119, § 146 der 
R. G. ().). Ohne eine wesentliche Abänderung ihres Inhalts oder 
auch nur ihres Wortlauts zu erfahren, fanden sie dann Aufnahme 
in die österr. Gew. Nov. von 1885. Das erwähnte Kreditierungs- 
verbot wurde, offenbar um gewisse Interpretationsschwierigkeiten 
zu venneiden, die sich aus der Fassung des § 1 15 der deutsehen 
Gewerbeordnung ergeben hatten, im österr. Gesetze in einen 
selbständigen späteren Absatz verlegt, und für die gestattete^ 



^) Vgl. dazu Pleners Referat über die österr. (tc Werbegesetz- 
gebung in den Sehr, des Ver. f. S., Bd. XI. p. 89. 

-) Vgl. Neukamp im Verw. Arch. Bd. V. p. 245 fg., Stieda, 
Art Trucksystem im Hw. B. d. St. W., 2. Aufl. VII. Bd., Sehönberg ia 
seinem Handb. 4. Aufl., II. Bd. 2 p. 109. 
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Vornahme von Naturalleistungen an Zahlungsstatt wurde das 
Erfordernis der vorhergehenden Vereinbarung festgestellt^). 

Aus dieser weitgehenden Übereinstimmung der österr. Gesetz- 
gebung mit der analogen Gesetzgebung des Deutschen Reifehs 
ergibt sich die Notwendigkeit, bei Besprechung und Auslegung 
der österreichischen gesetzlichen Bestimmungen die Legislatur 
und Literatur des Nachbarstaates in weitestem Umfange zu berück- 
sichtigen; die letztere um so mehr, als in der österreichischen 
juristischen Literatur^) das ganze Arbeiterrecht nur sehr dürftige 
Berücksichtigung gefunden hat. 

Während indes das Lohnzahlungsrecht des gewerblichen 
Arbeitsvertrags im Deutschen Reiche seit 1878 durch Erlassung 
neuer, über das Truckverbot in bemerkenswerter Weise hinaus- 
gehender gesetzlicher Bestimmungen eine Regelung erfuhr, ist 
die österr. Gesetzgebung über die Lohnzahlung im wesentlichen 
— wenn wir von dem gleich zu erwähnenden Gesetze vom 
28. Juli 1902 absehen — beim Truckverbote der Gewerbenovelle 
stehen geblieben. Es machte sich zwar, namentlich unter dem 
Eindrucke der deutschen Arbeiterschutznovelle von 1891, auch 
in Osterreich das Bedürfnis nach einer durchgreifenden Reform 

^) Über eine weitere, vielleicht unbeabsichtigte Änderung vgl. 
unten p. 77, Anm. ^). 

-) Die neuere österr. Literatur, welche für die Frage der Lohn- 
zahlungsgesetzgebung in Betracht kommt, ist bald aufgezählt. Der erste 
Platz gebührt noch immer Krasn opolskis Aufsatze über die Gewerbe- 
novelle von 1885 in Grünhuts Ztschr. Bd. XIV., p. 273 fg., daneben 
kommen in Betracht: Mataja, Grundriß des Gewerlierechts 1899, 
P fers che, Das gewerlil. Arbeitsverh. nach österr. Recht, Wien 1892, 
Schreiber, Der Arbeitsvertrag nach österr. Recht in der österr. Ger.- 
Ztg. 1887; die Kommentare zur Gew. O. von Posselt-Seltsam 
(Wien 1885) und von Heilinger (2. Aufl. Wien 1897/98); H.Herz, 
Der gegenwärtige Stand und die \\^irksamkeit der Arbeiterschutzgesetzg. 
in Österreich, Wien 1898; St. Licht, D. gewerbl. Arb.-Vertr. in der 
Rechtsdurchsetzung, Brunn 1898; Pick, Die Lohnbeschlagnahme nach 
österr. und deutschem Recht in Grünhuts Ztsch. 1901. Material, be- 
treffend die Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen seitens der Praxis, 
bietet die vom Justizministerium (als Beilage zur Soz. Rundschau) seit 
1900 herausgegebene Sammlung der Entscheidungen der k. k. Gew. Ger. 

Aus der reichsdeutschen juristischen Literatur sei nur auf 2 Arbeiten 
verwiesen, die sich mit dem Lohnzahlungsrechte beschäftigen, auf Hugo 
Sinzheimers Lohn und Aufrechnung, Berlin 1 902, und L o t m a r s 
Arbeitsvertrag. Das letztgenannte Werk, von dem vorläufig der I. Bd. 
(Leipz. 1902) erschienen ist, bietet eine reiche Fülle von Anregungen 
in allen Fragen, welche die juristische Seite des Lohnvertrags betreffen. 
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der Bestimmungen des VI. Hauptstücks der Gewerbeordnung 
geltend; bis jetzt ohne Erfolg. In dem eine Abänderung der 
Gewerbeordnung bezweckenden Gesetzentwurfe von 1895 ^) wurden 
gerade die auf die Lohnzahlung sich beziehenden Bestimmungen 
einer durchgreifenden Änderung unterzogen. Ein besonderer, die 
Lohnzahlungen an die Bergarbeiter betreffender Gesetzentwurf 
war seitens der Regierung schon früher als Beilage 514 (XI. Sess.) 
zu den stenographischen Protokollen dem Abgeordnetenhause im 
Jahre 1892 vorgelegt worden. 

Die beiden Vorlagen^), welche diese Materie übrigens 
ziemlich übereinstimmend regeln, sind bis jetzt nicht zur parla- 
mentarischen Erledigung gelangt. Das gleiche gilt von dem 
„Gesetzentwurfe, betreffend den Dienstvertrag der Handlungs- 
gehilfen und anderer in kaufmännischen oder gewerblichen 
Unternehmungen zu höheren Dienstleistungen angestellten Per- 
sonen". (Beil. Nr. 1103 zu den stenographischen Protokollen des 
Abgeordnetenhauses, XVII. Sess.) Nur mit Gesetz vom 3. Mai 
1898, R. G. Bl. 75, wurden einige wenige, die Auszahlung der 
Löhne an die Bergarbeiter betreffende Vorschriften erlassen, um 
den schlimmsten Mißständen wenigstens einigermaßen abzuhelfen. 

Dagegen fanden die Erwägungen, welche den genannten 
Entwürfen zugrunde liegen, weitreichende Berücksichtigung in 
dem jüngsten österr. Arbeiterschutzgesetze vom 28. Juli 1902, 
R. G. Bl. 156; in diesem wird das Arbeitsverhältnis der bei 
Regiebauten von Eisenbahnen und in den Hilfsanstalten der- 
selben verwendeten Arbeiter, auf welches die Gewerbeordnung 
gemäß Art. V. lit. T) des Kundmachungspatentes keine Anwendung 
findet, einer Regelung unterzogen und insbesondere werden auch 
hinsichtlich der Lohnzahlung an die genannten Kategorien von 
Arbeitern Bestimmungen erlassen, welche über die Vorschriften 
unserer Gewerbeordnung vielfach in bemerkenswerter Weise 
hinausgehen. 

Es ist dringend zu wünschen, daß auch eine Reform der 
Lohnzahlungsbestimmungen unserer Gewerbeordnung nicht allzu 
lange auf sich warten lasse. 

Es soll im folgenden gezeigt werden, wie mangelhaft die 
ganze Materie geregelt ist, wie sich kaum eine Bestimmung des 

^) Beil. 1335 zu den sten. Prot, des Abg.-H. XI. Sess. 

^) Dagegen enthält der in letzter Zeit den Handelskammern vor- 
gelegte Entwurf einer Reg. -Vorl. zur Abänderung der Gew. 0. keinerlei 
T/'orschläge zur Reform der §§78 fg. der Gew. 0. 
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Gesetzes findet, an die sich nicht Streitfragen und Zweifel aller 
Art knüpfen, und weitesten Spielraum für abweichende Meinungen 
geben ^). Ein solcher Zustand muß eine gedeihliche Entwicklung 
der gewerberechtlichen Judikatur geradezu unterbinden. Grerade 
die Vertragsverhältnisse zwischen Arbeitern und Arbeitgebern 
verlangen ein klares, jeden Zweifel ausschließendes Recht, das 
auch dem einfachen Manne verständlich ist und für Umgehungen 
keine Hintertüren offen läßt. Es ist an der Zeit, daß hier unser 
Vaterland seinen Beruf zur Gesetzgebung erkenne. 



Kapitel II. 

Der Begriff des gewerblichen Arbeitsvertrags. 

Bevor wir auf eine Besprechung der einzelnen Bestimmun- 
gen der österreichischen Gesetze über den Lohnschutz eingehen, 
haben wir kurz auf Grundlage des österreichischen Arbeitsrechtes 
in positiver Weise den Umfang des Begriffes „gewerblicher 
Arbeitsvertrag" abzugrenzen, wie er den nachfolgenden Erör- 
terungen zugrunde liegen soll. 

Gewerblicher Arbeitsvertrag ist nach österreichischem Rechte 
jener, auf den die Bestimmungen der Gewerbeordnung Anwen- 
dung finden^), der also den in der Gewerbeordnung statuierten 
Voraussetzungen für die Anwendbarkeit der Bestimmungen ihres 
VI. Hauptstücks entspricht. Ein anderes Kriterium für diesen 
Begriff dürfte sich vom Standpunkte des Juristen aus nicht auf- 
finden lassen. Nach österreichischem Rechte muß also ein Arbeits- 
vertrag, um zu den gewerblichen gezählt werden zu können, den 
folgenden Bedingungen entsprechen : 

1. Der Arbeitgeber muß Gewerbeinhaber im Sinne der 
Gewerbeordnung sein. 

2. Der Arbeiter muß gewerblicher Hilfsarbeiter im Sinne 
des § 73 Gewerbeordnung sein, d. h. er muß bei einer Gewerbe- 
unterTiehmung in regelmäßiger Beschäftigung stehen, und zu 

^) Vgl. auch Krasnopolaki a. a. O., p. 306 fg. 

^) Analog für den Begriff des gewerbl. Arbeitsvertrags nach 
deutschem Rechte, Lotmar, Arb.- Vertrag, p. 289 fg. Über den Begriff 
des Gewerbes nach österr. Gewerberecht vgl. Brosche in d. Österr. 
Zeitschr. f. Verwaltung, 1901, Nr. 7, 8. 
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einer der im § 73 angeführten Kategorien von Arbeitspersonen 
gehören ^). 

Wollten wir bei Besprechung der österreichischen Lohn^ 
Schutzgesetzgebung den Ausdruck „gewerblicher Arbeitsvertrag" 
in diesem engen Sinne verwenden, welchen ihm die österrei- 
chische Gewerbeordnung beilegt, so wären wir genötigt, bei Be- 
handlung unserer Frage eine große Zahl von Arbeitsverträgen 
unberücksichtigt zu lassen, die in Bezug auf die Lohnzahlung 
zum Teile eine analoge Regelung erfahren haben, wie die 
gewerblichen Arbeitsverträge i. e. Sinne, zum Teile eine solche 
Regelung fordern. Denn für die Ausscheidung der einen oder 
anderen Gruppe von Arbeitsverträgen -aus dem Anwendungs- 
gebiete der Gewerbeordnung sind oft Momente entscheidend, die 
mit dem Lohnschutze nicht das mindeste zu schaffen haben. 
Der Arbeitsvertrag zwischen Fabriksarbeiter und Fabriksherrn, 
zwischen dem Handelsgehilfen und seinem Chef, zwischen Berg- 
arbeiter und Bergwerksbesitzer, zwischen dem Gesellen und dem 
Handwerksmeister,! dem EisenbahnarbeitOr und seinem Unter- 
nehmer, dem Hausindustriellen und ^ Verleger: alle diese Ver- 
träge stimmen in jenem Momente überein, das gerade die Ver- 
anlassung zur Gesetzgebung über die Lohnzahlung bildet: in 
der wirtschaftlichen Abhängigkeit des Arbeiters von seinem Lohn- 
herrn, welche die Gefahr eines Mißbrauchs bei Lohnzahlung und 
Lohnvereinbarung in sich birgt. 

Wir wollen daher den Begriff des gewerblichen Arbeits- 
vertrags in dem einleitend bereits angedeuteten Sinne fassen, 
indem wir unter j,Gewerbe" jedes Erwerbsunternehmen ver- 

1) Dabei bleibe hier die Frage unberührt, ob jeder „gewerbliche 
Arbeitsvertrag" in diesem Sinne auch „Lohn vertrag'^ im Sinne des 
26. Hauptstücks des bgl. G. B. ist, oder ob etwa die juristische Struktur 
einzelner Gruppen von gewerblichen Arbeitsverträgen ihre Subsumtion 
unter andere Vertragskategorien des Privatrechts erfordert. Ebenso- 
wenig brauchen wir hier auf die in der Literatur bekanntlich bestrittene 
Frage einzugehen, ob die Entgeltlichkeit nach österr. Rechte ein be- 
greiflich notwendiges Merkmal des Arbeitsvertrages bilde. (Vgl. Krainz, 
System, 3. Aufl., bes. von Ehrenzweig, §373; A. A. Schreiber, a. a. 
0. p. 26 und Stubenrauchs Kommentar, 7, Aufl. ad § 1151. Da- 
gegen Cesana-Giebel, Wesen und Terminologie des Arb.-Vertr., 
Zürich 1898, p. 40 und Krömdf, O smlouve namezdni, p. 86.) Wir 
haben es nur mit dem Schutze des Lohns zu tun. Alle jene Verträge, 
bei denen ein Lohn gar nicht vereinbart ist, scheiden daher selbstver- 
ständlich von vornherein aus dem Gebiete unserer Auseinandersetzun- 
gen aus. 
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stehen, das nicht die Gewinnung landwirtschaftlicher Rohprodukte 
zum Gegenstande hat. Die Abgrenzung des gewerblichen Arbeits- 
vertrages (in diesem weiteren Sinne) von den sonstigen Arbeits- 
verträgen, die seitens der Inhaber gewerblicher Betriebe abge- 
schlossen werden, kann unter Benützung der Merkmale erfolgen, 
die § 73 der Gewerbeordnung für jene Hilfsarbeiter aufstellt, deren 
Arbeitsvertrag sie in ihrem VI. Haupts tücke regelt. Drei Merk- 
male treten hiebei in den Vordergrund: jenes der regelmäßigen 
Beschäftigung^), die notwendig ist, um zwischen Arbeitgeber und 
Arbeiter ein Arbeitsverhältnis herzustellen; das Merkmal, daß 
die Beschäftigung „bei Gewerbeunternehmungen" erfolge, daß 
also der Gewerbeinhaber den Arbeiter im gewerblichen Betriebe 
selbst und nicht etwa zu anderweitigen (z. B. häuslichen) Dienst- 
leistungen verwende ; endlich das negative Merkmal, daß es sich 
nicht um „höhere Dienstleistungen** handle, die regelmäßig eine 
längere (wohl auch theoretische) Vorbildung erfordern-). 

Versuchen wir nun unter Zugrundelegung dieses erweiterten 
Begriffs des gewerblichen Arbeitsvertrags eine Aufzählung jener 
Kategorien von Arbeitsverträgen, die sich darunter subsummieren 
lassen, und nach österreichischem Rechte in Bezug auf den 
Lohnschutz eine differenzielle . gesetzliche Behandlung erfahren 
haben, so erhalten wir die nachstehenden Gruppen: 

1. Die Arbeitsverträge der Gewerbeordnung, welche durch 
die oben erwähnten Merkmale gekennzeichnet sind. Eine Kate- 
gorie dieser Arbeitsverträge ist hier besonders herauszuheben, 
nämlich 

2. die Arbeitsverträge der Handlungsgehilfen, da auf die- 



^) Vgl. dazu Krasnopolski a. a. 0., p. 281, und neuestens 
das Erk. des Verw.-Ger.-H. vom 7. Dez. 1901, Budwinski, Z. 687A. 

-) Auch den Lehrling zählt die Gew. O. gemäß § 73, lit c), zu 
den gewerblichen Hilfsarbeitern. Daher finden die Lohnschutzbestim- 
mungen der Gew. 0. auch auf den Vertrag zwischen dem Gewerbe - 
inhaber und seinem Lehrling Anwendung, insoweit der letztere einen 
„Lohn" im Sinne der Gew. 0. bezieht, und nicht vielmehr der Lehr- 
herr der eigentliche Arbeitnehmer ist, der für die Unterweisung des 
Lehrlings eine Entlohnung empfängt. In Wirklichkeit haben allerdings, 
namentlich beim Kleingewerbe, die Lehrverträge oft genug den Charakter 
eigentlicher gewerblicher Arbeitsverträge. (Vgl. Pollitzer, Die Lage 
der Lehrlinge im Kleingewerbe in Wien. Wien, 1900.) Für den Lehr- 
lingsschutz kommen übrigens begreiflicherweise ganz andere Gesichts- 
punkte in Betracht, als beim Schutze der Lohnzahlung an erwachsene 
Arbeiter. 
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selben zunächst die Bestimmungen des Handelsgesetzes und nur 
subsidiär jene der Gewerbeordnung Anwendung finden^); 

3. die Arbeitsverträge der verlegten Arbeiter, soferne die- 
selben den Vorschriften des § 78 a) der Gewerbeordnung ent- 
sprechen und nicht schon unter den sub Z. 1 aufgezählten 
Arbeitsverträgen begriffen sind. 

4. Die Arbeitsverträge der Bergarbeiter^). 

5. Die Arbeitsverträge der bei den Regiebauten von Eisen- 
bahnen und in den Hilfsanstalten der letzteren verwendeten 
Arbeiter gemäß Gesetz vom 28. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 156. 

6. Alle übrigen Arbeitsverträge, welche in dem oben er- 
wähnten Sinne als gewerbliche zu bezeichnen sind. Dieselben 
haben — soweit nicht das Lohnbeschlagnahmegesetz auch auf 
sie Anwendung findet — in Hinsicht auf den Lohnschutz eine 
gesetzliche Regelung überhaupt nicht erfahren. Dies gilt z. B. 

^) Vgl. hiezu Krasnopolski, 1. c. p. 278, Pisko in der allg. 
österr. Ger.-Ztg., 1900, p. 302. 

^) Ob die l^estiramungen der Gew. 0. über die Lohnzahlung 
(§§ 78 fg.) ergänzend auch auf die Lohnzahlung an Bergarbeiter An- 
wendung zu finden haben, hängt von der Beantwortung der sehr be- 
strittenen Vorfrage ab, ob die Gew. 0. für das Gebiet des Bergrechts 
subsidiäre Geltung behauptet oder nicht. § 2 des allg. Bergges. statuiert 
diese subsidiäre Geltung; Art. V., lit. b) des Kundm.-Pat. zur Gew. 0.^ 
schließt den Bergbau und die nach dem Berggesetze von bergämtlicher 
Konzession abhängigen Werksvorrichtungen aus dem Anwendungsgebiete 
der Gew. 0. aus. Die sich daraus ergebende Frage, ob nicht die Sub- 
sidiarität der Gewerbegesetze durch diese ausdrückliche Bestimmung der 
Gew. O. aufgehoben sei, verneint die Verord. des Ackerbau-Min. vom 
31. Dez. 1871, Z. 5463, indem sie unter Berufung auf eine ältere 
Ministerial Verordnung von 1866 u. E. in zutreffender Weise folgendes 
ausführt : „Wenn der Art. V. des Kundm.-Pat. zur Gew. 0. unter lit. b) 
die Anwendung des genannten Gesetzes auf den Bergbau ausschließt^ 
so hat dies darin seinen Grund, weil für den Bergbau durch seine 
Eigentümlichkeit bedingte besondere Vorschriften — das Berggesetz — 
bestehen, nach welchem derselbe zu behandeln ist. Hieraus aber muß 
andrerseits geschlossen werden, daß der Anwendung der Gew. 0. in 
solchen, den Bergbau betreffenden Angelegenheiten, über welche das 
Berggesetz keine besonderen Bestimmungen enthält, nichts im Wege 
stehe.'' Ebenso Haber er & Zechner, Handb. des österr. Bergrechts 
1884, p. 352, Zechner in ,,Sociale Verwaltung in Österr.** Bd. L, Art. : 
Der Bergarbeiterschutz in Österr., p. 106. Vgl. auch die österr. Ztschr. 
f. Verw., Bd. 19, p. 94. Dagegen verneint die Frage Leuthold, Das 
österr, Bergrecht 1889, Vgl. endlich noch die Motive zur Reg.- Vorl., 
betr. die Arbeitsbücher etc. — — — und Lohnzahlungen an Berg- 
arbeiter, Beil. 514 zu den sten. Prot, des Abg.-H. XI. Sess. 1892, p. 12. 
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von den im Schiffahrtsgewerbe geschlossenen Arbeitsverträgen^ 
von den Arbeitsverträgen der Taglöhner^) (§ 73 Gewerbeordnung 
lit. d) u. s. w. 

Alles in allem genommen ist jedoch die Zahl nnd Bedeu- 
tung derjenigen gewerblichen Arbeitsverträge i. w. S., auf welche 
die Bestimmungen der Grewerbeordnuag hinsichtlich der Lohn- 
zahlung keine Anwendung finden^ eine vergleichsweise geringe, 
insbesondere dann^ wenn man — wofür auch wir uns entschei- 
den — die Anwendbarkeit der §§ 78 fg. der Gewerbeordnung 
auf den Arbeitsvertrag der Bergarbeiter behauptet. Die Lohn- 
schutzbestimmungen der Gewerbeordnung, die im folgenden zar 
Darstellung gelangen, gelten daher, soweit nichts anderes be- 
merkt ist, für die sub 1, 2 und 4 aufgezählten Gruppen von 
Hilfsarbeitern, während die für die Gruppen 3 und 5 geltenden 
Lohnschutzbestimmungen stets besonders zu erwähnen sind. Nur 
die Vorschriften des Lohnbeschlagnahmegesetzes gelten allge- 
mein für alle Arbeitsverhältnisse, jene der Bergarbeiter aus- 
genommen. 

Entsprechend dem Zwecke unserer Aufgabe, das in Öster- 
reich geltende Lohnzahlungsrecht darzustellen, beschränken wir 
uns auf die Erörterung des durch die gesetzlichen Bestimmun- 
gen geschaffenen Rechtszustandes, und lassen jene Weiterbil- 
dungen im allgemeinen unberücksichtigt, die sich für einzelne 

^) Vgl. Heilinger, Österr. Gew. R., Bd. 2, p. 5, Anm. 7: „Eine 
Unterscheidung der Arbeiter nach § 73, lit. d), und der Taglöhner nach 
Art. V., lit. d) des Kundm.-Pat., ist in konkreten Fällen sehr schwie- 
rig, ebenso die gesetzliche Fixierung von Unterscheidungsmerkmalen; 
aus diesen Gründen und vom Gesichtspunkte des Arbeiterschutzes aus 
wäre nach dem Gutachten der Handelskammer, Wien 1893, die gleich- 
mäßige Behandlung beider Kategorien erwünscht." Für eine gesetzliche 
Begelung des Lohnschutzes liegt vollends ein Grund zur difPerenziellen 
Behandlung nicht vor. Der Verw.-Ger.-Hof interpretiert übrigens die 
Bestimmungen des § 73 dahin, daß derselbe auch Arbeiter ohne jede 
Vorbildung, welche also nur untergeordnete Hilfsdienste versehen, wie 
sie von jedem Taglöhner geleistet werden können, zu den gewerblichen 
Hilfsarbeitern rechnet. „Als Lohnarbeiter der gemeinsten Art im Sinne 
des Art. V., lit. d) des Kundm.-Pat., können dagegen nur solche Arbeiter 
angesehen werden, welche nicht als regelmäßig und ständig notwendige 
Teile der eigentlich gewerblichen Arbeit erscheinen." (Erk. v. 11. Mai 
1900, Budw., Z. 14.177.) Einen Antrag auf Ausdehnung der die Lohn- 
zahlung betreffenden Vorschriften der Gew. 0. auf die „Lohnarbeiter 
gemeinster Art" brachten Abg. Kaizl und Gen. ein. (Beil. 476 zu den 
sten. Prot, des Abg.-H., 1892, VL) 
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Vertragsgruppen etwa im Wege der Vereinbarung (Tarifver- 
träge etc.) oder durch, einseitige Anordnung seitens des Unter- 
nehmers ergeben haben. 

Was etwaige Ausführungen de lege ferenda betrifft, so 
werden sich dieselben regelmäßig auf das ganze Gebiet der ge- 
werblichen Arbeitsverträge i» w. S. beziehen, da hinsichtlich der 
Lohnzahlung, wie erwähnt, bei allen Arten derselben dem 
Arbeiter so ziemlich die gleichen Gefahren drohen. 



Kapitel III. 

Das Truckverbot. 

A. Die Bestiminungr des § 78, Abs. 1 der Gewerbeordnung, zur 
Verhütung des Trucksystems. 

Als prinzipielle Norm hinsichtlich der Art der Lohnzahlung 
statuiert § 78 der österreichischen Gewerbeordnung die Ver- 
pflichtung des Gewerbeinhabers, die Löhne der Hilfsarbeiter in 
barem Gelde auszuzahlen^) und dehnt diese Verpflichtung, ebenso 
wie alle übrigen hinsichtlich der Lohnzahlung im § 78 getroffenen 
Vorschriften auf die Familienmitglieder, Beauftragten, Stellver- 
treter des Gewerbeinhabers aus, um eine Umgehung dieser Be- 
stimmungen möglichst zu erschweren. 

Die Tragweite jener allgemeinen Norm ist sehr bestritten ; 
ihre Auslegung läßt für abweichende Meinungen aller Art den 
weitesten Spielraum. Es fragt sich zunächst, ob die den Gewerbe- 
inhabern auferlegte Verpflichtung, die Löhne der Hilfsarbeiter 
in barem Gelde auszubezahlen, auch besagen soll, daß das Ent- 
gelt für die Überlassung der Arbeitskraft bloß in Geld verein- 
bart werden darf, oder ob mit dieser Vorschrift eine Beschrän- 
kung hinsichtlich der Vereinbarung des Lohnes nicht ausge- 
sprochen werden soll. Die Entscheidung dieser Frage ist vor 
allem |abhängig von der Bedeutung des Wortes „Lohn" in der 
zitierten Stelle. 



^) Das Berggesetz enthält eine diesbezügliche ausdrückliche Be- 
stimmung nicht. Hab er er und Ze ebner (Handb. d, österr. Bergr., 
p. 359) wollen sie aus den Intentionen des Gesetzes und aus der Ver- 
wendung des Wortes „Abrechnung" im ^ 206 auch für das Geltungs- 
gebiet des Bergrechts begründen. 
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Wir haben oben zur Begriffsbestimmung des Ausdrucks 
Lohn [die Definition Philippovichs angenommen: „Lohn ist 
ein für die Überlassung der Arbeitskraft gezahltes Entgelt." Li 
diesem Sinne ist das Wort „Lohn" im ersten Absätze des § 78 
zweifellos nicht verwendet; es bedeutet hier vielmehr, wie sich 
alsbald ergeben wird, das in Geld bedungene Entgelt für alle 
Leistungen des Arbeiters, die von demselben im Interesse des 
Unternehmers bei Herstellung der Arbeitsprodukte vorgenommen 
werden. 

Wenn die] Gewerbeordnung im § 78 bestimmt : „Die Ge- 
werbsinhaber sind verpflichtet, die Löhne der Hilfsarbeiter in 
barem Gelde auszuzahlen," und dann fortfährt: „Sie können 
jedoch den Arbeitern Wohnung, Feuerungsmateriale etc., Werk- 
zeuge und Stoffe zu den von ihnen anzufertigenden Erzeugnissen 
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung — — — zuwenden," 
so läßt die Gleichstellung der zugewendeten Werkzeuge und 
Stoffe mit den Gegenständen des Bedarfs den für die ersteren 
bei der Lohnzahlung abgezogenen Betrag als Teil des Lohnes 
erscheinen. Es gestattet hier das Gesetz dem Unternehmer, jene 
Werkzeuge und Stoffe, die zur Ausführung der Arbeit notwendig 
sind, dem Arbeiter zu liefern, und dafür den Preis derselben, 
der Vereinbarung gemäß, vom Lohne des Arbeiters abzuziehen. 
Diese Werkzeuge und Stoffe bilden aber, soweit sie bei Her- 
stellung der Arbeitsprodukte verwendet werden, einen Teil der 
Gestehungskosten der letzteren ; das tatsächliche Entgelt für die 
geleistete Arbeit, der Arbeitslohn im eigentlichen Sinne, ergibt 
sich erst dann, wenn von dem ganzen, vereinbarungsgemäß dem 
Arbeiter am Schlüsse der Lohnperiode auszuzahlenden Geldbe- 
trage jene Gestehungskosten abgezogen werden, ebenso wie der 
Unternehmergewinn des Unternehmers sich erst ergibt, wenn 
vom Gesamtertrage des Unternehmens alle mit dem Produktions- 
prozesse verbundenen Gestehungskosten in Abrechnung gebracht 
werden. Dieser Bedeutung des Wortes Lohn im § 78 Gewerbe- 
ordnung entspricht es auch, wenn im § 78 a) — allerdings nur 
implicite — das ganze Entgelt für die Arbeit des Hausindustri- 
ellen als Lohn bezeichnet wird, ohne Rücksicht darauf, ob der 
Arbeiter nicht etwa einen Teil der Hilfstoffe auf eigene Kosten 
beschaffen muß. Ist dies letztere der Fall, so liegt KonkmTcnz 
von Arbeit und Veräußerung vor.^) 



^) Vgl. Lot mar, l), Arbeitsvertrag, I., p. 184. 
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Das Gresetz faßt aber in § 78 a) den hier vorliegenden 
Vertrags soweit die Seite des Arbeiterschutzes in Betracht kommt; 
bloß als Arbeitsvertrag auf, und nicht als Kauf. Denn „die Per- 
sonen, welche die Ganz- und Halbfabrikate für den Gewerbe- 
inhaber anfertigen, oder solche an die Gewerbeinhaber absetzen", 
werden im § 78 a) als Hilfsarbeiter bezeichnet. Ihre Eigenschaft 
als Verkäufer tritt für die Frage des Lohnschutzes vollständig 
in den Hintergrund, woferne sie nur aus dem Verkaufe der 
Waren an Konsumenten kein Gewerbe machen. Dabei ist für 
das österreichische Recht ^) zweifellos der Umstand gleichgültig, 
ob sie das Material oder Teile desselben selbst beschaffen oder 
nicht (arg. die Worte „oder an sie absetzen"), ob also vom Boden 
des Privatrechtes aus (§ 1158 a. b. G. B.) der Vertrag als Kauf- 
vertrag zu charakterisieren wäre.-) 

Da die Gewerbeordnung alle derartigen Verträge, soweit 
der Lohnzahlungsschutz des § 78 in Frage kommt, gleich be- 
handelt, ohne Rücksicht auf den Wert des vom Arbeiter beige- 
stellten Materials, so ist daraus die Konsequenz zu ziehen, daß 
für die Frage des Lohnschutzes die Vermutung des § 1158 nicht 
gilt: soweit es sich um den Schutz der Verlagsarbeiter gegen 
Benachteiligung bei der Lohnzahlung handelt, gilt der mit den- 
selben vom Gewerbeinhaber geschlossene Vertrag als Werkver- 
trag und nicht als Kauf, das ganze dem Arbeiter gezahlte Ent- 
gelt für [die gelieferten Waren als Lohn und nicht als Kauf- 
preis.^) 

Noch wichtiger für die Interpretation des Abs. 1 des § 78 ist 
die Tatsache, daß hier unter „Lohn" lediglich Geldlohn ver- 
standen ist, d. h. dasjenige Entgelt für die Leistungen des 
Arbeiters, hinsichtlich dessen die Vereinbarung auf bares Geld 
lautet. Durch die Bestimmung des § 78, Abs. 1, wird der Ge- 



^) Ebenso wie für das reichsdeutsche, für welches dies im § 119b) 
G. 0. ausdrücklich ausgesprochen ist. 

^) „Im Zweifel, ob die Bestellung einer Arbeit für einen Kauf 
oder für einen Lohnvertrag zu halten sei, wird vermutet, daß derjenige, 
der den StoflF dazu liefert, den Arbeiter bestellt habe. Hat aber der 
Arbeiter den Stoif geliefert, so wird Rauf vermutet.'' Über die allge- 
meine Frage der Abgrenzung des Werkvertrags gegen den Kauf nach 
österr. Recht, vgl, Dniestrzariski, das Wesen des Werklieferungs- 
vertrags, Wien, 1898, Kap. I,, bes. p. 20 fg. und Krßmdf, smlouve 
namezdni, Prag, 1902, p. 116 fg. 

^) Vgl. Krasnopolski, 1. c. p. 308. S. auch Lotmar, Arb.- 
Vertrag, p. 184. 
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Werbeinhaber lediglich verpflichtet, den in Geld vereinbarten 
Lohn in barem Gelde auszuzahlen; dagegen steht es ihm frei, 
eine Vereinbarung zu treffen, laut welcher der Lohn oder Teile 
des Lohnes von vornherein in einem anderen Gegenstande als in 
Geld zu entrichten sind.^) Diese Auslegung vertritt auch Mataja ^), 
der ausführt, es sei nicht Absicht des Gesetzes, „die Parteien in 
der Freiheit der Abmachungen zu beschränken und sie daran 
zu hindern, von allem Anfang an ein anderes Entgelt als bares 
Geld zu vereinbaren." 

Der erste Absatz des § 78 „verpflichtet den Gewerbe- 
inhaber allerdings, die Löhne der Hilfsarbeiter in barem Gelde 
auszuzahlen, bezweckt indessen nur, zu sichern, daß der mit dem 
Arbeiter vereinbarte Geldbetrag auch wirklich im Baren ausge- 
folgt werde *^. Die Gewerbeordnung unterscheidet nämlich in § 84 
ausdrücklich vom Lohne noch „sonst vereinbarte Genüsse", die 
zweifellos zum Lohne im wissenschaftlichen Sinne zu rechnen 
wären und spricht im § 82 d) lit. d), um alle vom Arbeitgeber 
dem Arbeiter der Vereinbarung gemäß zu gewährenden Leistun- 
gen zusammenzufassen, von den „bedungenen Bezügen", So hat 
die österreichische Gewerbeordnung im § 78 offensichtlich nur 
den Fall vor Augen, daß ein bestimmter Geldlohn vereinbart ist.*) 

^) A. A. Krasnopolski, 1. c. p. 311, s. daselbst auch An- 
merkung 117. 

2) Grundriß des Gew.-R. u. d. Arb.-Vers., Lpz., 1899, p. 67. Da- 
mit übereinstimmend P fers che (d. gewerbl. Arb.-Verh., Wien, 1892, 
p. 66). 

*^) Zur Interpretation des Wortes „Lohn" in der Praxi» vgl. die 
Entsch. Nr. 372 der Sammlung von Entsch. der Gew.-Ger. Der Ge- 
werbeinhaber wollte den Wert der vom Hilfsarbeiter bezogenen Holz- 
abfälle vom Lohne in Abzug bringen, ohne daß vorher eine dies- 
bezügliche ausdrückliche Vereinbarung getroffen worden war. Das Gericht 
erklärte dies für unzulässig, mit der Begründung, daß eine derartige Ver- 
einbarung zwar im Sinne des § 863 a. b. G. B. stillschweigend hätte 
erfolgen können; „allein ein Zustandekommen in dieser Art war nicht 
anzunehmen, da die Zuwendung von Naturalbezügen in der Regel 
ohne Einrechnung in den Lohn geschieht." Im Sinne von G^ld- 
lohn verwendet auch das österr. Privatrecht regelmäßig das Wort Lohn 
(vgl. g. 1151 a. b. G. B., dann § 120, Z. 3, und § 344 Ex. O., die 
von „Lohn, Kostgeld und anderen Dienstbezügen'' sprechen). Anders 
allerdings das Lohnbeschlagnahmegesetz. Vgl. oben p. 4. Mit dieser 
Interpretation erledigt sich auch der von Krasnopolski^ 1. c. p. 278 
betonte Widerspruch zwischen den Bestimmungen der §§ 78 fg. der 
Gew. 0. und der Bestimmung des Art. 57 des H. G., der von An- 
sprüchen der Handlungsgehilfen auf Gehalt und Unterhalt spricht. 
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Wird dann in Absatz 2 von Zuwendungen gesprochen, die 
in Anrechnung auf den Lohn gewährt werden dürfen, so denkt 
das Gesetz an den Fall, daß die betreffenden Gegenstände, 
Nutzungsrechte, Dienstleistungen vom Unternehmer dem Arbeiter 
überlassen werden, und ihr Preis als Abzugspost den in barem 
Gelde vereinbarten Lohn mindert. Daß aber § 78 unmittelbar 
nur dann Anwendung finden kann, wenn der Lohn in Geld ver- 
einbart ist, ergibt sich aus Absatz 3 desselben Paragraphen, der 
bestimmt, daß die Verabfolgung von Lebensmitteln und regel- 
mäßiger Beköstigung auf Rechnung des Lohnes nur insoferne zu- 
lässig ist, als sie zu einem die Beschaffungskosten nicht über- 
steigenden Preise erfolgt. Wird nicht der ganze Lohn in Geld 
vereinbart, sondern neben einem Geldlohne auch die Leistung 
von Naturalien, — in diesem Falle von Lebensmitteln etc, — 
so kann von einer Beurteilung der Frage, ob die Zuwendung 
der Naturalien um den Preis der Beschaffungskosten stattfand, 
nicht die Rede sein^). 



^) Für diese Auslegung, daß mit jener allgemein lautenden Ver- 
pflichtung, die Löhne in barem Gelde auszuzahlen, nicht auch die Norm 
statuiert sei, den Lohn in Geld zu vereinbaren, spricht endlich noch die 
Entstehungsgeschichte des § 78. Bei Beratung der betreffenden Gesetzes- 
stelle im Abg.- Hause wurde der Einwand geltend gemacht, daß die Be- 
stimmungendes § 78 insoferne zu Mißbräuchen Veranlassung geben könnten^ 
,als ein Hilfsarbeiter, der sich von dem Gewerbeinhaber durch Monate 
hindurch verköstigen ließ, dann behaupten könne, diese Verköstlgun^j: 
sei nicht den Anschaffungskosten entsprechend gewesen, und daraufhin 
für die ganze Zeit den Lohn in barem Gelde zu verlangen berechtigt 
sei. Dagegen bemerkte der Berichterstatter Gf. Belcredi folgendes: 
Der Abgeordnete, der diesen Einwurf gemacht habe, verwechsle „die- 
jenige Beköstigung, die teilweise als Lohn in dieser anderen Form ge- 
geben wird, mit jener, die im Arbeitsvertrage festgestellt wird". Dies 
sei an sich ein wesentlicher Unterschied. Während die erstere nicht 
beanstandet werde, sei es mit der zweiten, weil sie Mißbräuche aller 
Art eine Handhabe biete, nicht so einfach; und sie sei deshalb 
im deutschen Gesetze mit denselben Worten verboten. Belcredi 
unterscheidet hier offenbar zwischen jener Naturalleistung seitens 
des Arbeitgebers (Beköstigung), die neben der in Geld gezahlten Summe 
einen Bestandteil des Arbeitsentgelts bildet, und jenen Naturalleistungen, 
welche durch den Arbeitsvertrag als Äquivalent für einen Teil des ganz 
in Geld bedungenen Lohnes festgesetzt werden, und betont, daß das 
Gesetz nur die letzteren im Auge habe. Aus der zitierten Äußerung 
scheint demnach hervorzugehen, daß man von vornherein keineswegs beab- 
sichtigte, durch § 78, Abs. 1, eine Norm hinsichtlich der Vereinbarung 
des Gegenstandes der Lohnzahlung zu statuieren. 
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Ist diese Auslegung des Wortes Lohn für die österreichische 
Gewerbeordnung richtig, so ergibt sich daraus, daß die Gewerbe- 
ordnung im § 78, Abs. 1, keine Bestimmung treffen will über die 
Frage, ob der ganze Lohn von vornherein in barem Gelde ver- 
einbart werden muß oder nicht ^). Das Entgelt für die Arbeits- 
leistung kann daher auch in anderen Gegenständen als in barem 
Gelde ganz oder teilweise festgesetzt werden, in Leistungen des 
Arbeitgebers etc.-). Tatsächlich sind auch im Geltungsgebiete 
der österreichischen Gewerbeordnung, namentlich im Kleingewerbe 
Vereinbarungen nicht selten^), bei denen eine Veranschlagung 



^) Ob die Gew. 0. für das Deutsche Reich, die im § 115, Abs. 1, 
für die Gewerbetreibenden auch die Verpflichtung ausspricht, „die Löhne 
ihrer Arbeiter in Reichswährung zu berechnen," damit auch das Ver- 
bot statuiert, den Lohn in anderen Gegenständen als in Geld zu ver- 
einbaren, ist sehr bestritten. Für diese Auslegung Schicker, Gew. 0., 
Nothard in d. Ztschr. f. d. ges. Staatsw., Bd. 55, p. 368, u. a. m. 
Dagegen z. B. Landmann, Gew. O., Bd. II., p. 128, neuerdings mit 
ziemlich überzeugenden Gründen, Lotmar (Arbeitsvertrag, p. 678), der 
den Nachweis führt, daü auch die deutsche Gew. 0. unter „Lohn" nur 
„Geldlohn" versteht. Sein Argument: „Die Gew. 0. (g 115, Abs. l) 
spricht nicht von der Begründung, sondern von der Erfüllung der Ver- 
bindlichkeit des Arbeitgebers, die Berechnung gehört als vorbereitender 
Akt zur Erfüllung," scheint den Absichten der gesetzgebenden Faktoren 
bei Erlassung jener Bestimmungen zu entsprechen. — 

2) So spricht auch § 1 des Gesetzes vom 8. Juli 1902, R. G. Bl. 
144 (betr. Begünstigungen von Gebäuden für Arbeiterwohnungen), von 
einer Überlassung von Wohnungen an Arbeiter „gegen eine im Arbeits- 
vertrage ziffermäßig nicht festgesetzte Anrechnung auf den Lohn". Auch 
das Gesetz vom 28. Juli 1902 will mit seiner Bestimmung: „Die Bahn- 
verwaltungen sind verpflichtet, die Löhne der Arbeiter in barem Gelde 
auszubezahlen** (g 18, Abs. 1), nichts über die Art der Vereinbarung 
aussprechen. Das ergibt sich einerseits daraus, daß auch dieses Gesetz 
stets vom „Lohne und den sonst vereinbarten Genüssen" spricht, um das 
ganze, dem Arbeiter gebührende Entgelt zu bezeichnen (§g 39 — 41), ins- 
besondere aber aus dem Wortlaute des § 25 des Gesetzes. Hier werden 
die Bahnverwaltungen zur Führung von Lohnlisten verpflichtet, in denen 
u. a. „der bedungene Lohnsatz, die bedungenen Prämien und die Na- 
turalbezüge" ersichtlich zu machen sind. Daß unter diesen Natural- 
bezügen nicht die Anrechnung der auf den Geldlohn gewährten Natural- 
leistungen, sondern solche Leistungen zu verstehen sind, die neben dem 
Geldlohne gewährt werden, folgt daraus, daß die Auftiahme der für 
Wohnung, Lebensmittel u. s. w. gemachten Abzüge in die Lohnlisten 
noch besonders vorgeschrieben wird. 

^) Zwei Fälle dieser Art in den Entsch. der Gew. Ger. Nr. 157 
und 277 der Slg., wo neben dem Geldlohne die Gewährung einer Natural- 
wohnung vereinbart wurde. Andere Beispiele in den Ber. der Gew.-Insp., 

Wiener staatswiss. Studien. V. Bd., 2. Heft. 9 
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der vom Arbeitgeber dem Arbeiter gewährten Naturalleistungen 
in Geld nicht stattfindet. Wenn man demgemäß die Gültigkeit 
derartiger Vereinbarungen anerkennen muß, so wird man anderer- 
seits nicht bezweifeln können, daß solche Vereinbarungen sich 
nur auf die im folgenden zu besprechenden, in den Absätzen 2 
und 3 des § 78 angeführten Gegenstände, Leistungen, Nutzungs- 
rechte beziehen dürfen. Denn sonst wäre einer Umgehung des 
im § 78 begründeten Truckverbots Tor und Tür geöffnet, ein 
agere in fraudem legis ermöglicht, das zweifellos als ungesetzlich 
bezeichnet werden^) muß. 

Indes, auch wenn man diese vom Gesetze selbst nicht aus- 
drücklich ausgesprochene Einschränkung der Freiheit in der 
Vereinbarung des Lohnes behauptet, so reicht doch offenbar die 
im § 78, Abs. 1, enthaltene Vorschrift nicht aus, um das Truck- 
verbot zu sichern. Dieses kann nur dann Aussicht auf Verwirk- 
lichung haben, wenn mit Rücksicht auf die bereits eingetretene 
Entwicklung des gewerblichen Arbeitsverhältnisses die ganze 
Regelung des Lohnzahlungswesens auch von der Voraussetzung 
ausgehen darf, daß das Entgelt für die Arbeit in Geld bestehe, 
daß also nicht nur der in Geld vereinbarte Lohn auch vollständig 
in barom Gelde ausgezahlt werde, sondern auch die Vereinbarung 
hinsichtlich des Lohnes von vornherein nur auf Geld laute ^). 
Denn nur das Geld „stellt einen annähernd gleichbleibenden und 

so in jenen pro 1899, p. 78: „Patriarchalische Lohnverhältnisse herrschen 
in den kleineren Mühlen. In einer derselben hatte der Müllerbursche 
wohl Kost und Quartier, aber sonst gar keinen Lohn. In anderen Mühlen 
erhalten die Arbeiter neben Kost und Quartier das MahlgeW u. s. w. 
Ähnlich der Ber. pro 1900, p. 67. Vgl. auch die Prot, der Expertise 
über die Lage des Schuhmachergewerbes, Wien 1891, p. 27 : „Es kommt 
vor, daß der junge Mensch (der Sitzgeselle) gar nichts erhält außer dem 
bißchen Essen und am Sonntage 50 bis 60 kr. oder höchstens 1 fl." 

^) Gleicher Ansicht hinsichtlich der Auslegung der analogen Be- 
stimmungen der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich ist Land- 
mann (Gew. Ordg. 1897, Bd. II., p. 129, sub. lit. e) vgl. ebda., p. 145), 
der ausfuhrt, daß § 115, Abs. 1 der deutschen Gew. 0., auch verbieten 
wolle, dem Arbeiter überhaupt als Lohn, also neben dem Barlohne oder 
als ausschließlichen Lohn Naturalien, bezw. andere als die im Abs. 2 
des § 115 bezeichneten Naturalien zu geben. Vgl. dagegen P fers che, 
D. gewerbl. Arbeitsverbältnis, p. 57. Hier wird die Ansicht vertreten, 
es könne das Entgelt auch in anderen als den im § 78, Abs. 2 und 3, 
genannten Gegenständen vereinbart werden (z. B. in Kleidung). 

^) So auch Schönberg in seinem Handbuche, Bd. IL 2, p. 109; 
Frankenstein, Arbeiterschutz, 1896, p. 108. 
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sogleich zu realisierenden Wert dar" ^), dessen Qualität der Willkür 
der Kontrahenten entrückt ist ; nur ein in Geld bestehender Lohn 
gestattet dem Arbeiter in der Befriedigung seiner Bedürfnisse 
Unabhängigkeit vom Arbeitgeber. Wird dagegen das Objekt 
des Entgelts ganz unbeschränkt der freien Vereinbarung über- 
lassen, so ist schon in dem Kräfteverhältnisse der Parteien die 
Gefahr begründet, daß der Arbeiter, um nur überhaupt nicht 
brotlos zu sein, auch dann den Arbeitsvertrag eingeht, wenn die 
Gegenstände des Entgelts zur Deckung seiner Bedürfnisse nicht 
brauchbar sind, und nur mit Verlust gegen die eigentlichen Ge- 
genstände seines Bedarfes sich umsetzen lassen. Bilden andere 
Gegenstände als Geld das Entgelt für die geleistete Arbeit, so 
bleibt überdies der Willkür des Arbeitgebers ein viel zu freier 
Spielraum in der Auslegung dieser Vertragsbestimmung, woferne 
nicht ausgebildete lokah^ Gebräuche regelnd eingreifen^). Daran 
mangelt es jedoch beim gewerblichen Arbeitsverhältnisse voll- 
kommen, da in der Regel der Fälle auch für den Arbeitgeber 
die Entlohnung in Geld die vorteilhafteste Art der Bezahlung 
darstellt, und die Entlohnung in Naturalleistungen hier denn doch 
vAne Ausnahme bildet. Die Bestimmung der Höhe des Lohnes 
ist der freien Vereinbarung der Parteien überlassen; es fehlt 
daher, woferne nicht wenigstens die Vereinbarung hinsichtlich 
des Lohnes auf Geld lautet, eigentlich an jeder Handhabe, um 
die Angemessenheit einer als Lohn oder als Teil des Lohnes 
gewährten Naturalleistung etwas genauer zu beurteilen. Ist da- 
gegen die Höhe des Arbeitslohnes in Geld festgesetzt, und wird, 
einer eventuellen Übereinkunft der Parteien gcMiiäß, an Stelle 
eines Teiles des Geldlohnes eine Naturalleistung gewährt, so 
ergibt ein Vergleich des sonst üblichen ^larktpreises der letzteren 
mit dem vom Lohne für dieselbe abgezogenen Geldbetrage eine 
recht brauchbare Grundlage für die Beurteilung der Angemessen- 
heit der Leistung. Von einer etwaigen Änderung der Gew. O. 
wäre daher zu verlangen, daß sie an die Spitze ihrer Truck- 
gesetzgebung den Satz stelle: die Genverbeinhaber sind ver- 
pflichtet, mit ihren Arbeitern die ganzen Löhne in der gesetzlich 
gültigen Währung zu vereinbaren und in barem Gelde auszu- 
zahlen. 

^) Reger, Entscheidungen, Bd. 14, p. 12. 

^) Über die Notwendigkeit, bei Arbeitsverträgen das in Natural- 
leistungen bestehende Entgelt sowohl in quantitativer als in qualitativer 
Hinsicht genau zu regeln, vgl. Lotmar, Arbeitsvertrag, p. 736 fg. 

9* 
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Durch die Bestimmung des § 78, Abs. 1, wird eine ganze 
Reihe von Vereinbarungen ausgeschlossen, welche die Gefahr 
eines Truckmißbrauches in sich bergen i); denn in dieser Be- 
stimmung ist ein allgemein lautendes Verbot enthalten, an Stelle 
des in Geld vereinbarten Lohnes Leistungen irgendwelcher Art 
an Zahlungsstatt zu geben, mögen diese Leistungen nun bestehen 
in der Überlassung von Gegenständen, Gewährung von Nutzungs- 
rechten oder Dienstleistungen, oder mag eine anderweitige For- 
derung dem Arbeiter an Stelle der Lohnforderung eingeräumt 
werden. Es ist also auch Novation der Lohnforderung unzulässig, 
mag nun die Verwandlung der Lohnschuld in eine Wechselschuld - ) 
stattiinden, oder Verweisung des Arbeiters hinsichtlich der Zahlung 
an einen dritten etc.^). 

Dieses Verbot gilt indes nicht nur für die Gewerbeinhaber 
selbst — und, was ganz selbstverständlich ist, auch für deren 
Beauftragte und Geschäftsführer*) — sondern gemäß § 78 b) auch 
für die neben den eben genannten noch aufgezählten Personen, 
für Familienmitglieder, Gehilfen, Aufseher und Faktoren^). Damit 
ist offenbar ausgesprochen, daß es auch auf jene Lohnzahlungen An- 
wendung findet, welche Hilfsarbeiter, d. h. bei gewerblichen Unter- 
nehmungen in regelmäßiger Beschäftigung stehende Personen 
nicht auf Grund eines mit dem Gewerbeinhaber selbst, sondern 
auf Grund eines mit einem Familienmitgliede, Angestellten oder 



^) Daß Truckunfug auch heute noch in Österreich nicht zu den 
Seltenheiten gehört, bezeugt jeder Band der Ber. der Gew.-Insp. (vgl. 
den Ber. pro 1901, p. 104, 140, 1(55, 188, 406, 426, 443, 446, 476), 
das bezeugen die Äußerungen von Experten in Enqueten (vgl. z. B. die 
Prot, der Gew. Enquete des Abg.-H. 1895, p. 411, 534 u. a. m.). Vor 
allem in den verlagsweise betriebenen Gewerben steht das Trucksystem 
noch in schönster Blüte. (Vgl. die im Anhang angeführten Stellen aus 
den Ber. der Gewerbe- Insp. über die Heimarbeit.) 

^) Anders, wenn der Wechsel nur zur Sicherung der Lohnforderuno- 
gegeben wird, nicht an Stelle derselben. 

^) Krasnopolski a. a. 0., p. 312. 

*) Eine ausdrückliche Ausdehnung der den Gewerbeinhaber be- 
treffenden, zum Schutze der Arbeiter erlassenen Vorschriften auf seinen 
Stellvertreter enthält § 91 Gew. 0. 

^) Krasnopolski a. a. 0., p. 309 ; die Nennung jener Gewerbe- 
treibenden, „bei deren Geschäfte eine der hier erwähnten Personen un- 
mittelbar oder mittelbar beteiligt ist" in § 78 6) hat für die Bestimmung 
des § 78, Abs. 1, eine Bedeutung überhaupt nicht, da diese Gewerbe- 
treibenden eine Lohnzahlung an die Arbeiter nur als Stellvertreter der 
Gewerbeinhaber vornehmen können. — 
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Hilfsarbeiter desselben abgeschlossenen Arbeitsvertrages erhalten, 
auch wenn formell als Arbeitgeber eine der eben genannten 
Personen und nicht der Gewerbeinhaber erscheint. Diese Aus- 
legung müßte übrigens auch dann vertreten werden, wenn § 78 b) 
eine derartige Bestimmung nicht enthielte ; es wäre ja andernfalls 
eine Umgehung jener Bestimmung nur allzuleicht dadurch mög- 
lich, daß der Gewerbeinhaber, der eigentliche Arbeitgeber, eine 
Zwischenperson einschiebt, durch welche er den Arbeitsvertrag 
abschließen läßt ^). 

B. Die Ausnahmen von den Bestimmungen des § 78, Abs. 1. 

Von dem V<*rbote der Leistung an Zahlungsstatt an Stelle 
der Barzahlung des Lohnes statuiert die Gewerbeordnung im 
§ 78, Abs. 2 und 3, eine Reihe von Ausnahmen, um gewissen, 
in der Praxis vielfach üblichen Vereinbarungen zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitern Rechnung zu tragen. Sie bestimmt folgendes : 
„Sie (die Gewerbeinhaber) können jedoch den Arbeitern 
Wohnung, Feuerungsmaterial, Benützung von Grundstücken, 
Arzneien und ärztliche Hilfe, sowie Werkzeuge und Stoffe zu 
den von ihnen anzufertigenden Erzeugnissen unter Anrechnung 
bei der Lohnzahlung nach vorausgegangener Vereinbanmg zu- 
wenden.'^ 

„Die Verabfolgung von Lebensmitteln oder der regelmäßigen 
Beköstigung auf Rechnung des Lohnes kann zwischen dem Ge- 
werbsinhaber und dem Hilfsarbeiter vereinbart werden, sofeme 
sie zu einem die Beschaffungskosten nicht übersteigenden Preise 
erfolgt." 

Damit wird den Ge Werbeinhabern gestattet, ihren Hilfs- 
arbeitern, wof i^rne eine ausdrückliche diesbezügliche Vereinbarung 
vorliegt, die im Abs. 2 des § 78 ausdrücklich genannten Gegen- 
stände, Nutzungsrechte, Dienstleistungen zuzuwenden, und die 
Preise dieser Zuwendungen bei der Lohnzahlung in Abrechnung 

^) Derartige Arbeitsverträge, bei denen der Gewerbeinhaber der 
eigentliche Arbeitgeber ist, während formell eine Zwischenperson als 
Arbeitgeber figuriert, sind häufig genug, nicht nur auf dem Gebiete des 
Verlagssystems, wo sie in manchen Gewerbszweigen die Regel bilden 
(Arbeitsverträge der Ferger und Faktoren in der Hausindustrie !), sondern 
auch im Fabriksbetriebe (z. B. in Stickereien und Glashütten), nament- 
lich auch bei Vergebung von Akkordarbeiten (Arbeitsverträge der Partie- 
führer bei Erdarbeiten, der Akkordanten (Capi) bei Ziegeleien, Bau- 
untemehmungen, Fluüregulierungen etc). 
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zu bringen^). Wird dieselbe Vereinbarung hinsichtlich der Ver- 
abtblgung von Lebensmitteln oder der regelmäßigen Beköstigung 
getroffen, so darf der Preis der Zuwendungen die Beschaffungs- 
kosten nicht übersteigen^). 

Auch alle diese Bestimmungen finden g(»mäß § 78 b) 
wiederum „Anwendung auf Familienmitglieder, Gehilfen, Beauf- 
tragte, Geschäftsführer, Aufseher und Faktoren der Gewerbe- 
inhaber, sowie auf andere Gewerbetreibende, bei deren Geschäfte 
eine der hier erwähnten Personen unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist". Es läßt sich indes nicht verkennen, daß mit diesem 
Paragraphen hier kaum etwas Rechtes anzufangen ist. Eine Zu- 
wendung auf Rechnung des Lohnes kann doch überhaupt nur 
durch den Gewerbeinhaber vorgenommen werden, Forderungen 
dritter Personen aber sind niemals zur Kompensation mit Lohn- 
forderungen geeignet^). Auch vertragsmäßige Überlassung der 
Lohnforderung oder von Teilen derselben an dritte Personen ist 
durch das Lohnbeschlagnahmegesetz ausgeschlossen*). Es sieht 
daher beinahe so aus, als ob durch die zitierte Fassung des 
§ 78 h) den in demselben genannten Personen das Privilegium 
eingeräumt würde, ihrerseits den Arbeitern Zuwendungen in An- 
rechnung bei der Lohnzahlung zu machen. Davon kann selbst- 
verständlich — da es sich um Arbeiterschutzbestimmungen handelt, 
— keine Rede sein. Auch die für die Zuwendung der Lebensmittel 
und der Beköstigung im 3. Abs. des § 78 statuierten Preis- 
beschränkungen lassen sicli nicht auf die Vereinbarungen der 
genannten Personen mit den Arbeitern anwenden, weil auch im 
Abs. 3 von einer „Verabfolgung auf Rechnung des Lohnes" 
gesprochen wird. Nur iiisoferne ist die Bestimmung des § 78 h) 
bei Auslegung der Truckverbote der Gewerbeordnung verwend- 
bar, als sie die Vorschriften des § 78 auch auf die Gehilfen und 
Faktoren des Gewerbeinhabers ausdehnt, den Preisbeschränkungen 
und Verboten des § 78 also auch für jene Fälle Geltung gewähr- 

^) Vgl. Krasnopolski a. a. 0., p. 313. 

^) ^'fe^ßche meint allerdings (a. a. 0., p. 72), die Preisbesclirän- 
kung, welche im 3. Abs. des § 78 hinsichtlich der Lebensmittel und 
der Beköstigung ausdrücklich ausgesprochen ist, müsse natürlich auch 
für Arzneien, Feuerungsmaterial etc. gelten. Diese ausdehnende Interpretation 
läßt sich aus dem Wortlaute des Gesetzes und wohl auch aus der Ab- 
sicht des Gesetzgebers nicht begründen. Gegen diese Ausleguno- auch 
die Entsch. Nr. 450 der Slg. 

*) Mataja a. a. 0., p. 68. 

*) Vgl. unten p. 64. 
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leistet, in denen eine Zwischenperson (ein Faktor, Verleger, 
Partieführer) den Arbeitsvertrag mit dem Hilfsarbeiter im eigenen 
Namen abschließt. Ein anderes Resultat ergibt sich infolge der 
außerordentlich unglücklichen Fassung des § 7b 6) aus seinen 
Bestimmungen für das Truckverbot nicht ^). — 

Vertragsbestimmungen und Verabredungen, die den An- 
ordnungen des § 78 zuwiderlaufen, erklärt § 78 c) für nichtig, 
und statuiert damit ausdrücklich die zwingende Kraft der das 
Truckverbot betreffenden Vorschriften. Ist entgegen den Be- 
stimmungen des § 78 eine Lohnforderung durch Vornahme 
einer anderen als der im § 78 ausdrücklich für zulässig erklärten 
Naturalleistungen oder durch Vornahme einer erlaubten Natural- 
leistung unter Verletzung einer besonderen Bestimmung des § 78 
berichtigt worden, so kann der Hilfsarbeiter gemäß § 78 d) nichts- 
destoweniger die volle Bezahlung seiner Forderung in barem öelde 
verlangen, ist jedoch verpflichtet, den Betrag seiner Bereicherung 
an eine der im § 78 df) bezeichneten Anstalten herauszugeben ^). 

Neben diese zivilrechtliche Sanktion des Truckverbots — 
die ergänzt wird durch die Bestimmung des § 82 a) lit. d) der 
Grewerbeordnung *) — tritt dann die im § 133 der Gewerbe- 
ordnung statuierte strafrechtliche. Die Grewerbeordnung bedroht 
mit einer Geldstrafe von 10 — 400 fl. „jene öewerbsleute, welche 
sich Bedrückungen der Arbeiter durch Ablohnung in Waren oder 
durch andere vorschriftswidrige Vorgänge zuschulden kommen 
lassen". Diese Strafandrohung, die nicht erst durch die Gewerbe- 
novelle von 1885 Eingang in die Gewerbeordnung fand, sondern 
schon der Gewerbeordnung von 1859 angehörte, ist so allgemein, 
daß man schlechterdings alle Fälle des Truckmißbrauchs unter 
ihren Wortlaut subsumiren kann. 

Die Behörde hat demgemäß die Möglichkeit zum Ein- 
schreiten gegen Truckunfug auch dann, wenn nicht gerade eine 
Verletzung der Bestimmungen des § 78 fg. vorliegt, z. B. wenn die 
vereinbarungsgemäß gelieferten Lebensmittel ungenießbar sind*)» 

^) Auch im Hinblicke auf die noch nicht besprochenen Bestiiii- 
mungen des § 78 und den § 78 ö) führt die Auslegung des g 78 6) 
zu einem ähnlichen Ergebnisse. 

^) Über die unglaublich mangelhafte Fassung des § 78 d) sowie 
über die Schwierigkeiten, die seine Auslegung infolgedessen verursacht, 
vgl. Krasnopolski a. a. 0., p. 317 fg. 

») Ähnlich Art. 63 H. G. B. 

*) Über einen andern Fall der Anwendung des § 133 vgl. 
unten in Kap. V. 
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Ausreichend ist übrigens die Strafsanktion des § 133 schon 
aus dem Grunde nicht, weil sie die Verletzung des Truckverbots 
nur mit Geldstrafen belegt. Es erscheint als Forderung der Ge- 
rechtigkeit, auf schwere Verletzungen der Truckvorschriften 
Arreststrafen zu setzen. Denn hier handelt es sich um wucherische 
Ausbeutung der wirtschaftlichen Notlage des Arbeiters, um Fälle 
von Warenwucher, die kaum eine mildere Behandlung verdienen, 
als analoge Fälle des Kreditwuchers, welche das Gesetz vom 
28. Mai 1881, Nr. 47 R. G. Bl., mit Arreststrafen bedroht. 

In dem Bestreben, auch die Arbeiter der verlagsweise be- 
triebenen Industrien — soweit sie nicht als Hilfsarbeiter im Sinne 
der Gewerbeordnung anzusehen sind — des Schutzes gegen Truck- 
mißbrauch teilhaftig zu machen, dehnt die Gewerbeordnung im 
§ 78 a) die Bestimmungen des § 78 auch auf jene Hilfsarbeiter 
aus, „welche außerhalb der Werkstätten für Gewerbeinhaber die 
zu deren Gewerbebetriebe nötigen Ganz- und Halbfabrikate an- 
fertigen oder solche an sie absetzen, ohne aus dem Verkaufe 
dieser Waren an Konsumenten ein Gewerbe zu machen." Um 
hier den Zusammenhang nicht allzusehr zu zerreißen, sei die 
Erörterung der Frage, welche Kategorie von Arbeitern unter 
diesen im § 78 a) bezeichneten Hilfsarbeitern zu verstehen ist, 
an jene Stelle verschoben, wo die Zulässigkeit der Vornahme von 
Abzügen an den Löhnen der Verlagsarbeiter zur Besprechung 
gelangen soll. Es sei bloß bemerkt, daß der den Arbeitern des 
§ 78 a) damit gewährte Schutz seine Sanktion nur in den 
§§ 78 c) und d) findet, da die übrigen Arbeiterschutzbestimmungen 
der Gewerbeordnung lediglich für Hilfsarbeiter im Sinne des 
§ 73 der Gewerbeordnung gelten, eine Voraussetzung, die für 
die Arbeiter des § 78 a) nicht zutrifft. 

Zum Zwecke einer näheren Besprechung der in den Abs. 2 
und 3 des § 78 aufgezählten Zuwendungen des Gewerbeinhabers 
an seine Arbeiter ist es zunächst erforderlich, die im Abs. 2 ge- 
nannten „Werkzeuge und Stoffe '• auszuschalten und abgesondert 
zu erörtern, weil sie, wie bereits einleitend ausgeführt wurde, 
einer anderen Kategorie von Leistungen des Arbeitgebers an- 
gehören, als die übrigen, in Verbindung mit ihnen angeführten 
Zuwendungen. Diese Unterscheidung ist nicht nur aus theoreti- 
schen Gründen notwendig, sondern auch für die Gesetzgebung 
aus dem Grunde wichtig, weil diese ihrer Natur nach verschieden- 
artigen Gruppen von Leistungen des Arbeitgebers auch eine 
differenzielle legislatorische Behandlung fordern. 
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I. Durch die allgemeine Bestimmung des § 78, daü die 
Löhne in barem Gelde auszuzahlen sind, ist allerdings den 
gröbsten Fällen des Truckunwesens ein Riegel vorgeschoben, 
jenen nämlich, in denen der Unternehmer seinen Arbeitern an 
Stelle von Barzahlung Waren übergibt, die gar keinem Bedürfnisse 
des Arbeiters entsprechen, sondern die der letztere nur dadurch 
verwerten kann, daü er sie oft mit großem Verluste verkauft ^), 
ferner jenen, in welchen der Unternehmer dem Arbeiter nicht 
sogleich zu realisierende Forderungen (z. B. Wechsel, Zahlungs- 
anweisungen an einen dritten etc.) an Zahlungsstatt überläßt. 
Allein wenn auch die von jenem allgemeinen Verbote der Zahlung 
des Lohnes in Naturalleistungen ausgenommenen Kategorien von 
Waren, Dienstleistungen, Nutzungsrechten von der Beschaffenheit 
sind, daß ihre Zuwendung an den Arbeiter vermutlich eine tat- 
sächliche Deckung seines Bedarfs bedeuten mag, so scheinen doch 
die Schutzbestimmungen nicht auszureichen, da hinsichtlich des 
Preises dieser Naturalleistungen eine Bestimmung nur bei den 
Lebensmitteln und der regelmäßigen Beköstigung getroffen ist, 
eine Bestimmung über den Umfang aber, in welchem derartige 
Zuwendungen zulässig sind, überhaupt nicht statuiert ist. Ledig- 
lich eine gewisse, praktisch allerdings oft recht bedeutungslose 
Sicherung gegen die Ausübung eines direkten Zwangs seitens 



^) Ein Rest dieses Mißbrauchs hat sich auch heute noch, nament- 
lich in der Heimarbeit erhalten, indem die Arbeiter vielfach gezwungen 
werden, fehlerhafte Erzeugnisse an Zahlungsstatt anzunehmen. (Vgl. 
Landmann, Gew. 0., Bd. II., p. 793.) Daß Fälle dieser Art auch in 
der Fabriksarbeit nicht zu den Seltenheiten gehören, ergab z. B. die 
Enquete über die Frauenarbeit, Wien, 1896. In den Protokollen der- 
selben heißt es p. 24 : „Wenn ein Arbeiter in der Buchbinderei das 
Papier um einen halben Zentimeter zu klein schneidet, so kann er es 
sich nach Hause nehmen und muß nicht etwa den Kostenpreis, sondern 
den Kundenpreis bezahlen. Ebenso geht es, wenn z. B. ein Buch auf 
44 beschnitten werden soll, und es wird auf 43 beschnitten. Da muß 
die Arbeiterin das ganze Buch zahlen. Es kommt vor, daß ein solches 
Geschäftsbuch 8 fl. kostet; da werden jede Woche 2 fl. abgezogen." 
Ähnlich p. 530 : „Bei der Anfertigung von Spitzen muss der Arbeiter 
den fehlerhaften Streifen zu dem Preise, um den derselbe verkauft wird, 
zurücknehmen. Es kommt dann auf den Preis der Spitzen an, wie viel 
er zu zahlen hat. Es gibt Spitzen von 30 kr. bis 2 und 3 fl., und so 
kommt es vor, daß einer in einer Woche 4 fl. Strafe zahlt." Vgl. auch 
den Anhang. Daß die Hingabe dieser Gegenstände an Zahlungsstatt in 
Anrechnung auf den Lohn Schadenersatz- und Strafcharakter hat, reicht 
nicht aus, um für diese Fälle eine Ausnahme vom Truck verböte zu be- 
gründen. 
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des Arbeitgebers zur Abnahme der bezeichneten Waren etc. liegt 
darin, daß eine solche Zuwendung nur dann zulässig sein soll, 
wenn sie vorher vereinbart wurde. Dies reicht nicht aus. Wenn 
der Arbeitgeber den Arbeitern gewisse Mittel zur Deckung ihres 
Bedarfs liefert, so darf dies nur in einem Umfange zulässig sein, 
der diesem Bedarfe wirklich entspricht. ^) 

Die Gesetzgebung wird dies ausdrücklich aussprechen 
müssen. Eine wirkliche Garantie dafür, daß andererseits auch 
kein indirekter Zwang in der Richtung der Menge der vom 
Arbeiter abzunehmenden Ware etc. ausgeübt werde, kann denn 
doch nur darin gefunden werden, daß im allgemeinen jedes 
direkte materielle Interesse des Unternehmers an der Versorgung 
der Arbeiter mit jenen Naturallieferungen im Vergleiche zur 
Auszahlung des Lohnes in barem Gelde zum Wegfalle gelangt. 
Die Beschränkung, welche die Gewerbeordnung hinsichtlich der 
Verabfolgung von Lebensmitteln und der regelmäßigen Bekösti- 
gung ausspricht, bringt den Gedanken ganz klar zum Ausdrucke, 
daß diese Zuwendungen einen direkten materiellen Vorteil für 
den Arbeitgeber nicht mit sich bringen dürfen. Denn unter 
„Beschaffungskosten", von denen § 78, Abs. 3, spricht, wird man 
mit Krasnopolski (1. c, p. 314) „die Kosten der Anschaffung ohne 
jeden Zuschlag" zu verstehen haben. ^) Und wenn die Aus- 

^) So hat mit einer Bedarfsbefriedigung des Arbeiters nichts zu 
tun die Vornahme von Lohnabzügen für Beleuchtung der Arbeitsstätten ; 
dies sprach auch ein am 14. Dezember 1899 ergangener Erlaß des 
Ministeriums des Innern und des Handelsministeriums aus. Vgl. den. 
Ber. der Gew.-Insp. pro 1900, p. XII.) Ebenso Licht, Der gewerbl. 
Arbeitsvertrag in der Rechtsdurchsetzung 1898, p. 62. Solche Abzüge 
widersprechen übrigens auch der Bestimmung des § 74, Abs. 3 Gew. 0., 
daß die Gewerbeinhaber dafür zu sorgen haben, die Arbeitsstätten mög- 
lichst rein und licht zu erhalten. Diese Auslegung des § 74, Abs. 3^ 
wird allerdings in der Praxis nicht immer anerkannt. (Vgl. den Ber. der 
Gew.-Insp. pro 1898, p. 220, pro 1900, p. 185, 187, pro 1901, p. 287, 343.) 

-) Nur das kann fraglich sein, ob der Unternehmer nicht auch 
eine angemessene Verzinsung des bei der Beschaffung der Lebensmittel 
und Beköstigung der Arbeiter angelegten Kapitals in Anschlag bringen 
darf, über die Auslegung der analogen Bestimmung des § 115 der 
deutschen R. G. 0. vgl. die Erkenntn, des dtsch. Reichsger. bei Reger^ 
Entsch., Bd. 9, p. 422, Bd. 18, p. 224, 138, Bd. 30, p. 253, Erg. Bd., 
p. 45. Vgl. auch § 131 lit. g) des Bergges., der das Verbot der Erzielung 
eines gewerbsmäßigen Gewinnes bei Versorgung der Arbeiter mit den 
nötigen Lebensmitteln statuiert. Zur Erläuterung der Worte „ohne ge- 
werbsmäßigen Gewinn" bemerkt Hin genau (Handb. d. Bergrechtskunde, 
Wien, 1855, p. 570), daß die zur Ausgleichung der Preisdifferenzen 
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schlieÜung jedes materiellen Gewinns des Ai'beitgebers hinsicht- 
lich der Verabfolfining von Lebensmitteln und der regelmäßigen 
Beköstigung vom Gesetze selbst schon ausgesprochen ist, so ist 
der gleiche Gesichtspunkt auch in Bezug auf die übrigen Kate- 
gorien der einer Bedarfsdeckung des Arbeiters dienenden Zu- 
wendungen zur Geltung zu bringen. 

Diesen Forderungen trägt nunmehr das Gesetz vom 28. Juli 
1902 Rechnung, indem es für sein Geltungsgebiet die Ausnahmen 
von dem Gebote der Barzahlung des Lohnes in § 18 folgender- 
maßen festsetzt: „Sie (die Bahnverwaltungen) sind berechtigt, 
denjenigen Arbeitern, welche ihre Zustimmung hiezu erteilt 
haben, gegen ein im voraus bedungenes, einen Gewinn aus- 
schließendes Entgelt Wohnung, Beleuchtungs- und Beheizungs- 
material für häusliche Zwecke, die Benützung von Grund- 
stücken zuzuwenden und die für den eigenen Hausbedarf 
notwendigen Lebensmittel zu liefern und diese Zuwendungen 
und Lieferungen bei der Lohnzahlung in Anrechnung zu bringen.** 
Gemäß der zu diesem Gesetze erlassenen Durchführungsverord- 
nung sind als Lebensmittel im Sinne dieses Paragraphen auch 
Bier und Wein in einem dem Familienstande des Arbeiters ent- 
sprechenden Ausmaße anzusehen. Zur weiteren Sicherung der 
Arbeiter schreibt das Gesetz überdies vor, daß der Tarif, auf 
Grund dessen diese Lohnabzüge erfolgen, in der Arbeitsstätte an 
geeigneter, leicht zugänglicher Stelle anzuschlagen und stets in 
lesbarem Zustande zu erhalten ist. Diese Tarife sind weiters 
periodisch einer Revision durch die Aufsichtsbehörde zu unter- 
ziehen und von letzterer erfoi'derlichenfalls zu regeln. 

Mit diesen Bestimmungen folgt das zitierte Gesetz im wesent- 
lichen den V^orschlägen des Gesetzentwurfes zur Abänderung der 
Gewerbeordnung von 1895 und des Gesetzentwurfes von 1892 
zur Abänderung des Berggesetzes^). 

Von den bisher besprochenen Naturalleistungen, deren Zu- 
wendung in Anrechnung auf den Lohn die österr. Gewerbe- 
ordnung gestattet, verdient eine, die Gewährung der Wohnung, 
noch besondere Berücksichtigung. Innerhalb dieser Kategorie der 
Zuwendungen sind wiederum zwei prinzipiell voneinander ver- 

im Einkauf und wegen der Verderbnis bei der Aufbewahrung erfeihrungs- 
gem&ß ausgemittelten Prozente nicht als fj:ewerb8mäßiger Gewinn an- 
gesehen werdeil können. 

1) Vgl. auch § 115, Abs. 2 der Gew. 0. f. d. Deutsche Reich, 
d. belgische Gesetz vom 16. August 1887, das engl.Truckgesetz von 1831. 
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schiedene Gruppen von Fällen zu beachten, die eine differen- 
zielle Behandhing seitens der Gesetzgebung fordern. Die Ge- 
währung der Wohnung an den Arbeiter hat nämlich einen 
grundsätzlich verschiedenen Charakter, je nachdem, ob der 
Arbeiter durch dieselbe in die häusliche Gemeinschaft des Arbeit- 
gebers gelangt oder nicht. Das erstere trifft zu bei den zahl- 
reichen ^Fällen der Gewährung von Wohnung (meist auch der 
ganzen Verpflegung), die bei den kleingewerblichen Arbeits- 
verhältnissen vorzukommen pflegen. Die Bestimmungen des 
bürgerlichen Rechts über das Mietverhältnis, sowie die dürftige 
Bestimmung des § 74 Abs. 4, der Gewerbeordnung^), reichen 
zur Regelung dieser Verhältnisse bei weitem nicht aus. Hier ist 
eine genaue Abgrenzung der Rechte und Pflichten beider Par- 
teien vielmehr dringend erforderlich. Wo der Arbeiter Wohnung 
und wohl auch ganze Verpflegung direkt vom Arbeitgeber erhält, 
da ist er nicht nur während der Arbeitsstunden, sondern auch 
außerhalb derselben dem Willen des letzteren untergeordnet und 
in seiner Freiheit beschränkt. Um so geringer ist hier seine wirt- 
schaftliche Kraft, einer unwürdigen Behandlung seitens des 
Arbeitgebers entgegenzutreten. Hier ist der Punkt, an welchem 
sich die Forderungen der gewerblichen Arbeiter mit jenen des 
Gesindes enge berühren. Sache des allgemeinen bürgerlichen 
Rechtes ist es, hier Rechte und Pflichten des Arbeitgebers gegen- 
über den mit ihm in der Hausgemeinschaft befindlichen Arbeits- 
oder Dienstpersonen zu regeln. Für das Geltungsgebiet des 
gewerblichen Arbeitsvertrags aber ist jedenfalls im Interesse 
der Unabhängigkeit des Arbeiters vom Lohnherrn in der Ver- 
wendung seines Lohns auf eine möglichst durchgreifende Ver- 
drängung der in Wohnung bestehenden Naturalvergütung durch 
den Geldlohn hinzuwirken. Schon darum ist es notwendig, jedes 
materielle Interesse des Arbeitgebers an der Gewährung der 
Wohnung statt Geldlohnes unbedingt auszuschließen. 

Dagegen liegt bei den dem Gebiete der Großindustrie an- 
gehörigen Fällen, in welchen dem Arbeiter bloß der Wohnraum 

^) „Nicht minder haben Gew.-Inhaber, wenn sie Wohnungen ihren 
Hilfsarbeitern überlassen, diesem Zwecke keine gesundheitsschädlichen 
Räumlichkeiten zu widmen." Ein Mietsverhältnis liegt übrigens dann, 
wenn die Gewährung der Wohnung neben dem Geldlohn erfolgt, gar 
nicht vor. Vgl. dazu die Entsch. des Ob. Ger. H. v. 6. Febr. 1900 in der 
G eller- Jolles'schen Slg., B. IIL, Nr. 66. Anders der Standpunkt 
Krasnopolskis 1. c.,p. 286. 
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gewahrt wird, regelmäßig ein eigener, in den ArbeitSTertrair 
aufgenommener Mietkontrakt vor^i, der nach den Grande tzen 
des borgerlichen Rechts zu beurteilen ist. Ob und inwieweit der 
Abschloß derartiger Vereinbarungen, die trotz aller Vorteile fUr 
den Arbeiter doch seine Abhängigkeit vom Arbeitgeber stark 
steigern, seitens der Gesetzgebung zo begiüistigen ist, und welche 
staatliche ^^[aßnahmen hier zo treffen sind, das sind Fragen der 
Wohnimgspolitik, die wir hier nicht zo erledigen haben. 

II. Wir haben nunmehr noch die friiher aus der Besprechung 
aosgeschaltete zweite Groppe von gesetzlich gestatteten Zu- 
wendongen des Arbeitgebers an den Arbeiter ins Auge zo fassen, 
die Werkzeoge ond Arbeitsmaterial ieu. Wie bereits oben erwähnt, 
unterscheiden sich die hier behandelten Gegenstände von den 
übrigen im § 76, Abs. 2 ond 3, aofgezählten Xatoralleistongen 
des Arbeitgebers, die dieser au Zahlongsstatt gewähren darf, 
ihrem ökonomischen Charakter nach in durchgreifender Weise, 
Handelt es sieh bei den übrigen Zuwendungen (Überlassung von 
Lebensmitteln, Gewährung von Beköstigung, Wohnung etc) um 
Leistungen, denen auf Seite des Arbeiters ein Bedürfnis ent- 
spricht, das unter allen Umständen Deckong verlangt, so ent- 
behrt die Vereinbarung, daß der Arbeiter den Preis der vom 
Unternehmer zum Arbeitsprozesse beigestellten Werkzeuge und 
Stoffe sich vom Lohne müsse abziehen lassen, jeder Beziehung 
zur Bedarfsbefriedigung des Arbeiters. Es ist nur dann möglich, 
hier von einer Hingabe von Gegenständen an Zahlungsstatt zu 
reden, wenn man das Wort Lohn in jenem weiteren Sinne ver- 
steht, in welchem es nicht bloß das Entgelt für die geleistete 
Arbeit, sondern auch für anderweitige Leistungen des Arbeiters 
beim Arbeitsprozesse mit begreift. 

Vor allem sei bemerkt, daß Lohnabzüge wegen mietweise 
Stattlindenden Überlassung von Werkzeugen an die Arbeiter 
gesetzlich unzulässig sind. Das Gesetz gestattet bloß die Über- 
lassung der Stoffe und Werkzeuge an Zahlungsstatt, nicht auch 
die Überlassung der Nutzung der letzteren. Die Verbotsbestini- 
mungen des § 78 müssen zweifellos strenge interpretiert werden 
und erlauben die Annahme von Analogien nicht-}. Nichtsdesto- 
weniger sind Lohnabzüge für die mietweise erfolgende Über- 

^) Vgl. die Entsch. des Ob. Ger.-Il. v. 9. Mai 1900, Jur. Hl. 1900 
Nr, 43. 

^) Ähnlich die Auslegung des § 115 der deutschen Gew. 0. bei 
Lotmar, Arbeitsvertrag p. 420. 
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lassang von Werkzeugen nicht nur in der Heimarbeit allgemein 
üblich, sondern kommen auch in Fabriksbetrieben mitunter vor ^). 
Es ist ersichtlich, daß die Bestimmung des § 78, Abs. 2, 
welche die Überlassung von Werkzeugen und Stoffen an die 
Arbeiter unter Anrechnung bei der Lohnzahlung gestattet, eine 
vor allem im Interesse des Arbeitgebers getroffene Ausnahme 
von dem Prinzipe der Barzahlung der Löhne bedeutet, und dies 
um so mehr, als es in unserem Gesetze an einer Bestimmung 
mangelt, die den Preis, zu welchem derartige Zuwendungen bei 
der Lohnzahlung in Anrechnung gebracht werden dürfen, auf 
die Selbstkosten des Arbeitgebers beschränken würde ^). Der 
Unternehmer erlangt eine Art Monopolstellung, indem er es zu 
einer Bedingung des Arbeitsvertrages macht, daß die Arbeiter 
jene Werkzeuge *) und Stoffe von ihm beziehen, dören Beistellung 
zum Arbeitsprozesse ihnen obliegt; so wird es ihm möglich, in 
der Preisberechnung dieser Werkzeuge und Stoffe einen Gewinn 
zu erzielen, der den ortsüblichen, beim Verkaufe der betreffenden 
Materialien und Werkzeuge erzielbaren gegebenenfalls weit über- 
steigt. In den Betrieben des Verlagssystems insbesondere sind die 
Fälle sehr häufig, daß der Unternehmer, bezw. Faktor, für die 
den Arbeitern gelieferten Roh- und Hilfsstoffe Preise fordert und 
direkt durch Abzug vom Lohne hereinbringt, welche den sonst 
üblichen Preis um 20 und mehr Prozent übersteigen, so daß der 
tatsächlich ausgezahlte Lohn weit hinter dem ziffermäßig zuge- 
standenen zurückbleibt. Hier hat dann der Arbeitslohn im eigent- 
lichen Sinne, der Nettolohn, eine Schmälerung erfahren, der auf 

^) Vgl. den Ber. der Gew.-Insp. pro 1899, p. 194: „In den Band- 
webereien finden Lohnabzüge von 20 kr. per Tag für die Benützung 
des Webstuhls statt (Stuhlgeld)." Ein ähnlicher Brauch besteht auch in 
der Stahlwarenindustrie (vgl, den Ber. der Gew.-Insp. pro 1900, p, 187). 
An dieser Stelle ist auch der in der Glaswarenindustrie mitunter übliche 
^Dreherlohn'' zu erwähnen, gegen den sich in jüngster Zeit ein Erlaß der 
Bezirkshauptm. Gablonz (Januar 1903) richtet. (Soz. Praxis XIL, Nr. 24 
Sp. 640.) ^Ich verweise darauf", so heißt es in dem Erlasse, „daß der 
Dreherlohn, wie er für die Arbeitstellen, für die bewegende Kraft, also 
für die Benützung der Maschinen oder des Wasserwerks seitens vieler 
Arbeiter in Form eines Lohnabzugs an ihre Arbeitgeber entrichtet werden 
muß, mit den Bestimmungen des ^ 78 der Gewerbeordnung nicht ver- 
einbar ist, da nur die daselbst ausdrücklich angeführten Lohnabzüge 
gestattet sind." 

2) Vgl. die Entsch. Nr. 450 in der Slg. der Entsch. der Gew. Ger. 

?) Über den Begriff des „Werkzeugs" vgl. d. Entsch. Nr. 449 und 
450 der Slg. d. Entsch. d. Gew. Ger. 
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Seite des Unternehmers der Gewinn eines Zwischenhändlers 
entspricht. Ein derartiger Vorgang ist in den meisten Fällen als 
eine Art gesetzlich gestatteten Warenwuchers ^) zu bezeichnen. 
Überdies bietet gerade diese Art der Lohnabzüge eine bequeme 
Handhabe zur willkürlichen Lohnverkürzung, die um so bedenk- 
licher ist, als sie nach außen hin nicht in Erscheinung tritt. 
Wenn der Faktor oder Zwischenhändler bei der hausindustriellen 
Handschuherzeugung in irgendwelcher Weise seinen Gewinn ge- 
schmälert sieht, 80 überwälzt er den Verlust einfach auf die 
armen Handarbeiterinnen, indem er ihnen das Material zu einem 
entsprechend höheren Preise bei der Lohnzahlung in Anrechnung 
bringt. Eine Herabsetzung des Bruttolohnes wäre kaum durch- 
führbar: gegen seine Behauptung, der Zwirn sei teurer gewor- 
den, sind die Arbeiterinnen machtlos. 

^) Zur IllustrieruQg mögen einige Aussagen von Expertinnen aus 
den Prot, der Enquete über Frauenarbeit (Wien, 1896) hieher gesetzt 
sein, einer Enquete, die überhaupt für Ausbeutung aller Arten reichlich 
Beispiele bietet. Eine Expertin, Arbeiterin in einer Löffel Schleiferei (1. c. 
p. 80 fg.), gab an, daß der Arbeiter die Werkzeuge vom Fabrikanten 
selbst kaufen müsse, woraus dieser großen Nutzen ziehe. • Der A rbeiter 
müsse für eine Holzscheibe 35 kr. zahlen, die den Herrn 28, manch- 
mal 24 kr. koste, für Kiemen 65 — 75 kr., während der Herr dafür 25, 
höchstens 30 — 35 kr. zahle, für Lehm 54 kr. per kg, das sonst 28 kr. 
koste, für Schmirgel 38 kr. statt 18 kr., für Polierschmirgel 36 kr. 
statt 26 kr. Tuchscheiben, die 75 kr. wert seien, müßten von den 
Arbeitern um 1 fl. 28 kr., 1 fl. 40 kr. gekauft werden u. s. f. Würde 
die Arbeiterin versuchen, das Material anderswo zu kaufen, so würde 
sie Gefahr laufen, entlassen zu werden. So sei es in den meisten 
größeren Betrieben. Gleich in der ersten Woche habe die Arbeiterin 
30 — 35 fl. Schulden beim Herrn. Da würden ihr jede Woche 3 — 4 fl. 
vom Lohne abgezogen, und wenn die Schulden dadurch nicht ganz ab- 
getragen werden, so müsse sie schließlich eine ganze Woche umsonst 
arbeiten. — — Wenn eine Arbeiterin nominell 7 — 8 tl. Lohn habe, so 
bekomme sie in Wirklichkeit bloß 3 — 4 fl., das übrige werde ihr für 
Material abgezogen. Ähnlich die Aussage einer anderen Arbeiterin. 
(S. 83 fg.) Eine Arbeiterin, die in einer Strohhutfabrik beschäftigt war, 
erzählt {p. 573): „An Material müssen wir nur den Zwirn, den wir 
brauchen, selbst kaufen, und auch die Nadeln. Den Zwirn müssen wir 
vom Herrn beziehen, und er verkauft uns denselben viel teurer, als er 
ihn selbst in der Hand hat. Er bekommt eine Spule um 26 und 28 kr. 

und wir müssen ihn mit 36 und 40 kr. bezahlen. Man braucht 

täglich mindestens 1 Spule, in der Woche 5 — 8 Spulen." Die Arbeiterin 
fügt hinzu, sie habe die Rechnungen des Herrn gesehen und wisse daher 
ganz bestimmt, daß derselbe an einer Spule etwa 10 kr. verdiene. — 
Ähnlich Max Winter, Ln Purzlinerlandl, E. Studie über das Leben 



48 Das Truckverbot. (144 

Die vorgeschritteneren Arbeiterschutzgesetzgebungen — die 
österr. Gewerbeordnung bildet hier eine unrühmliche Ausnahme 
— suchen eine Benachteiligung der Arbeiter bei Überlassung 
von Werkzeugen und Stoffen in Anrechnung auf den Lohn da- 
durch zu verhindera, daß sie regelmäßig eine Beschränkung des 
Arbeitgebers in Bezug auf den Preis statuieren, zu welchem er 
die Werkzeuge und Stoffe in Anrechnung bringen darf. Vgl. 
das belgische Gesetz vom 16. August 1887, das Züricher Gesetz 
vom 18. Juni 1894, betreffend den Schutz der Arbeiterinnen 
(§ 25), den englischen Truck - Amendement - Akt von 189(5, die 
deutsche Gewerbeordnung (§ 115) ^), endlich auch die mehrfach 
zitierten österr. Entwürfe zur Abänderung der Gewerbeordnung 
und des Berggesetzes. 

Durch die Bestimmungen dieser Gesetze wird regelmäßig 
jener Preis auf die Selbstkosten des Unternehmers bei Beschaffung 
der Werkzeuge und Stoffe beschränkt. Das beugt allerdings den 
schlimmsten Mißbräuchen vor, ändert jedoch nichts an der Tat- 
sache, daß wir es bei den in Rede stehenden Fällen von „Zu- 
wendungen" mit Anomalien zu tun haben, deren gänzliche Be- 
seitigung als Gebot der Billigkeit dringend zu fordern ist. Im 
allgemeinen trägt der Unternehmer das Risiko der Produktion, 
er hat für die Beistellung des Materials und der Werkzeuge zu 

der nordwestböhm. Porzell anarbeiter, Wien, 1901, p. 35. Aus jüngster 
Zeit vgl. die Arbeiter-Zeitung vom 18. April 1902, wo (p. 7) über das 
Vorgehen einer Möbelfabrik geklagt wird, die ebenfalls den Arbeitern 
die Werkzeuge zu höheren als den BeschatFungskosten berechnet. 
Geradezu die Regel sind solche Vorkommnisse in der Hausindustrie und 
Heimarbeit. 

^) § 115 der deutschen Gew. O. beschränkt den Preis, zu welchem 
diese Zuwendungen an den Arbeiter stattfinden dürfen, allerdings auf 
den Betrag der „durchschnittlichen Selbstkosten'', fügt jedoch hinsichtlich 
der Akkordarbeiter noch die besondere Bestimmung hinzu, daß hier die 
Verabfolgung von Werkzeugen und Stoffen zu einem höheren Preise zu- 
lässig ist, „wenn derselbe den ortsüblichen nicht übersteigt und im voraus 
vereinbart ist". Diese Bestimmung verdankt ihre Aufnahme in das Gesetz 
der Besorgnis, es könnte die Überlassung von Wt;rkzeugen und Stofien 
an die Arbeiter zu niederen als den ortsüblichen Preisen die Folge liaben, 
daß die Arbeiter — vor allem die Heimarbeiter — die Stoffe und Werk- 
zeuge verkauften und die billigere und schlechtere Marktware bei An- 
fertigung der Arbeitsprodukte verwendeten. Allein die Gefahr, daß etwa 
der Arbeiter an der Differenz dieser Preise einen nicht gewünschten und 
nicht gerechtfertigten Gewinn mache, kann doch nicht als Entschuldi- 
gung dafür angeführt werden, daß ein entsprechender Gewinn in die 
Taschen des Unternehmers fließe I 
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sorgen; der Arbeiter verkauft bloß seine Arbeitskraft. Dieses 
Verhältnis ist für die Parteien des gewerblichen Arbeitsvertrags 
charakteristisch, der regelmäßige Arbeitsvertrag im eigentlichen 
Sinne, nicht Werkvertrag ist. Muß sich aber der Arbeiter für die 
vom Unternehmer zum Produktionsprozesse beigestellten Werk- 
zeuge und Stoffe einen Abzug am Lohne gefallen lassen, so be- 
deutet dies, daß der Arbeitgeber das Risiko der Preisänderung 
und des Verderbs jener Gegenstände auf den Arbeiter überwälzt. 
Zur Tragung eines solchen Risikos ist aber die wirtschaftliche 
Kraft des Arbeiters regelmäßig nicht ausreichend, ganz abge- 
sehen davon, daß ihm hier — entgegen dem Charakter des 
ganzen Vertrags — zugemutet wird, Verluste zu tragen ohne 
Anteil an einem etwaigen Gewinne des Unternehmers. Ist es 
femer Aufgabe der Gesetzgebung, darauf hinzuwirken, daß dem 
Arbeiter volle Klarheit über seine wirtschaftliche Lage ver- 
schafft werde, so muß sie den Arbeitslohn von jenen Schwan- 
kungen befreien, denen er immer ausgesetzt ist, soferne er ein 
variables Element — den Preis der W^aren und Werkzeuge — ent- 
hält. Dem Arbeiter werden, wenn die Überlassung von Werk- 
zeugen und Stoffen „an Zahlungsstatt" in unregelmäßigen Zwischen- 
räumen erfolgt, die sich hieraus ergebenden Minderungen des 
Lohnes als wirkliche Abzüge fühlbar. Insbesondere kann die un- 
vermutete Vornahme bedeutenderer derartiger Abzüge leicht 
Unordnung in das ohnehin labile Gleichgewicht des Arbeiter- 
haushalts bringen. 

Im gewerblichen Großbetriebe wäre eine Untersagung 
derartiger Vereinbarungen wohl unschwer durchzuführen, zumal 
sie hier denn doch Ausnahmen bilden^). Ähnliches gilt vom 
Bergwerksbetriebe-) und vom Kleinbetriebe. 

Schwieriger dürfte sich die Durchführung eines solchen 
Verbotes in den Betriebsformen des Verlagssystems gestalten, 
wo die Notwendigkeit der Beibehaltung derartiger Vereinbarun- 
gen mit dem Hinweise darauf verteidigt wird, daß der Arbeit- 
geber sich nur durch Aufnahme solcher Bestimmungen in den 
Arbeitsvertrag gegen Verschleuderung des Materials und Verderb 
der Werkzeuge seitens der Arbeiter zu schützen vermag. 

Indes ist gerade hier die Überwälzung eines Teiles des 

^) Das Gesetz vom 28. Juli 1902 kennt für sein Geltungsgebiet 
derartige Vereinbarungen überhaupt nicht. 

^) Vgl. den Antrag der Abg. Berner, Cingr und Genossen. 
Beil. 27 zu den sten. Prot, des Abg.-H. XV. Sess. 

Wiener staatswiHS. Studien. V. Bd., 9. Heft. 10 
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Risikos auf die wirtschaftlich schwächsten Arbeiter besonders 
hart und die Durchführung des gleichen Verbots ein dringendes 
Postulat der Gerechtigkeit. Vgl. die zahlreichen im Anhange auf- 
gezählten Fälle der schlimmsten Ausbeutung der Verlagsarbeiter 
durch Arbeitgeber, Verleger, Faktoren, gerade bei Gelegenheit 
der Gewährung von Arbeitsstoffen und Werkzeugen in Anrechnung 
auf den Lohn. Die bloße Bestimmung, daß die Preise, zu denen 
die Überlassung dieser Werkzeuge und Stoffe stattfindet, den 
Selbstkostenpreis nicht tibersteigen dürfen, kann unmöglich als 
ausreichend bezeichnet werden, wenn man bedenkt, daß sich die 
Verhältnisse der Heimarbeit und Hausindustrie einer genaueren 
Kontrolle durchgängig entziehen. Es bleibe dem Arbeitgeber 
unbenommen, mit dem Arbeiter zu vereinbaren, daß dieser einen 
Teil der Werkzeuge und Arbeitsstoffe zum Produktionsprozesse 
selbst beistelle ; glaubt er aber auf diese Weise keine genügende 
Garantie für die Qualität der Arbeitsstoffe erlangen zu können, 
und zieht er es vor, dieselben selbst dem Arbeiter zu übergeben, 
dann darf diese Tatsache nicht zur Veranlassung werden, den 
ohnehin kärglichen Lohn der Arbeiter weiter herabzudrücken. 



Kapitel IV. 

Schutz des Arbeiters gegen Eingriffe in die 
Lohnforderung. 

A. Der Schutz gegen Eingriffe seitens dritter Gläubiger. (Das 
Lohnbeschlagnahmegesetz.) 

Wir haben es in der Einleitung als zweite Aufgabe der 
Lohnschutzgesetzgebung bezeichnet, die Lohnforderung gegen 
Eingriffe jeder Art zu schützen, mögen diese Eingriffe von wem 
immer ausgehen. Das österr. Lohnbeschlagnahmegesetz ^) vom 
29. April 1873, R. G. Bl. 68, dessen Bestimmungen bei Behand- 
lung dieser Seite der Lohnschutzgesetzgebung vor allem in Be- 
tracht kommen, beschränkt seine Aufgabe allerdings darauf, die 
Lohnforderung lediglich gegen Eingriffe seitens dritter (vom 
Arbeitgeber verschiedener) Gläubiger zu schützen, es läßt daher. 



^) „Gesetz, betreffend die Sicherstellung und Exekution auf die 
Bezüge aus dem Arbeits- und Dienstverhältnisse." 
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seinem ganzen Zwecke entsprechend, die Lohnforderung gegen 
Eingriffe, die seitens des Arbeitgebers drohen, ungesichert. 

Für uns hat dieses Gesetz selbstverständlich nur insoweit 
Interesse, als seine Vorschriften auf die Lohnforderungen aus 
gewerblichen Arbeitsverhältnissen Anwendung finden. Der Ver- 
such, diese Vorschriften darzustellen, hat allerdings mit mancherlei 
Interpretationsschwierigkeiten zu kämpfen, die ihren Grund vor 
allem in dem Umstände haben, daß den gesetzgebenden Faktoren 
bei Formulierung der betreffenden Vorschriften stets in erster Linie 
die Verhältnisse der höheren Angestellten vorschwebten, während 
für die Bedürfnisse der eigentlichen gewerblichen Hilfsarbeiter 
doch das richtige Verständnis fehlte. Dies trifft insbesondere zu 
hinsichtlich der beiden Abänderungen, bezw. Ergänzungen, die 
das Gesetz — abgesehen von der für uns nicht in Betracht 
kommenden Novelle von 1888 — erfahren hat. 

Das österr. Lohnbeschlagnahmegesetz, das, wie bereits er- 
wähnt wurde, in allen seinen wesentlichen Bestimmungen mit 
dem für den norddeutschen Bund erlassenen Gesetze vom 
21. Juni 1869 fast wörtlich übereinstimmt, scheidet die im Privat- 
dienste angestellten Personen in dauernd angestellte und nicht 
dauernd angestellte, und umschreibt im § 2, Abs. 2, den Begriff 
der dauernd angestellten folgendermaßen: 

„Als dauernd in diesem Sinne gilt das Dienstverhältnis, 
wenn dasselbe nach Gesetz, Vertrag oder Gewohnheit min- 
destens auf ein Jahr bestimmt oder bei unbestimmter Dauer 
für die Auflösung eine Kündigungsfrist von mindestens 3 Monaten 
einzuhalten ist." Es ist ersichtlich, daß nach dieser Begriffs- 
bestimmung so gut wie alle gewerblichen Arbeiter unter die 
Kategorie der nicht dauernd Angestellten fallen^). Die Versuche 
der Praxis, in der zitierten Gesetzesstelle nicht eine Definition 
des „dauernden Dienstverhältnisses", sondern bloß eine beispiels- 
weise Aufzählung der für die Annahme eines dauernden Dienst- 
verhältnisses in Betracht kommenden Merkmale zu erblicken, 

^) Vgl. Pick, Die Luhnbeschlagnahme u. s. w. in G-rünhuts 
Ztschr. Bd. XXVlll. p, 53 f. Soferne eine besondere Kündigungsfrist nicht 
vereinbart ist, kommt für die Handelsangestellten Art. 68 des H. Gr. B., 
der die Kündigungsfrist auf 6 Wochen ; für die gewerblichen Hilfsarbeiter 
im Sinne der Gew. 0. § 77 Gew. 0. in Anwendung, der die Kündigungs- 
frist auf 14 Tage festsetzt. Die seltenen Fälle, in denen durch Verein- 
barung das Arbeits- oder Dienstverhältnis auf die Daner eines Jahres 
eingegangen oder eine Kündigungsfrist von mindestens 3 Monaten ver- 
abredet wirdy können füglich außer Betracht bleiben. 

10* 
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sind mit Pick und Petschek^) zurückzuweisen. Daß die Auf- 
fassung des Lebens oftmals dort ein dauerndes Dienstverhältnis 
erblicken wird, wo das Gesetz ein solches nicht annimmt, und 
daß in diesem Falle die Anwendung der für dauernde Dienst- 
verhältnisse geltenden gesetzlichen Bestimmungen besser am 
Platze wäre, kann an diesem Resultate nichts ändern'). Wir 
scheiden demgemäß die Frage der Zulässigkeit einer Beschlag- 
nahme des Arbeitslohnes bei dauernden Dienät Verhältnissen gänz- 
lich aus unserer Betrachtung aus und wollen lediglich die Vor- 
aussetzungen einer Beschlagnahme des Arbeitslohns bei den (im 
Sinne des Lohnbeschlagnahmegesetzes) „nicht dauernden" Ar- 
beits- und Dienstverhältnissen erörtern. 

Zunächst ist festzustellen, daß das Lohnbeschlagnahmegesetz 
mit dem Worte „Lohn" einen ganz anderen Inhalt verbindet, als 
die Gewerbeordnung. Das Gesetz erklärt im § 4 den Gegenstand, 
in welchem das Entgelt für die geleistete Arbeit gezahlt wird, 
als gleichgiltig für den Begriff des Lohns; jeder Vermögens- 
vorteil ist geeignet, als Entgelt zu dienen. Besteht das Entgelt 
in einer Geldsumme, so ist jener Betrag, der für die vom Arbeiter 
zum Produktionsprozesse beigestellten Materialien, sowie für 
Ersatz sonstiger, bei Vornahme des Produktionsprozesses erfor- 
derlicher Auslagen gebührt, auszuscheiden und abzurechnen^). 



^) Petschek, Die Zwangsvollstreckung in Forderungen I, Teil, 
Wien 1901, p. 21 fg. Mit Recht bekämpft Petschek die Auffassung 
Picks, daß das G-esetz zur Bestimmung des Terminus ^dauemd^^ fiktive 
Merkmale aufstelle. Es handelt sich vielmehr in der zitierten Gesetzes- 
stelle nicht um eine Fiktion, sondern um eine Definition. Vgl. auch 
Pollak, System des Civ.-Proc. I. p. 43. 

^) A. A. insbes. Fischböck in den Jur.-Bl. 1899 p. 546, Anm. 2. 
Neumann, Die Exekutionsordnung 1900 p. 75. Um den Schwankungen 
der Praxis in dieser Frage ein Ende zu machen, erklärte der Ob. Ger.-H. 
mittels Plenissimarbeschl. vom 3. Juli 1900, Z. 246 (in der Pfaff- 
Schey sehen Slg. Bd. 37 Nr. 1074), die in § 2 des Gesetzes aufge- 
zählten Merkmale des dauernden Dienstverhältnisses für nicht taxative. 
Die Beurteilung, ob ein solches Dienstverhältnis vorliege, habe von Fall 
zu Fall nach den konkreten, wenn auch außer dem Rahmen dieses § 2 
gelegeneu Umständen zu erfolgen. Dieser Beschluß ist begreiflicherweise 
für die neueste Praxis maßgebend geworden. 

^) Ulimann (in der Prager Jurist. Vierteljahresschrift 1886 p, 34) 
will allerdings diese Bestimmung des § 4, Satz 2 nur auf jene Fälle 
beziehen, in denen die Summe des Bezugs maßgebend für die Exekutions- 
freiheit ist, also nur auf die Fälle der dauernd im Privatdienst Ange- 
stellten. Gegen diese Auslegung spricht wohl die allgemeine Fassung des 
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Das Gesetz grenzt also den BegriflF des Lohnes dahin ab, 
daß darunter wirklich nur das Entgelt für die Überlassung der 
Arbeitskraft zu verstehen ist. Wir haben diesen BegriflF bereits 
in der Einleitung des näheren festgestellt. 

Eine wichtige Konsequenz der dort vorgenommenen Um- 
grenzung des BegriflFs ist hier besonders hervorzuheben. Aus 
dem Umstände, daß unter Arbeitslohn das Entgelt für Über- 
lassung der Arbeitskraft zu verstehen ist, gleichviel, ob die 
Arbeit gänzlich vom Arbeitnehmer des Arbeitsvertrags oder teil- 
weise von einem dritten geleistet wird, ist die Folgerung zu 
ziehen^), daß der Teil des Arbeitslohnes, den der Arbeiter zur 
Bezahlung einer Hilfskraft verwendet, nicht Auslagenersatz ist, 
daß dieser Teil des Lohns daher ebenfalls Schutz gegen Be- 
schlagnahme genießt. 

Andernfalls käme man zu der unannehmbaren Konsequenz, 
daß dem Gläubiger des Arbeiters die Geltendmachung seiner 
Forderung auf Kosten der Gehilfen des Arbeiters gestattet würde. 

Man wird indes der Tragweite des Lohnbeschlagnahme- 
gesetzes nicht gerecht, wenn man, wie Pick, fordert, daß alle 
Bezüge des Arbeiters auch „ökonomischer Erfolg" der Arbeit 
sein müssen, damit das Gesetz auf sie Anwendung finde ^). Das 
Gesetz will jene Personen, die ihr Einkommen der Verwertung 
ihrer Arbeitskraft in Arbeits- oder Dienstverhältnissen verdanken, 
davor schützen, daß ihnen durch den Zugriff der Gläubiger der 
zum Leben notwendige Unterhalt entzogen werde. Man wird 
daher das Gesetz sinngemäß auch dort Anwendung finden lassen 
müssen, wo die Arbeit tatsächlich nicht geleistet wurde, das Gesetz 
dem Arbeiter den Anspruch auf Zahlung des Entgelts trotzdem 
gewährt (§ 84 Gewerbeordnung, Art. 60 H. G. B.) „Erfolg der 
Arbeit" sind zwar solche Lohn- und Gehaltsforderungen nicht; 
der Arbeiter ist aber gesetzlich von seiner Leistungspflicht be- 
freit. Dieser Umstand kann unmöglich Veranlassung werden, ihn 
der vom Gesetze gewährten Wohltat verlustig zu erklären^). 

v^ 4, der mit den Worten beginnt : ,,Für die Anwendung dieses Gesetzes 
macht es keinen Unterschied . . . .^ 

^) Lotmar, Arbeitsvertrag p. 144 f. 

2) a. a. O. p. 36 fg. 

') So auch Lot mar, Arb.-Vertr. p. 405, Sinzheimer, Lohn- 
und Aufrechnung p. 42. Von dem Satze, daß alles, was an Bezügen 
der Exemption teilhaftig werden solle, auch ökonomischer Erfolg der 
Arbeit sein müsse, macht Pick noch eine Anwendung, die ebenfalls 
nicht einwandsfrei ist. Er will mit diesem Satze in jenen Fällen operieren, 
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Nicht ebenso bestimmt umschrieben wie der Begriff des 
^Lohns" sind zwei weitere, für die Auslegung des Gesetzes maß- 
gebende Begriffe, jene des „Arbeits- und Dienstverhältnisses''. 
Unter „Arbeits- und Dienstverhältnissen" sind jedenfalls Vertrags- 
verhältnisse ^) zu verstehen, denen eine Vereinbarung von Dienst- 
oder Arbeitsleistungen zugrunde liegt ^). 

in denen der Angestellte auf zweierlei Bezüge Ansprach hat, auf den 
Arbeitslohn und auf Beteiligung am Unternehmergewinn. Diese Scheidung 
ist vollkommen am Platze, wenn der Arbeiter neben seiner Arbeit auch 
noch mit einer Kapitalseinlage am Unternehmen beteiligt ist. Sie ist 
dagegen schief und willkürlich, wenn man, wie Pick, das Kriterium 
des Anteils am Unternehmergewinn darin erblicken will, daß der Bezug 
„das Resultat von Umständen ist, auf deren Eintreten oder Nichteintreten 
der Angestellten durch seine Arbeit gar keinen Einfluß zu nehmen ver- 
mag**. Auch wenn der Arbeiter auf die Höhe des Bezugs durch seine 
Arbeit keinen Einfluß zu nehmen vermag, so ist doch der Bezug — 
woferne der Arbeiter nicht mit einer Kapitalseinlage beteiligt ist — nur 
Vergütung für geleistete Arbeit, nur mit Rücksicht auf die Arbeit ver- 
sprochen, wirkliches Entgelt. Was hier den Unterschied gegenüber son- 
stigen Arten der Entgeltleistung bildet, ist nur die Art der Berechnung. 
Das Maß des Entgelts wird nicht von der Grröße der geleisteten Arbeit 
hergenommen, sondern von anderen, mit der Größe der Arbeitsleistung 
nicht in unmittelbarem Zusammenhange stehenden Momenten. So ist auch 
die Scheidung der beiden Kategorien von Fällen in den von Pick ge- 
wählten Beispielen ganz willkürlich. Auch wenn, um bei Picks Bei- 
spiel zu bleiben, die Höhe der Tantieme eines Angestellten einer Serum- 
fabrik bei Ausbruch einer Epidemie nicht mit der G-röße der Arbeits- 
leistung des Angestellten in kausalem Zusammenhange steht, Entgelt für 
Arbeit ist die Tantieme doch; der Angestellte erhält sie nur mit Rück- 
sicht auf seine Arbeit. Vgl. auch die Besprechung der Schrift Picks durch 
W. Kisch in der Zeitschr. f. deutsch. Zivilprozeß Bd. 30, p. 540. 

^) Lotmar a. a. 0., p 60 Anm. 

^) Was Pick (1. c. p. 33) unter y,der gewissen Abhängigkeit, der 
wirtschaftlichen Unterordnung des Bestellten unter den Besteller" ver- 
steht, die er als das dem Dienstverhältnisse eigentümliche, dasselbe vom 
Dienstvertrage unterscheidende Merkmal bezeichnet, ist mir nicht ganz 
klar. Man wäre geneigt, nach den einleitenden Worten zu schließen, daß 
Pick an eine ökonomische Abhängigkeit des Arbeitnehmers vom Arbeit- 
geber denkt; diese Abhängigkeit kann jedoch kaum als ein das Arbeits- 
oder Dienstverhältnis unbedingt charakterisierendes Merkmal gelten. Man 
denke an den Präsidenten einer Aktiengesellschaft, der für seine Arbeits- 
leistungen Tantiemen bezieht. Nur insoferne, als das Arbeits- oder Dienst- 
verhältnis, um den Bedingungen des Lohnbeschl.-Ges. zu genügen, die 
Tätigkeit des Arbeiters ausschließlich oder vorzugsweise in Anspruch 
nehmen muß, wird regelmäßig — beim gewerbl. Arbeitsverhältnisse fast 
immer — auch eine {3konomische Abhängigkeit des Arbeitnehmers vom 
Arbeitgeber vorliegen. Faßt man aber die oben zitierten Worte in dem 



151J Schutz des Arbeiters gegen Eingriffe in die Lohnforderung. 55 

Fortgesetzte Vornahme der Dienst- und Arbeitsleistungen 
und dementsprechend regelmäßige Wiederkehr der Zahlung des 
Entgelts werden ihre Merkmale bilden, in der Weise, daß die 
regelmäßige Wiederkehr der Dienste und Arbeiten in aller Kegel 
bereits in dem das Verhältnis begründenden Vertrage vereinbart, 
durch den Zweck desselben bedingt ist. 

Damit aber die aus einem derartigen Verhältnisse gezahlten 
Bezüge den Schutz des Gesetzes genießen, fordert das Gesetz 
noch ein weiteres — daß der Arbeiter in seiner Lebensführung 
von dem Empfange der betreffenden Bezüge abhängig sei. 

Daher die Vorschrift des § 2 des Gesetzes, daß die Be- 
stimmungen desselben nur auf jenes Entgelt Anwendung zu 
finden haben, welches Personen, die ihre Tätigkeit ausschließlich 
oder vorzugsweise in Arbeits- oder Dienstverhältnissen verwenden, 
für die in solchen Verhältnissen geleisteten Arbeiten oder Dienste 
beziehen. Bei solchen Personen wird die Lohn- oder Gehalts- 
forderung regelmäßig auch das einzige Exekutionsobjekt sein. 
Bei den gewerblichen Arbeitern ist dies fast immer der Fall. 

Die Frage, welcher Maßstab anzulegen sei, um zu ent- 
scheiden, ob eine Person ihre Tätigkeit ^vorzugsweise" in 
Arbeits- oder Dienstverhältnissen verwende, ist mit Pick^) und 
Lotmar^) dahin zu beantworten, daß den Maßstab hier die Zeit 
zu bilden habe. Den größten Teil der seiner Erwerbstätigkeit 
gewidmeten Zeit muß der Verpflichtete in Arbeits- oder Dienst- 
verhältnissen verwenden. 

Dagegen vermag ich Pick nicht zu folgen, wenn er aus 
der zitierten Gesetzesstelle folgert, daß es „eine doppelte Gehalts- 
exemption nicht gebe". Aus dem Wortlaute des Gesetzes ist diese 
Interpretation nicht zu entnehmen ; die von Pick auf Grund der 
^laterialien zum deutschen Lohnbeschlagnahmegesetze beige- 
brachte Begründung seiner Ansicht kann für die Interpretation 

Sinne, in welchem sie Pick später selbst auslegt, indem er mitPhilip- 
powich von der „Unterordnung eines Arbeitenden unter die Leitung 
eines dritten" spricht, versteht man darunter also die Abhängigkeit in 
der Vollbringung des Arbeitsprozesses, so wird eine solche beim Dienst- 
und Arbeitsverhältnisse regelmäßig vorliegen ; sie bildet jedoch kein, 
dieselben vom einfachen Arbeitsvertrage scheidendes Merkmal. Auch die 
Meinung Picks, auf die aus einer loc. cond. operis, einem Werkver- 
trage, erfolgende Lohnzahlung könne das Lohnbeschlagnahmegesetz niemals 
Anwendung finden, ist unrichtig. Vgl. darüber unten Kap. IV. Abschn. F. 

1) A. a. 0., p. 45. 

2) A. a. 0., p. 403, Anm. 4. 
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des österreichischen Gresetzes nicht ausschlaggebend sein; der 
Hinweis auf die Analogie mit § 291 Ex.-O. i. f., „wonach eben- 
falls nur einer von mehreren in einer Person zusammenkom- 
menden Bezüge privilegiert wird," ist mir nicht verständlich^). 

Die Interpretation Picks hat für den Fall ihre Berechtigung, 
daß man sie auf die Prokuristen großer Firmen anwendet, die 

„als leitende Direktoren bei Finanzinstituten angestellt 

zu werden pflegen." (Pick, p. 46.) Für den armen Hilfsarbeiter, 
der nebenbei Hausmeisterdienste verrichtet, für den Heimweber, 
der für mehrere Unternehmer ständig arbeitet, ist dieses Resul- 
tat geradezu von verderblichen Konsequenzen; denn es reicht 
kaum die Summe aller aus diesen Arbeitsverhältnissen sich er- 
gebenden Einnahmen zur Fristung seiner Existenz hin. Und es 
ist doch Zweck des Gesetzes, den durch Arbeit erworbenen, zum 
Leben erforderlichen Unterhalt gegen Eingriffe seitens des Gläu- 
bigers zu schützen. Ob dieser Unterhalt aus der Vervendung 
der Arbeit in einem oder in mehreren Arbeits- oder Dienstver- 
hältnissen herrührt, kann nicht entscheidend sein. Der Wortlaut 
des Gesetzes gibt keinen Anhaltspunkt für die von Pick 
vertretene Auslegung, die demzufolge abzulehnen ist. 

Wir haben bei Feststellung des Begriffs des gewerblichen 
Arbeitsvertrags (Kap. H.) als eines der für denselben charakte- 
ristischen Merkmale jenes genannt, daß er eine regelmäßige Be- 
schäftigung des Arbeiters bei einer gewerblichen Unternehmung 
begründen müsse. Alle Arbeitnehmer aus einem gewerblichen 
Arbeitsvertrage stehen demnach in einem Arbeitsverhältnisse zu 
ihren Arbeitgebern; auf alle Lohnforderungen gewerblicher 
Arbeiter finden daher die Schutzbestimmungen des Lohnbe- 
schlagnahmegesetzes Anwendung, woferne die Arbeiter nur — 
was fast ausnahmslos zutrifft — ausschließlich oder vorzugsweise 
in Arbeits- oder Dienstverhältnissen tätig sind. 

Nur für die Lohnforderungen aus dem Arbeitsverhältnisse 
der Bergarbeiter statuiert das Lohnbeschlagnahmegesetz implicite 
eine Ausnahme. Es schließt in § 7, sub Z. 1, die Anwendbar- 
keit seiner Bestimmungen ausdrücklich aus hinsichtlich solcher 
Gehalte und Dienstesbezüge, welche zufolge besonderer gesetz- 



^) § 291 bestimmt in seinem Schlaßabsatze, den Pick bei seiner 
Argumentation offenbar im Auge hat: „Wenn einer Person mehrere der 
in Zahl 1 — 3 bezeichneten Ansprüche zustehen, ist die Exekution auf 
dieselben mit der Maßgabe zulässig, daß dem Verpflichteten ein Jahres - 
bezug von 500 fl. freibleiben muß.** 
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lieber Bestimmungen gar nicht oder nur teilweise mit Verbot 
oder Exekution getroflfen werden können. Da nun gemäß § 207 
des Berggesetzes der Geding- und Schichtenlohn der Bergleute 
der gerichtlichen Exekutionsführung überhaupt entzogen ist^ so 
folgt daraus, daß das Lohnbeschlagnahraegesetz auf die Lohn- 
forderungen der Bergarbeiter keine Anwendung findet. 

Nichtsdestoweniger wandte schon die ältere Praxis bei 
Exekutionsführung aus Alimentationsforderungen die Bestimmun- 
gen des Lohnbeschlagnahmegesetzes regelmäßig auf die Lohn- 
forderungen der Bergarbeiter an, d. h. sie behauptete für diesen 
Fall der Exekutionsführung eine Ausnahme vom Lohnbeschlag- 
nahmeverbote auf Grrund des § 7, Z. 2 b) des Lohnbeschlag- 
nahmegesetzes ^). 

Neuerdings ging der oberste Gerichtshof übrigens noch 
weiter, und erklärte sogar die in Art. IX, Z. 10 des Einführungs- 
gesetz zur Exekutionsordnung, enthaltene Abänderungsbestimmung 
des Lohnbeschlagnahmegesetzes als anwendbar auch bei Exe- 
kutionsführung auf die Löhne der Bergarbeiter, trotzdem das 
Einführungsgesetz zur Exekutionsordnung im Art. IX, sub Z. 11, 
die Vorschriften des § 207 des Berggesetzes unverändert auf- 
recht erhält^). Daß die Tendenzen dieser Praxis durchaus zu 
billigen sind, reicht zu ihrer Rechtfertigung nicht aus; sie tritt 
in allzu offensichtlichen Widerspruch mit den gesetzlichen Be- 
stimmungen. 

Versuchen wir nun, in aller Kürze den für die Beschlag- 
nahme des Lohnes der Bergarbeiter demgemäß geltenden Rechts- 
zustand festzustellen, so kann die Interpretation des Wortes 
Lohn in § 207 B.-G. nach zwei Richtungen zu Zweifeln Anlaß 
geben. Zunächst insoferne, als es fraglich sein kann, ob Lohn 
hier in dem Sinne aufzufassen ist, den auch die Gewerbeordnung 
damit verbindet; oder in jenem Sinne, in welchem das Lohn- 
beschlagnahmegesetz das Wort verwendet. Im ersteren Falle 
würde „Lohn" den ganzen, als Entgelt für die betreffende 

1) Vgl. z. B. die Entsch. des Ob. Ger.-H. vom 3. Sept. 1884, 
Z. 10.055, Nr. 117 des Spr.-Rep. und die übrigen bei Pick (a. a. 0.) 
auf S, 142, Anm. 2, zitierten. Diese Rechtsanschauujig des Ob. Ger.-H. 
erwähnt beistimmend Leuthold, Das österr. Bergrecht, p. 194, Anm. 9. 

-) Entsch. vom 3. Mai 1898, Z. 5950 (Slg. von Geller-Jolles, 
Bd. L, Nr. 447) Plonissiraarbeschluß vom 22. März 1900, Jud.-B. Nr. 145 
(bei Pfaff-Schey Bd. 37, Nr. 943). Vgl. Pick, a. a. 0., p. 141 fg. 
und die Bemerkungen des Anonymus N. in den Jur.-Bl., 1900, p. 473. 
Vgl. auch N e u m a n n, Exek.-Ordnung, 1 900, p. 71, 
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Arbeitsleistung gezahlten Geldbetrag bedeuten, ohne Bücksicht 
darauf, ob Auslagenersatz beigemischt ist oder nicht. Diese Aus- 
legung dürfte der Absicht des Gesetzes entsprechen, u. zw. des- 
halb, weil das Berggesetz eine nähere Bestimmung des Wortes 
Lohn nicht enthält, vielmehr unter Lohn, dem Sprachgebrauche 
gemäß, offenbar den ^ganzen am Zahlungstage an den Arbeiter 
zur Auszahlung gelangenden Geldbetrag versteht. 

Zweitens könnte es fraglich sein, ob unter „Lohn" hier 
lediglich die Lohnforderung oder auch der bereits ausgezahlte 
Lohnbetrag zu verstehen ist. Wir werden uns für die erstere der 
beiden Eventualitäten entscheiden, da das Berggesetz im IX. Haupt- 
stücke das Verhältnis der Bergwerksbesitzer zu ihren Beamten 
und Arbeitern behandelt und das Wort „Lohn" daher regel- 
mäßig im Sinne des noch ausständigen Lohnes (vgl. § 205) ver- 
wendet. Es findet] daher bei Exekution auf den bereits ausge- 
zahlten Lohnbetrag der noch zu erörternde § 251, Z. 7 der 
Exekutionsordnung, Anwendung. 

Kehren wir nunmehr zur Darstellung der Bestimmungen 
des Lohnbeschlagnahmegesetzes zurück,f-'^so beginnen"die Inter- 
pretationsschwierigkeiten, wenn wir die Voraussetzungen erörtern, 
unter denen das Entgelt aus nicht dauernden Arbeits- oder 
Dienstverhältnissen von exekutiven Verfügungen getroffen 
werden darf. 

Dies ist nicht früher zulässig, als bis 

1. die Arbeiten oder Dienste geleistet sind, und 

2. der Tag abgelaufen ist, an welchem das Entgelt nach 
Gesetz, Vertrag oder Gewohnheit auszufolgen war (§ 3). 

I. Hält man an dem Wortlaute des Gesetzes fest^). so ist 
es dem Arbeitgeber jederzeit möglich, durch Kollusion mit dem 
Gläubiger den Arbeiter der Wohltat des Gesetzes zu berauben, 
indem er den Lohn am Zalilungstage nicht auszahlt und da- 
durch der Exekution zugänglich macht. Das gleiche Resultat 
hätte eine Zahlungsstockung des Arbeitgebers. 

Demgegenüber will Petschek^), namentlich gestützt auf 
§ 2, Z. 6 der Exekutionsnovelle von 1887 (jetzt § 251, Z. 7 der 
Exekutionsordnung), jedenfalls die Forderung in jenem Betrage 
voji Exekutionsmaßregeln freigelassen wissen, ^der dem Bezüge 

1) Dies tut z. B. Pick, a. a. 0., p. 61 fg. 

^) A. a. b., p. 24. Vgl. Ohm ei er, Oer. Ztg. 1901, Nr. 47. 
R. Po Hak, Syst. des Civ.-Proc. I. p. 43. 
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vom Tage der Zustellung des Pfändungsbeschlusses an den 
Arbeitgeber bis zum nächsten Lohnfälligkeits^termine gleich- 
kommt." 

Nach § 251, Z. 7 der Exekutionsordnung, ist nämlich der 
beim Verpflichteten vorgefundene Barbetrag insoweit unpfänd- 
bar, als er dem der Exekution nicht unterworfenen, auf die Zeit 
von der Vornahme der Pfändung bis zum nächsten Zahlungs- 
termine des Bezugs entfallenden Einkommen entspricht. Wenn 
das Gesetz, so etwa argumentiert Petschek, diesen Barbetrag 
dem Zugriffe des Gläubigers entzieht, obzwar die betreffende 
Summe vielleicht in Wahrheit Ersparnis des Verpflichteten ist, 
so müsse dies um so mehr von dem ihr entsprechenden Teile der 
Forderung gelten. Diese Auslegung hat manches für sich, denn 
sie versucht es, eine sehr bedenkliche Härte des Gesetzes zu 
beseitigen, allein sie scheint doch dem in der Exekutionsnovelle 
ausgesprochenen Gedanken nicht vollständig gerecht zu werden. 

Es gestattet vielmehr das von Petschek aus § 251, Z. 7, 
der Exekutionsordnung, geschöpfte Argument eine noch weiter 
reichende Konsequenz für die Auslegung des Lohnbeschlag- 
nahmegesetzes zu ziehen. Bringt die Bestimmung des § 251, 
Z. 7 der Exekutionsordnung, tatsächlich den Gedanken zum 
Ausdrucke, daß der ganze Lohnbetrag des Arbeitnehmers inso- 
weit der Exekution entzogen sein soll, als er zur Deckung des 
Lebensunterhaltes notwendig ist, so läßt dies für die Lohn- 
forderung den Schluß zu, daß diese gänzlich von der Exeku- 
tion frei zu bleiben hat, soweit nicht ihre Eintreibung absicht- 
lich vom Arbeitnehmer unterlassen wurde ^). Denn der ganze 
Lohn ist regelmäßig notwendig, um den Unterhalt des Arbeiters 
während der Lohnperiode zu decken; wird der Lohn nicht 
rechtzeitig gezahlt, so muß der Arbeiter zum Kredite seine Zu- 
flucht nehmen. 

Nur der nachträglich erfolgende Empfang des vollen ge- 
schuldeten Lohnbetrags setzt ihn in den Stand, jene Ordnung 
seines Haushalts wiederherzustellen, die er erreicht hätte, wenn 
der Lohn rechtzeitig am Zahlungstermine ausgezahlt worden 
wäre. Eine Ausnahme bildet nur der Fall, daß der Arbeiter ab- 
sichtlich die Einforderung des Lohnes am Zahlungstage unter- 



^) Diese Ansicht vertritt übrigens schon U 1 1 m a n n (Prager Jur.- 
Viertj.-Schr., 1886, p. 36); ebenso Neumann, Exek.-Ordnung, p. 77, 
allerdings ohne nähere Begründung. 
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läßt. Dadurch gibt er zu erkennen, daü er des Lohnes zur 
Deckung seines Unterhalts nicht bedarf, und macht denselben 
so der Exekution zugänglich^). 

Auf diese Weise hat die neuere Entwicklung des Exe- 
kutionsrechts in Österreich auf einem Umwege jenen Kechts- 
zustand hergestellt, den die gesetzgebenden Faktoren aus- 
schliefen wollten, als sie — geleitet von der Idee, „ein wirkliches 
Vermögensobjekt, ein erworbener Wert" dürfe nicht der Exe- 
kution entzogen werden — die Aufnahme einer den § 3 des 
Lohnbeschlagnahmegesetzes ergänzenden Bestimmung ablehnten, 
welche die Zulässigkeit der Beschlagnahme noch von der Unter- 
lassung der Einforderung seitens des Forderungsberechtigten ab- 
hängig machen sollte*). Auf die Erörterung der Vorfrage, ob 
§ 251, Z. 7, überhaupt auf Bezüge aus nicht dauernder An- 
stellung Anwendung findet, kommen wir sub IIL zurück. 

II. In der Literatur und Praxis außerordentlich kontrovers 
ist ferner die Frage, welche Modifikation § 7, Z. 2 des 
Lohnbeschlagnahmegesetzes, in seiner Anwendung auf Bezüge 
aus nicht dauernden Anstellungen durch den Art. IX, Z. 10 des 
Einführungsgesetzes zur Exekutionsordnung erfahren hat^). Der 
erwähnte § 7, Z. 2, statuiert Ausnahmen von der Exekutions- 
exemption zu Gunsten privilegierter Forderungen (Alimentations- 
forderungen, Forderungen aus Steuern und öffentlichen Abgaben 
etc.). Art. IX, Z. 10 des Einführungsgesetzes zur Exekutions- 
ordnung, bestimmt nun, daß das Lohnbeschlagnahmegesetz un- 
berührt bleiben solle „mit der Abänderung, daß im Falle einer 
Exekution wegen Steuern und öffentlichen Abgaben — — — 
sowie im Falle einer Exekution behufs Leistung des aus dem 
Gesetze gebührenden Unterhalts dem Verpflichteten die Hälfte des 
sonst der Exekution entzogenen Jahresbezugs freibleiben müsse'^. 

Hier zeigt sich mit voller Klarheit, daß die gesetzgebenden 
Faktoren nur die Bezüge höherer, in dauernder Anstellung be- 
findlicher Verpflichteter im Auge hatten ; andernfalls wäre es 
unmöglich gewesen, von „der Hälfte des sonst der Exekution 
entzogenen Jahresbezugs" zu sprechen. 

^) Uli mann, a. a. 0. 

2) Vgl. dazu Pick, a. a. 0., p. 63. 

^) Vgl. außer den wiederholt zitierten Arbeiten von Pick (p. 128 fg.) 
und Petschek (p. 27) den Aufsatz Fischböcks in den Jur.-Bl. 
1899, Nr. 46, Demelius in der Ger.-Halle, 1899, Nr. 10, Alber 
Ehrenzweig in den Jur.-Bl., 1900, Nr. 7; N. ebenda, Nr. 39, p. 473. 
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Von einer Fixierung des der Exekution entzogenen Jahres- 
bezugs ist ja bei den nicht dauernd Angestellten keine Rede^). 

Pick, ebenso Petschek, Ehrenzweig und der Anonymus N. 
erklären daher mit großer Entschiedenheit, daß diese Bestim- 
mung des Art. IX., Z. 10, auf die Bezüge der in nicht dauernden 
Arbeits- und Dienstverhältnissen angestellten Personen nicht an- 
Tv-endbar sei, daß also die Bezüge derselben zugunsten der im 
§ 7, Z. 2, aufgezählten privilegierten Forderungen ohne Ein- 
schränkung nach wie vor in Exekution gezogen werden dürfen. 

Allein es ist dies ein Resultat von außerordentlicher Un- 
billigkeit, von solcher Härto, daß es kaum annehmbar erscheint, 
mag es formell noch so korrekt sein'-). Man kann doch unmög- 
lich vermuten, der Gesetzgeber habe beabsichtigt, die Exekution 
zu Gunsten jener privilegierten Forderungen nur bei jenen An- 
gestellten einzuschränken, die einen Jahreskontrakt oder die Ver- 
einbarung dreimonatlicher Kündigungsfrist haben, während alle 
übrigen Lohnforderungen unbeschränkt zu Gunsten der privile- 
gierten Forderungen pfändbar bleiben sollten ^). Die Härte dieser 
Auffassung tritt noch schärfer zutage, wenn man bedenkt, daß 
T\''eitaus der größte Teil aller in Arbeits- und Dienstverhältnissen 
angestellten Personen zur Kategorie der nicht dauernd Ange- 
stellten (im Sinne des Lohnbesclilagnahmegesetzes) gehört, so 
daß die Bestimmung des Art. IX., Z. 10 des Einführungsgesetzes 
zur Exekutionsordnung, nach dieser Auslegung tatsächlich eine 
Privilegierung der bestsituierten , in sicherster Anstellung be- 
findlichen Personen gegenüber allen anderen von ihrer Arbeit 
lebenden bedeuten würde. 

Die Praxis hält denn auch entgegen den Ausführungen der 
Theoretiker die Bestimmung des Art. IX. Z. 10, auch auf die 



^) Es ma^ nicht unerwähnt bleiben, daß die zitierte Abänderungs- 
bestimmung noch nicht in der Reg. -Vorlage zur Ex.-O» enthalten war, 
sondern erst über Antrag der Permanenzkommission des Herrenhauses 
von der gemeinsamen Konferenz in den Entwurf angenommen wurde. 
(Vgl. Fischböck, a. a. 0. p. 545.) 

-) Anders die Auffassung Alb. Ehrenzweigs, der die Abän- 
derungsbestimmung des Art. IX., Z. 10^ als unanwendbar auf die Bezüge 
der nicht dauernd Angestellten erklärt und seine Ausführungen mit 
den Worten schließt: ^Ob unsere Resultate im konkreten Falle auch den 
Anforderungen der Billigkeit entsprechen, können und dürfen wir nicht 
untersuchen.** 

^) Vgl, auch Fischböck^ a. a. O. p. 547, Beck, in der österr. 
Ger.-Ztg., 1898, p. 384. 
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Bezüge der nicht dauernd Angestellten für anwendbar, wobei die 
Frage, wie die Auslegung jener bestrittenen Bestimmung zu 
erfolgen habe, allerdings verschieden beantwortet wurde. 

Ohne im einzelnen auf die widerstreitenden Ansichten ein- 
zugehen, wollen wir uns der vom Obersten Grerichtshofe durch 
Plenissimarbeschluß vom 22. März 1900, Z. 651 prses.^), vertre- 
tenen Auffassung anschließen, wonach mit Rüchsicht auf die 
analoge Bestimmung des § 292 Exekutionsordnung im Art. IX., 
Z. 10 Einführungsgesetz, an Stelle der Worte „die Hälfte des 
sonst der Exekution entzogenen Jahresbezugs" etwa zu lesen ist 
„die Hälfte des sonst der Exekution entzogenen Gesamtbetrages 
der Bezüge", um die Anwendbarkeit dieser Bestimmung auf die 
Bezüge der nicht dauernd Angestellten zu ermöglichen. Danach 
sind, soweit die Exekutionsexemption reicht, auch bei Exekution 
zu Grünsten privilegierter Forderungen die Bezüge eines nicht 
dauernd Angestellten nur zur Hälfte pfändbar. „Nur auf diese Art 
ist die schon aus § 292 Exekutionsordnung hervorleuchtende, 
übrigens auch im zitierten Art. IX., Z. 10, wenn auch in unzu- 
länglicher Formulierung zum Ausdruck gebrachte Tendenz des 
Exekutionsgesetzes, dem V^erpflichteten einerseits ein Existenz- 
minimum^frei von jeder Exekution zu erhalten, und andererseits 
die Exekution rücksichtlich privilegierter Forderungen und ins- 
besondere betreffs der Forderung von Alimenten nicht ganz aus- 
zuschließen, zu r(^alisieren, zumal schon nach den Motiven des 
Aprilgesetzes die Gesetzgebung nicht so weit gehen wollte, 
den volkswirtschaftlichen Interessen die Existenz des einzelnen 
zu opfern" ^). 

Das Gesetz vom 28. Juli 1902, B. G. Bl. 156, hat nunmehr 
für die bei Regiebauten der Eisenbahnen und in Hilfsanstalten der- 
selben verwendeten Arbeiter ausdrücklich in § 20 unter Zitie- 
rung des Art. IX., Z. 10 des Einführungsgesetzes zur Exekutions- 
ordnung, bestimmt, daß in den Fällen, in denen ausnahmsweise 
Exekution auf die Lohnforderung statthat, „die Hälfte seines 
Verdienstbetrages dem Verpflichteten freibleiben muß." Für 
diese Gruppe von Arbeitsverhältnissen ist daher die Streitfrage 
im Sinne der vom Obersten Gerichtshofe vertretenen Auffassung 
entschieden. 

^) In der Pf äff- Schey sehen Slg., Bd. 37, Nr. 943. In der 
Literatur hatte früher Fisehböck diese Ansicht vertreten (vgl. d. zit. 
Aufs, in den Jur.-Bl.) A. A. Neu mann, Exek.-Ordnung, p. 77. 

^) So der zitierte Plenissimarbeschluß a. E. 
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in. Eine dritte Interpretationsfrage, die allerdings nicht 
mehr die Pfändung der Lohnforderung betrifft, ergibt sich aus 
der bereits oben zur Auslegung des Lohnbeschlagnahmegesetzes 
herbeigezogenen Bestimmung des § 251, Z. 7 Ex.-O^) Auch bei 
Formulierung dieser Bestimmung, welche die Freilassung des bei 
einem Verpflichteten vorgefundenen Geldbetrags von der Exe- 
kution zum Gegenstande hat, war offenbar nur die Rücksicht 
auf solche Verpflichtete maßgebend, die aus einer dauernden 
Anstellung ein regelmäßiges Einkommen beziehen. § 251 be- 
stimmt, daß der Exekution entzogen sind — — — „7. bei Per- 
sonen, deren Geldbezüge durch Gesetz oder Privileg der Exe- 
kution ganz oder teilweise entzogen sind, derjenige Teil des 
vorgefundenen Bargelds, welcher dem der Exekution nicht unter- 
worfenen, auf die Zeit von der Vornahme der Pfändung bis zum 
nächsten Zahlungstermine des Bezuges entfallenden Einkommen 
entspricht." 

Hält man sich streng an den Wortlaut des Lohnbeschlag- 
nahmegesetzes, so kommt man allerdings auch hier zu dem 
Resultate, daß die Bestimmung des § 251, Z. 7, auf die Bezüge 
der in nicht dauernden Arbeits- und Dienstverhältnissen An- 
gestellten nicht anwendbar sei. Denn da die Lohnforderung nach 
den Worten des § 3 aufhört, unpfändbar zu sein, sobald die 
Arbeit geleistet und der Fälligkeitstag abgelaufen ist, so kann 
der beim Verpflichteten vorgefundene Barbetrag niemals einer 
unpfändbaren Forderung entsprechen. 

Es besteht jedoch kaum eine Meinungsverschiedenheit 
darüber^), daß dieses Resultat den Absichten der Gesetzgebung 
nicht entsprechen kann; es hieße sich sklavisch an den Wort- 
laut der gesetzlichen Bestimmung klammern, wenn man es 
akzeptieren und daher auch hier einer ganz unbegründeten 
Privilegierung der im Sinne des Lohnbeschlagnahmegesetzes 
dauernd Angestellten das Wort reden wollte. 

Vielmehr ist § 251, Z. 7 der Exekutionsordnung, dahin zu 
verstehen, daß er auch den nicht dauernd angestellten Personen 

^) Die Behandlung dieser Frage gehört streng genommen nicht 
hieher, da es sich uns hier nur um den Schutz der Loh nford erung 
gegen Eingriffe handelt. Der innige Zusammenhang, in welchem die 
Frage mit den Bestimmungen des Lohnbeschl.-Ges. steht, dürfte jedoch 
ihre Erörterung an dieser Stelle ausreichend rechtfertigen. 

2) Vgl. Pick, p. 64, Petschek, p. 24, Anm. 42 anderer Ans, 
FischbÖck a. a. 0., p. 558. 
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Freiheit von der Exekution für jenen Betrag des bei ihnen vor- 
gefundenen Bargeldes gewährt, der sich ergibt, wenn man von 
der noch nicht fälligen, aber bereits im Entstehen begriflFenen 
Lohnforderung den der Zeit vom Tage der Vornahme der Pfän- 
dung bis zum Tage der Fälligkeit entsprechenden Teil ermittelt. 
Soweit freilich der betreffende Lohnbezug nicht ein regelmäßig 
wiederkehrender ist, soweit also nicht von bestimmten Zahlungs- 
terminen des Bezugs die Kede sein kann, ist § 251, Z. 7, unan- 
wendbar. Das Gesetz zeigt hier eine beklagenswerte Lücke. 

Die Bestimmungen des Lohnbeschlagnahmegesetzes sind, 
soweit sie den Schutz des Arbeiters gegen Eingriffe in die Lohn- 
forderung betreffen, zwingenden Rechts. Sie können gemäß § 5 
des Gesetzes durch Vertrag weder ausgeschlossen noch beschränkt 
werden^). Um jede Umgehung seiner Bestimmungen möglichst 
zu verhindern, statuiert das Gesetz im § 5 ferner: „Soweit die 
Sicherstellung und Exekution nach den Bestimmungen der §§ 2 
und 3 unzulässig und anfechtbar ist, ist auch jede Verfügung 
durch Zession, Anweisung, Verpfändung oder durch ein anderes 
Rechtsgeschäft ohne rechtliche Wirkung, wenn die Verfügung vor 
dem Tage, an welchem das Entgelt auszufolgen war, oder an 
diesem Tage vor dessen wirldicher Ausfolgung getroffen wurde." 
Damit ist zunächst ausgesprochen: Jede vom Gläubiger der ge- 
schützten Forderung (d. i. vom Arbeitnehmer) ausgehende Ver- 
fügung über die Lohnforderung zu Gunsten eines dritten ist 
ungültig vor Ablauf des Tages, an dem die Lohnforderung fällig 
wurde und vor Leistung der Arbeiten, bezw. Dienste. Man wird 
jedoch, um jedes agere in fraudem legis auszuschließen, dieser 
Bestimmung einen noch weiterreichenden Umfang geben müssen. 

Auch jede nicht vom Arbeiter, sondern vom Schuldner der 
Lohnforderung, dem Arbeitgeber, ausgehende Verfügung ist für 

^) Nicht recht verständlich ' ist es daher, wenn es im Ber. der 
Gew.-Insp. pro 1899, p. 97, heißt, daß sich die Arbeiter mehrfach über 
Lohnahzüge beschwerten, die auf Grrund gerichtlicher Exekutionsbeschlüsse 
für Forderungen von Kaufleuten, Wirten etc. vorgenommen wurden. „Die 
Abzüge sind meist vom Gerichte so hoch bemessen (z. B. für eine Schuld 
von 30 fl. 3 Raten a 10 fl.), daß dem Arbeiter infolge dieser und der 
anderen regelmäßigen Lohnabzüge von seinem Verdienste zu wenig übrig 
bleibt, um die notwendigen Lebensbedürfnisse für sich und die Seinen 
zu beschaffen. Diesen auch för sie höchst peinlichen Ezekutionsführungen 
entzogen sich einzelne Arbeitgeber dadurch, daß sie dem betreffenden 
Arbeiter kündigten. Andere haben gegen ein solches Erkenntnis rekur- 
riert." (Vgl. übrigens auch den Ber. pro 1900, p. 85.) 
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recLiiieli unwirksam za haiteiu wenn durch $Ie «ier viüau Gteoetxe 
Terpönie Zweck, die I»imK>niennrsr de? A^bei^e^§ nur Tiljuair 
der Forderong^ des drinen GtÄliVigers zu verwenden, aiiif einem 
Umwege enreieht werden s*>L!. Uaz:il*ssi^ ist daher jede Kompen- 
sation der vom Arbeii^ber doivh Zession oder ein anderes 
Rechtse^^sohän erworbenen Forderung des Gläubigers mit der 
LfihnforderuniT d-?* Arbeiters. Denn auch in dieser Komp«^a- 
sation ist eönp« V«-rfxigTing gelegen, welche den Zweck des Ge- 
setzes, die Lohnforderung gv^gen Eingriffe seitens dritter Gkiu- 
biger zu schützen, auf einem Umwege zu vereiteln sucht. Auch 
diese Vertugung ist rechtlich unwirksam, wofeme sie vor Aus- 
zahlung des Lo^bnes am Fälligkeitstage erfolgt. Ebenso werden 
jene Kompensationen für ungültig gehalten werden müssen^ die 
der Arbeitgeber nach Ablauf des Fälligkeitstages der Lohn- 
forderung auf Grund einer von einem drinen erworbenen For\le- 
nmg gegen den Willen des Arbeiters vornimmt. Sonst wäre fiir 
Umgehungen des Gesetzes zuviel Spielraum geboten. 

Einen darüber hinausgehenden Schutz gegen anderweitige 
Eingriffe des Arbeitgebers in die Lohnforderung gewährt freilich 
das Lohnbeschlagnahmegesetz nicht» Soweit es sich um gewerb- 
liche Arbeitsverträge im Sinne der Gewerbeordnimg handeln 
treten hier die Lohnzahlimgsvor^<ihriften der letzteren ergän- 
zend ein. — 



B. Schutz der Lohnfordeninsr gegen Emgriffe seitens des 
Arbeitgebers. 

Alle Eingriffe des Arbeitgebers in die Lohnforderung des 
Arbeiters, sie mögen auf welchen Titeln immer beruhen, werden 
von dem letzteren als Lohnabzüge bezeichnet; von Lohnabzug 
spricht die Praxis überhaupt in allen jenen Füllen, in denen 
nicht der ganze vereinbarte Lohn an den Arbeiter zur Aus- 
zahlung gelangt. Unter jenem Xamen werden infolgedessen die 
verschiedensten Fälle zusammengefaßt, die im übrigen gar nichts 
miteinander gemeinsam haben. So kommt es, daß der Ausdruck 
^Lohnabzug'^ ziemlich unbestimmt und verschwommen ist ^). 

Stellen wir die wesentlichsten Fälle, auf welche ' der Aus- 
druck Anwendung findet, nach ihrem Entstehungsgrunde zu- 
sammen, so beruhen die üblichen Lohnabzüge: 



^) Vgl. Lot mar, Arbeitsvertrag L, p. 464 fg. 

W*ener staatewis«. Studien. V. Bd., • Heft. 11 
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1. Auf der teilweisen Kompensation der Lohnforderung mit 
einer Gegenforderung des Arbeitgebers, mag die Kompensation 
eine vereinbarte sein oder einseitig vom Arbeitgeber vorgenommen 
werden; die Gegenforderung des Arbeitgebers kann dabei aus 
dem Arbeitsvertrage selbst herrühren, also konnex sein (z. B. 
Schadenersatzforderang, Anspruch auf eine verfallene Konven- 
tionalstrafe, Forderung aus der Überlassung von Werkzeugen 
und Stoffen etc.), oder auf einem sonstigen Titel (einem Ver- 
kaufe, Darlehen, Mietkontrakt etc.) beruhen. 

2. Auf einer Vorschußleistung, d. h. auf der vor Fälligkeit 
der Lohnforderung erfolgten Leistung eines Teiles des Lohns, 
in Anrechnung auf die Lohnzahlung ^) oder auf einer Abschlags- 
:zahlung, d. h. auf der Zahlung eines bereits ins Verdienen ge- 
brachten Teiles des Lohns vor seiner eigentlichen Fälligkeit. 

3. Auf der Verpflichtung des Arbeiters zu Zahlungen an 
Dritte, seien dies nun öffentliche Zwecke oder private Gläubiger, 
wobei der Arbeitgeber als Einhebungsorgan fungiert. (Beiträge 
T5ur Unfall- und Krankenversicherung, Steuerleistung, Pfändung 
der Lohnforderung durch dritte Gläubiger.) 

4. Auf dem vertragsmäßigen Rechte des Arbeitgebers, Teile 
des Lohnes einzubehalten (z. B. zu Kautionszwecken), zurück- 
zuhalten (zu Sicherungszwecken), wegen Übertretung der Arbeits- 
ordnung oder sonstiger Vorschriften für verwirkt zu erklären. 

Daneben wird übrigens auch jede anderweitige Verminde- 
rung des Lohnes, die eine dauernde oder zeitweise Herabsetzung 
desselben bedeutet, als Lohnabzug bezeichnet. Hier liegt indes 
nicht eine nachträgliche Verminderung des bedungenen Lohnes 
bei der Auszahlung vor, sondern eine neue Vereinbarung hin- 
sichtlich der Höhe des Lohnes. Von Lohnabzug kann hier nur 
in sehr übertragenem Sinne die Rede sein. 

Die aufgezählten Fälle, in denen von Lohnabzug gesprochen 
wird, geben uns einen Überblick über die seitens des Arbeit- 
gebers möglichen Eingriffe in die Lohnforderung des Arbeiters. 
Sie zeigen uns die Momente, welche die Gesetzgebung berück- 
sichtigen muß, wenn sie dem Arbeiter die freie Verfügung über 
seinc^n Lohn sichern will. 



^) Nur diese Bedeutung des Wortes „Vorschuß'^ kommt für uns in 
Betracht. V^l. zu diesem Begriffe Schey, Obl. Verh. des österr. Privatr., 
I. Bd., p. 48/49, der mit Recht den Vorschuß aus dem Begriffe des 
Darlehens ausschließt. Ebenso P fers che a, a. 0., p. 68, und die ge- 
werbeger. Entsch. Nr. 261 der Slg. 
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Zunächst zerfallen alle Arten von Lohnabzügen für unsere 
Betrachtung in zwei Gruppen, je nachdem, ob die aus dem 
Arbeitsverhältnisse fließenden öeldbezüge des Arbeiters eine tat- 
sächliche Minderung erfahren, oder ob lediglich die Auszahlung 
eines Teils des Lohnes am Zahlungstage deshalb nicht statt- 
findet, weil sie bereits erfolgt ist, oder auf einen späteren Zeit- 
punkt verschoben wird, die Minderung der am Zahlungstage 
auszuzahlenden Barsumme sich also nur mit Rücksicht auf die 
konkrete Auszahlung als Abzug darstellt. Wir können die Ab- 
züge der letzteren Art als relative, uneigentliche, denen der 
anderen Art, den absoluten, entgegenstellen. Relative Lohnabzüge 
liegen vor, wenn der Abzug auf Grund einer erfolgten Vorschuß- 
leistung oder Abschlagszahlung stattfindet. Die bar ausgezahlte 
Lohnsumme ist faktisch hier nicht vermindert worden; es ist 
nur ein Teil derselben bereits in einem früheren Zeitpunkte zur 
Auszahlung gelangt. Ahnlich wird bei der Einbehaltung von 
Lohnteilen die Auszahlung auf einen späteren Zeitpunkt ver- 
schoben ; der Abzug ist ein relativer, woferne nur die Forderung 
des Arbeiters auf Herausgabe des einbehaltenen Lohnteils Lohn- 
forderung bleibt und nicht eine andere Forderung an ihre 
Stelle tritt. 

Wir fassen zunächst, um einen ganz bestimmten Sinn mit 
dem Worte Lohnabzug zu verbinden, nur die absoluten Abzüge, 
als die Lohnabzüge im eigentlichen Sinne, ins Auge ^), weil nur 
bei ihnen von einem wirklichen Eingriffe in die Lohnforderung 
gesprochen werden kann, und wollen nunmehr die Frage er- 
örtern, ob die österreichische Gesetzgebung Bestimmungen hin- 
sichtlich dieser Lohnabzüge enthält und ob sie insbesondere ein 
Verbot derselben ausspricht. 

Eine diesbezügliche klare und unbestreitbare Bestimmung 
wird man in der österreichischen Gewerbeordnung vergeblich 
suchen; es geht auch nicht an, die Vorschriften des österreichi- 
schen Lohnbeschlagnahmegesetzes dahin auszudeuten, daß sich 
aus ihnen ein Verbot der vertragsmäßigen Kompensation ergeben 
würde, wie dies hinsichtlich der Bestimmungen des deutschen 
Lohrbeschlagnahmegesetzes mit Erfolg unternommen wurde-). 

^) Anders die österr. Gew. 0., die unter Lohnabzügen im § 88 a) 
lit. g), zweifellos auch die auf Grund von gewährten Vorschüssen und 
Abschlagszahlungen stattfindenden Abzüge versteht. 

^) Darüber, sowie über die weittragende Bedeutung, die das 
KJeutsche Lohnbeschl.-Gesetz infolgedessen in Verbindung mit der Be- 
ll* 
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Während nämlich § 1 des österreichischen Lohnbeschlagnahme- 
gesetzes einen Schutz des Arbeits- und Dienstlohnes gegen 
Sicherstellungs- und Exekutions Verfügungen bloß „dritten" gegen- 
über vorsieht, also zweifellos nur gegen Eingriffe von Personen^ 
die vom Arbeiter und Arbeitgeber verschieden sind, steht im 
deutschen Lohnbeschlagnahmegesetze an der entsprechenden 
Stelle statt des Wortes „Dritte" das Wort „Gläubiger", ein Aus- 
druck, unter welchem gegebenenfalls auch der Arbeitgeber sich 
subsumieren läßt. Da nun sowohl nach dem deutschen wie 
nach dem österreichischen Gesetze eine Verfügung über die 
Lohnforderung keine rechtliche Wirkung hat, soweit die Sicher- 
stellung und Exekution nach den Bestimmungen des betreffenden 
Gesetzes unzulässig oder anfechtbar ist, so erscheint wohl nach 
dem deutschen, nicht aber nach dem österreichischen Lohn- 
beschlagnahmegesetze eine Verfügung des Arbeitnehmers über 
seine Lohnforderung zu Gunsten des Arbeitgebers als rechtlich 
wirkungslos ^). 

Eine Interpretation, welche die Lohnforderung auch gegen 
Eingriffe des Arbeitgebers selbst schützen würde, ist also — von 
der am Schlüsse des vorigen Abschnittes dargestellten Ausnahme 
abgesehen — für das österreichische Lohnbeschlagnahmegesetz 
ausgeschlossen. Übrigens wäre zweifellos eine derartige Inter- 
pretation nicht im Sinne der Verfasser des Gesetzes gelegen. 
Denn wenn auch der Gedanke, dem Arbeiter seine Lohnforde- 
rung frei von Eingriffen seitens der Gläubiger zu erhalten, die 
Entstehung des Gesetzes veranlaßte, so war doch 1873 das 
soziale Gewissen noch nicht genug entwickelt, um alle ent- 
scheidenden Konsequenzen dieses Gedankens zu ziehen. Man be- 
gnügte sich damals mit der Statuierung eines Schutzes der 
Lohnforderung gegen Eingriffe seitens dritter Gläubiger, allein 
niemand dachte daran, den Ertrag der Arbeit auch gegen Ein- 
griffe seitens des Arbeitgebers selbst zu schützen, niemand ver- 
suchte es vor allem, an dem Kompensationsrechte des Arbeit- 
gebers zu rütteln, das doch ungleich häufiger als alle Fälle der 
Exekutionsführung auf den Arbeits- und Dienstlohn die wirt- 



stimmung des § 394 des neuen deutschen B. 6. B. für das Kompen- 
sationsrecht des Arbeitgebers erlangt hat, vgl. Frankenberg, Soz. 
Praxis IX., Sp. 361, Lot mar, Arbeits- Vertrag I., p. 401, namentlich 
aber Hugo Sinz heimer, Lohn und Aufrechnung 1902. 

1) Diesen wesentlichen Unterschied in der Fassung und Tragweite 
der beiden Gesetze scheint Pick in seiner Arbeit übersehen zu haben.. 
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schaftliche Existenz des Arbeiters bedroht. Das unbeschiHnkte 
Kompensationsrecht des Arbeitgebers wurde vielmehr bei Beratung 
des Gesetzes in Osterreich wiederholt anerkannt, und es wurde 
ausdrücklich hervorgehoben, daß der Arbeitgeber die Möglich- 
keit, sich für einen, ihm gegen den Arbeiter zustehenden 
Schadenersatzanspruch am Lohne desselben nur dann erholen 
könne^ wenn der Arbeiter noch in seinen Diensten stehe und 
daher die Kompensation möglich sei\). 

Es erklärt sich dies vor allem daraus, daß das Lohn- 
l^eschlagnahmegesetz eben nicht ausschließlich und vielleicht 
nicht einmal vorwiegend im Interesse des Arbeiters erlassen 
wurde; vielmehr, wie auch bei der Beratung wiederholt betont 
wxirde, im Interesse des Fabriksherm, dem durch die Exekutions- 
führung seitens Dritter auf den Arbeitslohn seiner Arbeiter mannig- 
fache Unbequemlichkeiten erwuchsen-). 

Und doch fordern — wenn man diesen engherzigen Unter- 
nehmerstandpunkt verläßt — die sozialpolitischen Tendenzen 
jenes Gesetzes dringend eine Ausdehnung desselben auch auf 
das Verhältnis des Arbeiters zu seinem Lohnherrn. Ob die Lohn- 
beschlagnahme von Seiten eines dritten auf Grund eines Exe- 
kutionstitels vorgenommen wird, oder ob der Unternehmer als 
"Gläubiger compensando seine Gegenforderung gegen die Lohn- 
forderung des Arbeiters zur Aufrechnung bringt und auf diese 
Weise dem Arbeiter einen Teil der Lohnforderung entzieht — 
das kann doch in ökonomischer Bezieliung einen Unterschied 
nicht machen, mögen juristisch die beiden Fälle auch himmel- 
weit voneinander verschieden sein. 

^Die Lohnbeschlagnahme zwingt den Arbeiter, für die 
Interessen seiner Gläubiger zu arbeiten, sie nimmt ihm den 
moralischen Antrieb zur Betätigung seiner Arbeitskraft, und so 
bleibt die ökonomische Folge für das Rechtssubjekt im Falle 
der Personalhaft und der Lohnbeschlagnahiue die gleiche — die 
Arbeit kann, wenn auch hier aus rein psychologischen Gründen, 
nicht geleistet worden ^).'^ 



^) Vgl. die Rede des Abg. Sturm bei Kaserer, MatcrialieD, 
Heft IV., p. 79. 

^) Rede des Justizmiuisters Glaser ebenda, p. 63. Vgl. auch 
^Sinzbeimer n. a. 0., p. 21 fg. 

^) Komm. Bor. zum Lohubescb.-Ges. des nordd. Bundes (Drucks.- 
Nr. 171 des Reichst., p. 583), zit. bei Pick a. a. ()., p. 2(5. 
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Und treffen nicht dieselben Momente auch hinsichtlich der 
Aufrechnung gegen die Lohnforderung zu? Der Grund, weshalb die 
Kompensation gerade der Lohnforderung gegenüber eine so weit- 
gehende Anwendbarkeit gestattet und so große Bedeutung ge- 
winnt, ist in der eigentümlichen Tatsache zu suchen, daß der 
Arbeiter stets gesetzlich zur Vorleistung gezwungen ist, mit 
anderen Worten, daß er stets dem Arbeitgeber seine Arbeit vor- 
schießt. Dadurch kommt der letztere in die Lage, jene Gegen- 
forderungen, die während des Arbeitsverhältnisses erwachsen,, 
dem Arbeiter gegen die Lohnforderung aufrechnen zu können, 
Befriedigung derselben durch bloße Erklärung zu erlangen, ohne 
Unterschied, aus welchem Rechtstitel die betreffenden Forderungen 
herrühren, ohne Unterschied, ob der Arbeiter in diö Aufrechnung 
einwilligt oder nicht. Ja, regelmäßig wird der Arbeiter auch 
zweifelhafte Forderungen seines Lohnherrn auf den Lohn sich 
aufrechnen lassen müssen, da es ihm an der wirtschaftlichen 
Kraft fehlt, sich dagegen zu wehren. — 

Mußten wir also als erste Konsequenz aus den dem Lohn- 
beschlagnahmegesetze zugrunde liegenden sozialpolitischen Ten- 
denzen der Forderung bezeichnen, daß unter die Gläubiger, auf 
die jenes Gesetz Anwendung zu finden hat, auch der Arbeitgeber 
selbst gegebenenfalls zu rechnen ist, so müssen wir als weitere 
Konsequenz fordern, daß das Gesetz dort, wo es die Exekution 
versagt, auch die Aufrechnung versage ^). Diese Konsequenzen 
hat nunmehr das bgl. Ges.-Buch für das Deutsche Reich aus- 
drücklich gezogen. „Es wäre schon an sich eine Inkonsequenz,, 
wenn, obwohl das Gesetz eine Forderung der Exekution entzieht^ 
dem Schuldner gestattet wäre, gegen eine solche Forderung eine 
Gegenforderung zur Aufrechnung zu bringen, und auf diese Weise 
ähnlich wie im Wege der Exekution den Gläubiger zu zwingen, sich 
in die Nichtbefriedigung zu fügen. Es macht sich diesfalls der Cha- 
rakter der Aufrechnung als einer, auf positiver gesetzlicher Zulas- 
sung beruhenden, dem Gläubiger aufgezwungenen Befriedigung-, 
gewissermaßen als Selbstexekution geltend. Die Gründe, weshalb 
die Zivilprozeßordnung im § 749 und in den daselbst bezeichneten 
Fällen die Exekution für unzulässig erachtet, erfordern aber auch 
die Ausschließung der erzwungenen Kompensation. Ganz klar 
tritt dies hervor in Betreff der bei weitem die Mehrzahl bildenden. 

^) Vgl. dazu Sinzlieimer, Lohn und Aufrechnung, bes. p. 16 fg., 
30 fg. Ahnlich Menzel, Die Arbeiterversicherung p. 323. 
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Fälle, in welchen die Exekution in eine Forderung für unzulässig 
erklärt ist, um den Forderungsberechtigten den nötigen Lebens- 
unterhalt zu sichern" ^). 

Wo es sich um zwei einander gegenüberstehende Forde- 
rungen handelt, die von so außerordentlich ungleicher wirtschaft- 
licher Bedeutung sind, wie dies in aller Regel bei der Lohn- 
forderung und der ihr gegenüberstehenden Gegenforderung des 
Arbeitgebers der Fall zu sein pflegt, da darf die Gesetzgebung 
eine Kompensation nicht gestatten. In wirtschaftlichem Sinne 
sind zwei Forderungen inkompensabel, wenn von der Geltend- 
machung der einen gegebenenfalls die wirtschaftliche Existenz 
einer Familie, von der Befriedigung der andern vielleicht der 
Ersatz einer vergleichsweise geringfügigen Beschädigung eines 
Arbeitsinstruments in einem großen Fabriksetablissement abhängt. 
Von Kompensabilität der beiden Forderungen kann nur derjenige 
reden, der die juristische Konstruktion höher stellt als die Be- 
dürfnisse des Lebens. 

Hier kommt überdies noch ein prinzipielles Moment in 
Betracht, das Lotmar ^) sehr treffend betont. Die ganze Gestaltung 
des gewerblichen Arbeitsvertrages beruht heute auf der Mittel- 
losigkeit des Arbeiters, Sie ist es, die der Arbeitgeber bei Ab- 
schluß des Arbeitsvertrages zu seinem Vorteile ausnützt. Sobald 
dagegen dem Arbeitgeber aus irgendeinem Grunde eine Gegen- 
forderung gegen den Arbeiter erwächst, so wird ihm der Nachteil 
dieser Mittellosigkeit des letzteren fühlbar. An einem einzigen 
Gute des Arbeiters kann er Befriedigung für seine Gegenforderung 
finden — an eben jener Lohnforderung, die er zur Erlangung 
möglichst großer Vorteile auf ein möglichst geringes Maß be- 
schränkt hält. „So sucht er den Schatten der geltenden Wirt- 
schaftsordnung von sich ferne zu halten, der von dem Lichte^ 
das sie ihm spendet, nicht getrennt werden kann. Hat man sich 

^) Mot. zu § 394 des Dtsch. B. G. B., abgedr. bei Stadthagen, 
Arb.-Recht, p. 140. Gegen diesen § 394 wendet sich Kr ainz -Ehren- 
zweig, System des öst. Priv.-R., 3. Aufl. II., § 348, Anm. 13 a): „Diese 

unbillige Rechtsnorm gilt keineswegs auch für das österr. Recht 

und wäre in dieser Allgemeinheit gewiß nicht zu billigen. Es bildet die 
Kompensabilität — namentlich hinsichtlich konnexer Gegenforderungen — 
das vom Gesetzgeber vorausgesetzte unentbehrliche Gegengewicht gegen- 
über der Unpfändbarkeit." Ähnlich Ehrenzweig in seinem Vortrage 
über die Zahlungsunfähigkeit nach dem neuen B. G. B. für das Deutsche 
Reich. Vgl. Jur. Bl. 1902, Nr. 10, p. 113. 

^) Der Arbeitsvertrag, p. 465. 
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einmal diesen größeren ökonomischen Zusammenhang klargemacht, 
so kommt man nicht mehr in Versuchung — — die neuere ge- 
setzgeberische Aktion zu bekämpfen, die, allerdings durch Mit- 
gefühl mit dem Arbeitnehmer angeregt, ernsthaft darauf bedacht 
ist, den Arbeitgeber die Gefahr der Mittellosigkeit des Arbeit- 
nehmers tragen zu lassen, da er doch in der Lage ist, sich ihren 
Nutzen zu verschaffen." — 

C. Das Verbot der Lohnabzüge durch § 78, Abs. 1 Gew. 0., und 
seine Ausnahmen. 
Untersuchen wir nunmehr, ob sich ein derartiges Verbot 
der Aufrechnung von Gegenforderungen gegen die Lohnforderung 
etwa durch entsprechende Interpretation der Lohnschutzbestim- 
mungen der Gewerbeordnung ergibt, so kann nun allerdings eine 
indirekte, ihrem Umfange nach noch weiter reichende Bestimmung 
dieser Art in der Vorschrift des § 78, Abs. 1 der Gewerbe- 
ordnung, erblickt werden. Denn die positive Norm, die Löhne 
der Arbeiter in barem Gel de auszuzahlen, scheint ihrem Wort- 
laute nach auch ein Verbot zu enthalten, den zur Auszahlung 
gelangenden Lohn durch Abzüge irgendwelcher Art zu kürzen. 
Es soll indes von vornherein nicht in Abrede gestellt werden, 
daß diese Interpretation, der auch wir uns anzuschließen gedenken, 
nicht ganz einwandfrei ist. Die österreichische Theorie scheint 
geneigt, im Abs. 1 des § 78 der Gewerbeordnung ein Kompen- 
sationsverbot zu erblicken, doch herrscht keine Klarheit über 
die Tragweite dieses Verbotes. Man kann die herrschende An- 
sicht etwa dahin zusammenfassen: Das Gesetz untersage zwar 
die Kompensation der Lohnforderung mit Gegenforderungen, 
gestatte jedoch — abgesehen von den im § 78 Gewerbeordnung 
und anderen Gesetzen ausdrücklich für zulässig erklärten Fällen 
der Aufrechnung — die Kompensation der Lohnforderung mit 
konnexen Gegenforderungen, d. h. solchen, die sich unmittelbar 
aus dem Arbeitsverhältnisse ergeben, u. zw. insbesondere dann, 
wenn sie auf vorhergehender Vereinbarung beruht (also die Auf- 
rechnung von Schadenersatzforderungen, verfallenen Konventional- 
strafen etc.) ^). Dabei wird insbesondere § 88 d) lit. g) der Ge- 



^) Fast alle österreichischen Juristen, welche die Frage der Lohn- 
zahlung heim gewerhlichen Arbeitsvertrag behandeln, legen den § 78^ 
Abs. 1, dahin aus, daß derselbe ein allgemeines Verbot der Aufrechnung 
von Gegenforderungen gegen die Lohnforderung beinhalte. Vor allem 
Krasnopolski (1. c, p. 312): „Die Lohnforderung kann nicht getilgt 
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Tverbeordnung zur Interpretation ergänzend herangezogen ^). Wir 
kommen auf die Auslegung seiner Bestimmung alsbald zurück. 
Was nun die Frage betrifft, ob in § 78, Abs. 1, überhaupt 
-ein allgemein lautendes Verbot der Lohnabzüge enthalten ist, so 
«prechen mehrfache Momente dafür, daß es nicht in der Absicht 
-der gesetzgebenden Faktoren lag, ein solches Verbot zu erlassen. 
^ 78 bezweckte zunächst nur, dem Truckunwesen zu steuern, 
«ebenso wie § 115 der deutschen Gewerbeordnung, dem sein Wort- 
laut im wesentlichen entlehnt ist. Es ist nicht anzunehmen, daß 
man in Osterreich ein solches weitgehendes Verbot statuieren 
wollte, worauf sonst keine andere Bestimmung der Gewerbeordnung 
hinweist, während man in Deutschland wiederholt Anträge auf 
Erlassung eines Verbotes der Lohneinbehaltungen und Lohnabzüge 
ablehnte -). 

^werden durch Kompensation mit einer Gegenforderung des Gewerbe- 
inhabers, ohne daß es Huf den Entstehungsgrund der Gegenforderung 
und auf die Personen, zwischen welchen diese entstanden, ankäme.^ Ihm 
folgend, allerdings ziemlich unklar, Heilinger (Das österr. Gew. Recht, 
Bd. 2 [1897], p. 42). Ebenso Mataja, I.e., p. 67. Schreibor, I.e., 
p. 50, Pfersche, 1. c, p. 67, Pfaff-Krai nz, System, 2. Aufl., § 348, 
Anm. 13flr). Anders die von Ehrenzweig besorgte S.Auflage. Vgl. 
oben p. 71 Anm. ^). Stubenrauchs Kommentar zum bgl. Ges., 7. AuH., 
Bd. 2, p. 397, zitiert die Ausführungen Kras nopolskis. Diese 
Übereinstimmung der Juristen ist um so seitsamer, wenn man die starke 
Meinungsverschiedenheit bedenkt, welche die deutschen Juristen bei Aus- 
legung des fast übereinstimmend mit § 78, Abs. 1, gefaßten § 115, 
Abs. 1 der deutschen Gew. 0., in zwei Lager spaltet. Was die Praxis 
der österr. Gew. Ger. anbelangt, so ist dieselbe in dieser Frage keine 
einheitliche. In der vom Justizministerium herausgegebenen Sammlung 
von Entscheidungen erklären nur zwei (Nr. 225 und 261) die Kompen- 
43ation der Lohnforderung mit Gegenforderungen des Arbeitgebers grund- 
4sätzlich für unzulässig; mehrere andere (Nr. 262, 363, 369, 370, 371, 
499) halten eine solche Kompensation für erlaubt, und sprechen sich 
nur regelmäßig dagegen aus, daß der Arbeitgeber zu Gunsten von For- 
derungen Dritter Lohnabzüge vornehme. 

^) Vgl. z. B. Krasnopolski a. a. 0., p. 312. 

^) Vgl. Land mann. Gew. 0. Bd. 2, p. 130, und insbes. ausführ- 
lich Sinzheimer a. a. O., p. 31. Über die Frage, ob § 115, Abs. 1, 
-ein allgemeines Aufrechnungsverbot enthalte, vgl. Sinzheimer p. 7 
und die daselbst in Anm. 6 und 7 erwähnte Literatur und ebenda 
zitierten Entscheidungen, ferner Lot mar, Arbeitsvertrag, p. 414 fg. 
^ur Auslegung der analogen Bestimmung des englischen Truckakts von 
1831, Sekt 3: „Entire wages shall be paid in coin and not otherwise'', 
vgl. das mehrfach zit. Memorandnm upon the Law etc. p. 7 und den 
Fall Redgrave v. Kelly, ibid. p. 48 fg. Die Entscheidung wird hier 



74 Schutz des Arbeiters gegen Eingriffe in die Lohnforderung. [170 

Gegen jene Interpretation scheinen auch die Worte des- 
§ 78 d) zu sprechen : „ohne daß ihnen eine Einrede aus dem an 
Zahlungsstatt Gegebenen entgegengesetzt werden kann". Daraus 
scheint hervorzugehen, daß § 78 d), der ofiFenbar die Rechtsfolgen 
der Nichtbarzahlung an Hilfsarbeiter erschöpfend behandeln soll,, 
nur jene Fälle im Auge hat, in welchen an Stelle des Lohnes- 
und in Anrechnung auf denselben eine der durch § 78 als un- 
zulässig bezeichneten Naturalleistungen gegeben wurde, nicht 
aber auch jene Fälle, in welchen dem Lohnabzuge (wie z. B. 
auf Grund eines Darlehens) eine Hingabe an Zahlungsstatt nicht 
entspricht, oder eine Gegenleistung gar nicht stattgefunden hat 
(wie bei Abzügen wegen Schadenersatzforderungen, Konventional- 
strafen etc.)^). Es ist ferner nicht anzunehmen, daß man ein 
Aufrechnungsverbot für die Unternehmer den Hausindustriellen 
gegenüber in jenem weiten Umfange statuieren wollte, wie es sich 
andernfalls aus § 78 a) ergeben würde. Indes — wirklich stich- ^ 
haltige Argumente gegen die Interpretation, die im § 78, Abs. 1^ 
ein allgemein lautendes Verbot von Lohnabzügen erblicken will^ 
bilden die gedachten Erwägungen nicht. Insbesondere der Ein- 
wand aus § 78 d), der am meisten Gewicht zu haben scheint,, 
läßt sich — in Anlehnung an die Ausführungen Lotmars-) — 
dahin erledigen, daß § 78 d) es für notwendig findet, den Fall 
der Tilgung der Lohnschuld durch Hingabe an Zahlungsstatt 
ausdrücklich zu erwähnen, weil hier dem Lohngläubiger etwas- 
Greifbares zugewendet wurde. ^Bei der Aufrechnung hingegen 
bekommt der Lohngläubiger nichts in die Hand; für sie war es 
daher überflüssig, auszusprechen, daß dem Verlangen der vor- 
geschriebenen Barzahlung nicht die geschehene Aufrechnung- 
entgegengesetzt werden könne. Darum wird der einen Einrede 
gedacht, der anderen nicht." 

Für diese Auffassung der Worte „ohne daß ihnen eine Ein- 
rede aus dem an Zahlungsstatt Gegebenen entgegengesetzt werden 
kann", spricht nunmehr auch § 23 des Gesetzes vom 28. Juli 1902;^ 
dieser Paragraph lautet : „Arbeiter, deren Lohnansprüche entgegen 
den Vorschriften der §§ 18 — 21 anders als durch Barzahlung- 



dahin getroffen, daß das Gesetz dem Unternehmer nur verbietet, irgend- 
einen Teil des Lohnes anders als in Bargeld auszuzahlen. Abzüge jeder 
Art zu Straf- oder Schadenersatzzwecken, selbst vexatorischen Charakters,, 
sind jedoch zulässig. 

^) Vgl. dazu Sinzheimer 1. c, p. 8. 

^) Arbeitsvertrag I., p. 416. 



171] Schutz des Arbeiters gegen Eingriffe in die Lohnforderung. 75 

berichtigt wurden, können jederzeit die Bezahlung ihrer Forde- 
rungen in barem Gelde verlangen, ohne daß ihnen eine Einrede 
aus dem an Zahlungsstatt Gegebenen entgegengesetzt werden 
kann.'' Trotzdem die hier zitierten §§ 20 und insbesondere 21 
Lohnabzüge aller Art, Lohnzurüekhaltung verbieten, und das 
Recht, volle Bezahlung der Lohnforderung zu verlangen, durch 
§ 23 zweifellos auch für den Fall des Lohnabzuges ohne Gegen- 
gabe an Zahlungsstatt eingeräumt werden soll, geschieht hier 
nur der Einrede aus dem an Zahlungsstatt Gegebenen ausdrücklich 
Erwähnung, nicht aber der sonstigen Einreden (Kompensations- 
einrede u. s. w.). 

Halten wir uns nun an den Wortlaut der Bestimmung des 
Abs. 1 des § 78 Gewerbeordnung, so statuiert derselbe die Ver- 
pflichtung, die Löhne der Hilfsarbeiter in barem Gelde auszu- 
zahlen. Dieser Wortlaut gestattet zweifellos die Auslegung, jede 
in anderer Weise als durch Barzahlung erfolgende Tilgung der 
Lohnforderung für unzulässig zu halten ^), ohne Rücksicht darauf^ 
in welcher Weise diese Tilgung erfolgt, ob durch Hingabe von 
Waren an Zahlungsstatt, oder durch Kompensation mit einer 
Gegenforderung oder endlich durch Novation der Lohnforderung. 
Und da das moderne Rechtsbewußtsein ein solches Verbot fordert, 
so werden wir in der Bestimmung des § 78, Abs. 1, das allge- 
meine Verbot der Vornahme eines jeden Lohnabzuges erblicken 
dürfen ^). 

Dabei ist hier das Wort „Lohn'' in dem früher dargestellten 
weiteren Sinne zu verstehen, in welchem es nicht bloß das in 
Geld bestehende Entgelt für die Überlassung der Arbeitskraft^ 
sondern auch einen eventuellen Auslagenersatz mit begreift. 

Dieses Verbot aller Lohnabzüge ist zwingender Natur ; Aus- 
nahmen von demselben können nicht etwa durch private Über- 
einkunft getroffen werden, sondern sind nur soweit zulässig, als 
sie durch ausdrückliche gesetzliche Bestimmung festgesetzt sind ^). 

^) Joöl, Das Arbeiterschutzgesetz, 1893, p. 73. 

^) Für diese Auslegung spricht endlich auch der allgemeine Cha- 
rakter der Bestimmungen des 6. Hauptst. der Gew. 0. Vgl. M ata ja 
a. a. 0., p. 62 : „Die ganze Tendenz der gegenwärtigen Gesetzgebung, 
dem Arbeiterstande Schutz und Beistand angedeihen zu lassen, ist nicht 
nur sozialgeschichtlichy sondern auch juristisch beachtenswert, weil sie 
dazu drängt, die gesetzlichen Vorschriften der bezeichneten Tendenz 
entsprechend auszulegen und zu handhaben, im Zweifel also eine dem 
Arbeiterstande vorteilhafte Absicht des Gesetzgebers zu vermuten ,^ 

^) Vgl. Krasnopolski 1. c, p. 276: „Die Bestimmungen dieses 
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Indes — Unternehmer und Arbeitgeber brauchen über diese 
Interpretation des § 78, Abs. 1, nicht zu erschrecken. Das Gesetz 
läßt — auch bei dieser Auslegung — noch Möglichkeiten genug 
ofiFen, um Lohnabzüge in Fülle vornehmen zu können. Es statuiert : 

1. Im § 78, Abs. 5, ein ausdrückliches Kompensationsrecht 
hinsichtlich jener Gegenforderungen, die sich aus der Kreditie- 
rung^) der in Abs. 2 und 3 bezeichneten Naturalleistungen-') 
ergeben. Die Voraussetzungen, unter denen eine derartige Kre- 
ditierung auf Rechnung des Lohnes stattfinden darf, decken sich 
mit jenen, die für die Überlassung der betrefifenden Natural- 
leistungen an Zahlungsstatt maßgebend sind; diese Voraus- 
setzungen wurden bereits dargestellt. 

Es ist freilich oft nicht leicht, die Fälle der Kreditierung 
auf Rechnung des Lohns von den Fällen der Zuwendung von 
Gegenständen an Zahlungsstatt in Anrechnung bei der Lohn- 
zahlung scharf zu sondern. Versteht man unter Anrechnung „die 
tatsächliche Einbeziehung einer bereits bewirkten Leistung in die 
schuldige Gesamtleistung" ^), so gestattet § 78, Abs. 2, wenn er 
von einer Zuwendung der an Zahlungsstatt erfolgenden Leistun- 
gen unter Anrechnung bei der Lohnzahlung spricht, die Ein- 
beziehung dieser Zuwendungen in die Lohnzahlung, ohne daß 
eigentlich vom Entstehen einer Gegenforderung des Arbeitgebers 
die Rede wäre*). Es geht indes die Leistung an Erfüllungsstatt 
oft unmerklich in eine Kreditierung der Gegenstände über, ohne 
daß sich die Grenzen scharf ziehen ließen, wo die eine beginnt 



Gesetzes (der Gew. 0.) sind nachgehender Natur nur dort und so weit, 
wo und wie weit sie sich selbst diesen Charakter ausdrücklich beilegen, 
m. a. VV. sind prinzipiell zwingender, absoluter, und nur ausnahmsweise 
der Freiheit des Parteiwillcns raumgebender Natur." 

^) Unter Kreditierung ist hier, wie sich schon aus den Worten 
^auf Rechnung des Lolms" ergibt, nicht zu verstehen die Gewährung 
eines Darlehens, auf Grund dessen Sachen gleicher Art vom Schuldner 
zurückzustellen sind, sondern Übereignung von Gegenständen, Gewährung 
von Dienstleistungen etc. gegen Hegründung einer Geldforderung des 
Arbeitgebers (Lotmar a. a. 0., p. 415). 

^) § 78, Abs. 5, spricht zwar bloß von „Gegenständen oder 
Waren", doch wird man darunter auch die übrigen in Abs. 2 genannten 
Naturalleistungen verstehen müssen. 

*) Sinzheimer a. a. O., p. 43. 

*) In ähnlich prägnantem Sinne ist das Wort „Anrechnung" in 
den §§ 788 und 789 des «. b. G. B. verwendet; anders in § 78 c) der 
Gew. O., wo es Aufrechnung bedeutet (vgl. auch § 22 des Arb.-Unf.- 
Vers.-Ges.). 
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und die andere aafhört. Weiden z. B. Lebensmittel dem Arbeiter 
am ZaUnngstag^e nbei^eben und wird der hieinr ent&Uende 
Preis von der Liofanfordening sofort abgezogen^ so wird man von 
eino- Zuwendung der Gegenstände an ZaUungsstatt sprechen 
können. Anders, wenn die Uberiassung der Lebensmittel (wie 
dies z. B- bei Gewährung der r^elmäßigen Beköstigung der Natur 
der Sache nach immer der Fall ist) während des Verlaufs der 
Lohnperiode an den Arbeiter erfolgte, unter der Vereinbarung, 
daß der Preis derselben am Zahlungstage vom Lohne in Abzug 
gelangen soll. Hier wird man wohl eine Kompensation der Lohn- 
forderung mit der aus der Uberiassung jener Gegenstande er- 
wachsenen Gegenforderung des Arbeitgebers annehmen, man 
müßte denn in der Übergabe jener Gegenstande einen Akt der 
Lohnzahlung erblicken. 

Auch die Absicht der Parteien wird oft genug keinen An- 
haltspunkt für die Entscheidung der Frage liefern, ob im kon- 
kreten Falle Anrechnung oder Aufrechnung vorliegt^ 

Ist doch ^der Unterschied zwischen Hingabe an Zahlungs- 
statt und Abschlieüung besonderer Kaufvertrage mit Vereinbarung 
der Kompensation ein wirtschaftlich bedeutungsloser und dem 
Liaien unverständlicher^ ^V 

Zur Frage der Kreditierung von Gegenständen durch den 
Arbeitgeber an den Arbeiter ist noch folgendes zu bemerken. 
Aus den Worten des § 78, Abs. 5 : ^Gewerbsinhaber dürfen den 
Arbeitern andere als die oben bezeichneten Gegenstände oder 

Waren auf Rechnung des Lohnes nicht kreditieren,** ergibt 

sich, daß das Kreditieren von Waren, auch wenn sie nicht zu 
den im § 78, Abs. 2 und 3, bezeichneten Arten gehören, unbe- 
grenzt gestattet ist, wofeme es nur nicht auf Rechnung des 
Lohnes erfolgt-;, wofeme also nur nicht vereinbart ist, daß die 
aus der Kreditierung entstehende Gegenforderung durch Kompen- 
sation mit der Lohnforderung geltend zu machen ist. 

Es ergibt sich femer daraus (arg. d. Worte ,,dür<en . . . auf 
Rechnung des Lohnes nicht kreditieren**), daß Forderungen aus 



^) Barchardt in der deutschen Jor. Zeitg. 1900, p. 264, und in 
seiner Schrift: Die Rechtsverhältnisse der gewerhl. Arbeiter 1901, p. 38. 

*) Krasnopolski (L c p. 316) findet hierin eine ^nicht gut 
erklärliche, vielleicht gar nicht heabsichtigte Ahweiohung vom deutscheu 
Rechte ''. Diese Abweichung ist hervorgerufen durch Einschaltung der 
Worte ^auf Rechnung des Lohnes", welche in der betrefienden Stelle 
des § 115 der dtsch. Gew. O. fehlen. 
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der Kreditierung jener Waren und Gegenstände, die im § 78 
ausdrücklich bezeichnet sind, nur dann gegen die Lohnforderung 
aufgerechnet werden dürfen, wenn die Kreditierung ausdrücklich 
auf Rechnung des Lohnes erfolgte, m. a. W. eine Aufrechnung 
der betreffenden Forderung gegen die Lohnforderung ist ohne 
vorhergegangene Vereinbarung unzulässig; nur vertragsmäßige 
Aufrechnung ist gestattet. 

2. Eine weitere Reihe von Ausnahmen von dem allgemeinen 
Verbote der Lohnabzüge bilden jene Abzüge, die der Arbeit- 
geber lediglich als „Einhebungsorgan für öffentlich-rechtliche 
Zwecke" ^) vornimmt. Hieher gehören die Abzüge auf Grund des 
§ 121, Abs. 6 Gewerbeordnung, des § 22 des Unf.-Vers.-Ges., 
des § 36 des Krankenvers.-Ges., dann eventuelle Abzüge auf 
Grund des § 234 des Personalsteuergesetzes, bezw. der kaiserl. 
Verordnung vom 8. Juli 1898, R. G. BI. 1202); endlich Lohn- 
abzüge zu Gunsten von Forderungen Dritter auf Grund gericht- 
licher Exekutionsverfügungen, soweit solche nach Maßgabe des 
Lohnbeschlagnahmegesetzes zulässig sind. 

3. Für die Frage, inwieweit sonst Aufrechnung von Gegen- 
forderungen gegen die Lohnforderung, bezw. Lohnabzüge anderer 
Art gestattet sind, finden sich allgemeine Bestimmungen in der 
Gewerbeordnung nicht. Nur § 88 a), der die Erlassung von 
Arbeitsordnungen regelt, enthält sub lit. g) eine Vorschrift, be- 
treffend die Lohnabzüge. Da jedoch § 88 a) seiner Natur nach 
eine Anwendung nur auf den Arbeitsvertrag jener Arbeiter fin- 
den kann, die in Unternehmungen beschäftigt sind, für welche 
die Erlassung von Arbeitsordnungen obligatorisch ist, so be- 
schränken wir unsere Erörterungen vorläufig auf diese Kategorie 
von Arbeitsverträgen, und wollen erst dann untersuchen, welchen 
Rückschluß die Bestimmung des § 88 a) lit. g) auf die Lohn- 
abzüge bei den anderen Arten gewerblicher Arbeitsverträge 
gestattet. 

Vergegenwärtigen wir uns, „daß der Arbeitsvertrag seinen 
formalen Ausdruck in der Arbeitsordnung findet," ^) so heißt 

^) Mataja 1. c, p. G7. 

-) Dagegen gewährt das Gesetz vom 13. Juni 1880, R. G. Bl. 70, 
keinen Anhaltspunkt, der die Vornahme von Lohnabzügen behufs Ent- 
richtung der Militärtaxe durch den Arbeitgeber rechtfertigen würde. 
Nichtsdestoweniger erwähnt solche Abzüge der Ber. der Gew.-Insp. pro 
1899, p. 97. 

^) Vgl. Philippowich in Brauns Arch. Bd. VIII., p. 605. 
Die Vertragsnatur der Arbeitsordnung ist allerdings nicht unbestritten. 
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tra^sizülSi? eingeräumten Rechte beruht uuvi nicht erwH auf oir.em ihm 
Tom Staate erteilten Strafbefuimisse: dsran kann uns auch die Tatsache 
Hiebt irre machen. daJS faktisch naVezu aosnahmslcs die Krla^sun^r der 
Arbeitsordnung: vom Arbeitgeber allein aus^rebt. ^ Vgl, K o e h n e. Arbeits- 
Ordnung, p. 128 fg. Für die Auffassung der osterr, ^^eset^i^:^bung $ehr 
charakteristisch ist § 34, Abs. 4 des Ges. vom :i?S, Juli ll^i»:?, in vol- 
cbem aasdmcklich davon die Rede ist. dau durch die schriftliobe IV- 
Statignng des Empfanjrs der Arbfitsi»ninunsr seitens des Arbiters die 
Bestimmungen derselben .zum Bestandteile des Arboitsvertrairs werden'*. 
Ob die Fiktion der Vertragsnatur der Arbeitsordnuuii^^u auch de leg>? tV.*reni'.a 
a,iifiecht zn erhalten ist, das ist freilich eine andere Frage, 

Ernstlich kennte dagegen vor der Wirksamkeit des Gesetzes vom 
14. Aognst 1896. R, G. Bl. 15Ö, der juristische Chsrakter der Dienst- 
ordnitngen. deren Erlassung d?s österr, Be«^^set« j^ :?00' vorschreibt^ 
in Frage kommen. Bei diesen deutete nichts darauf hin, dai^ ihnen Ver- 
tragsnatur zukomme ; die auf tn>ertTetuug der Dienstortlnungeu gesetatx^n 
Strafen werden als G^ld- und Arbeitsstra^»n K^zeichnet, In der Literatur 
Tmrdcn indes auch diese Dienstoixinungen als Beurkundungen der Dienst- 
vertrage angesehen. (Vgl. Hingenau, Handbuch der IVrjiTtvhiskumie, 
Wien, 1855, p. 439.) Nunmehr ist Ixn B^nirUnlunjf dieser Fr.igt> § 9 
-des oben zit. Gesetzes, betr. die Errichtung von Getto*seu$chat>eu beim 
Sergbnne, zu berücksichtigen. 
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Die Worte „und andere allfällige Lohnabzüge" lassen klar 
erkennen, daß die Gewerbeordnung auch die Konventionalstrafen 
zu den Lohnabzügen rechnet; sie räumt also dem Arbeitgeber 
das Recht ein, die in ihr statuierten Konventionalstrafen, soferne 
die Voraussetzungen des Verfalls derselben vorliegen, vom Lohne^ 
direkt in Abrechnung zu bringen, also die Lohnforderung um. 
den Betrag der Konventionalstrafe zu kürzen^). 

Zunächst fragt es sich, was hier unter „Konventionalstrafe"" 
zu verstehen ist. Das Wort ist hier keinesfalls in derselben Be>^ 
deutung verwendet, in der es im § 1336 a. %, G. B. erscheint. 
Denn das b. G. B. versteht unter Konventionalstrafe jenen „Geld-^ 
oder anderen Betrag",- welcher auf Grund besonderer Überein- 
kunft von den Parteien „auf den Fall des entweder gar nicht^ 
oder nicht auf gehörige Art, oder des zu spät erfüllten Ver- 
sprechens anstatt des zu vergütenden Nachteils entrichtet werden 
soll". Ein „anstatt des zu vergütenden Nachteils seitens der einen 
Vertragspartei zu entrichtender Betrag" — eine Leistung mit 
ausgesprochenem Schadenersatzcharakter — kann aber nur der 
Gegenpartei, die den Nachteil erlitten hat, in unserem Falle dem 
Arbeitgeber, zugute kommen. Mit dieser Bedeutung des Wortes 
Konventionalstrafe stände es im Widerspruche, wenn die Gewerbe- 
ordnung statuiert, daß in die Arbeitsordnung Bestimmungen über 
die Verwendung der Konventionalgeidstrafen aufzunehmen sind^ 
und daß in das Verzeichnis der Konventionalgeidstrafen (gemäß 
§ 90 der Gewerbeordnung) auch die Verwendung derselben ein- 
zutragen ist^). 



1) Vgl. die Entsch. d. Verw.-Ger.-H. vom 6. April 1888, Budw. 
Nr. 4026 : § 88 a) lit. g) „gestattet die Einhebung von Konv.-Strafen 
für Übertretungen der Arbeitsordnung und andere Lohnabzüge den Arbeit- 
gebern ohne gerichtliche Intervention". 

2) Die bereits zitierte Entsch. des Verw.-Ger.-Hofs vom 6. April 
1888, Z. 1176 (Budwinski, 4026), hat allerdings eine Konventional- 
strafe vor Augen, bei welcher für den Fall des vorzeitigen Austritts 
eines Arbeiters (ohne Einhaltung der Kündigungsfrist) der rückständige 
Lohn zu Gunsten der Krankenunterstützungskassa verfällt, wo also eine 
Konv.-Strafe im Sinne des bgl. G. B. einem anderweitigen Zwecke zuge- 
wendet wird. Auf das Vorliegen einer solchen Konv.-Strafe im engeren Sinne 
ist daraus zu schließen, daß, wie die Entscheidung ausführt, „die Geltend- 
machung eines weiteren Schadenersatzes aus dem Titel des vorzeitigen 
Austritts gegen den ausgeschiedenen Arbeiter ausgeschlossen ist". 
Es ist aber selbstverständlich nicht anzunehmen, daß die Gew. 0. im 
§ 88 a lit. g) bloß die ziemlich seltenen Fälle dieser Art im Auge ge- 
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Diese Bestimmungen haben nur dann einen Sinn, wenn das 
Wort j, Konventionalstrafe" in der Gewerbeordnung in erweiterter 
Bedeutung genommen wird, etwa im Sinne des deutschen Wortes 
„Vertragsstrafe" ^) und darunter alle jene Leistungen verstanden 
werden, welche vereinbartermaßen vom Arbeiter für den Fall der 
Übertretung der Arbeitsordnung entrichtet werden, gleichviel, ob 
dem Arbeitgeber durch diese Übertretung ein materieller Schaden 
erwärchst oder nicht ; das Wort umfaßt also Konventionalstrafen im 
engeren Sinne, die zum Zwecke des Schadenersatzes vereinbart sind, 
und meist die Aufgabe haben, dem Unternehmer den ziffermäßigen 
Nachweis des erlittenen Schadens zu ersparen, und Ordnungsstrafen 
(Kontraventionsstrafen), die bei Übertretung der Arbeitsordnung 
verfallen, ohne daß ihnen ein Schadenersatzanspruch des Arbeit- 
gebers zugrunde liegt. Nur bei der letztgenannten Gattung von 
Konventionalstrafen wird im allgemeinen die Art der Verwen- 
dung einen Gegenstand der Vereinbarung bilden. 

Fraglich ist femer, was unter den im § 88 a) lit. g) er- 
wähnten „anderen allfälligen Lohnabzügen", über welche die 
Arbeitsordnung Bestimmungen zu enthalten hat, zu verstehen 
ist. Man wird wohl mit Mataja^) annehmen müssen, daß man 
nicht berechtigt ist, „sich unter den andern allfälligen Lohn- 
abzügen einen durch die Arbeitsordnung beliebig erweiterbaren 
Kreis zu denken," sondern daß man sie „auf die im Gesetze 
bereits gestatteten Fälle beziehen müsse". Denn sonst wäre ja 
bei dem oben erwähnten weiten Inhalt des Begriffes „Lohnabzug" 
die Bestimmung des § 78, Abs. 1, welche die \'ornahme von 
Lohnabzügen untersagt, illusorisch gemacht; und ein Gesetz 
kann doch nicht so ausgelegt werden, daß es mit dem einen 
Paragraphen nimmt, was es eben mit dem andern gegeben hat. 

Ist dem so, dann dürfen unter die Vorschriften der Arbeits- 
ordnung, welche jene andern allfälligen Lohnabzüge statuieren, 
nur etwaige Bestimmungen über die sonstigen im Gesetze aus- 
drücklich für zulässig erklärten Abzüge aufgenommen werden, 
also über jene, die wir oben sub Ziffer 1 und 2 besprochen 



habt habe, wir werden vielmehr das Wort „Kon v.- Strafe" in dem im 
Texte erwähnten weiteren Sinne fassen müssen. 

^) Zur Terminologie vgl. Koehne, Arbeitsordnungen, p. 141, und 
Sin z heim er 1. c, p. 66, der hier bloß den Ausdruck „bedingtes 
Strafversprechen" für zulässig erachtet. 

2) 1. c. p. 67. 

Wiener staatswiss. Studien. V. Bd., 2. Heft. 12 
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haben; der Statuierung anderweitiger Abzüge muß von der Ge- 
werbebehörde die Genehmigung versagt werden^). 

Für jene gewerblichen Unternehmungen, für welche die 
Erlassung von Arbeitsordnungen nicht obligatorisch ist, kann es 
fraglich sein, ob Vereinbarungen über Lohnabzüge — abgesehen 
von den sub ZifFer l u. 2 angeführten Ausnahmen — überhaupt 
zulässig sind. Denn für diese Unternehmungen kommen die 
§§ 88 a) und 90 nicht in Betracht. Es ist jedoch die Auffassung 
ausgeschlossen, daß § 88 d) sub lit. g) das Recht des Arbeit- 
gebers, sich im Wege der Arbeitsordnungen die Vornahme von 
Lohnabzügen auszubedingen, erst begründen wollte^). 

§ 88 a) bezweckt vielmehr nur, einer Reihe von Bestim- 
mungen, die auch sonst zwischen Arbeitgeber und Arbeiter ver- 
einbart zu werden pflegen, die Aufnahme in die Arbeitsordnung 
zu sichern, damit durch aiese Fixierung Willkürlichkeiten der 
Unternehmer und Streitigkeiten zwischen ihnen und den Arbei- 
tern nach Tunlichkeit hintangehalten werden. Das ergibt sich 
aus dem Charakter aller im § 88 a) aufgezählten Bestimmungen, 
deren Aufnahme in die Arbeitsordnung vorgeschrieben wird. 

Wir werden daher aus dem Wortlaute des § 88 a) lit. g) den 
Schluß ziehen müssen, daß die Gewerbeordnung im allgemeinen 
die Vereinbarung von „Konventionalstrafen und anderen allfälli- 
gen Lohnabzügen" in dem oben erörterten Umfange für zulässig 
erachtet, gleichviel, um welche Art gewerblicher Unternehmungen 
es sich handeln mag. 



^) Es sei hier daran erinnert, daß in dieser ganzen Auseinander- 
setzung das Wort „Lohnabzüge" bloß im Sinne von „absoluten Lohn- 
abzügen" in der oben erwähnten Bedeutung zu nehmen ist, da sich nur 
auf diche das allgemeine Abzugsverbot des g 78, Abs. 1, bezieht. 

^) Eine solche Annahme wäre nur dann gerechtfertigt, wenn etwa 
in der vorgeschriebenen Vidierung der Arbeitsordnungen durch die 
Gewerbebehörde eine besondere Garantie dafür zu erblicken wäre, daß 
der Arbeitgeber bei Festsetzung der Konv.-Strafen etc. seine wirtschaft- 
liche Übermacht nicht mißbrauche. Indes beschränkt sich das Aufsich ts- 
reeht der Gewerbebehörde darauf, daß „nichts Gesetzwidriges" in der 
Arbeitsordnung statuiert werde, und es wird sogar die Vereinbarung von 
Konventionalstrafen neben der Arbeitsordnung für rechtsverbindlich, wenn 
auch für verboten erachtet. 

Eine Entsch. des Gewerbeger. Reichenberg vom 5. September 1901 
(Nr. 511 der Slg.) erachtet sogar ganz allgemein die Vereinbarung von 
Vertragsbestimmungen für zulässig, die in der Arbeitsordnung nicht vor- 
gesehen sind oder mit Bestimmungen derselben im Widerspruche stehen. 
Ähnlich die Entscli. des Gew.-Ger., Wien, Nr. 554 der Slg. 
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Durch die Bestimmung des § 88 ä) lit. g) ist übrigens nicht 
bloß eine Ausnahme von dem allgemeinen Verbote der Lohn- 
abzüge, sondern auch eine Ausnahme von der Vorschrift des 
§ 5. des Lohnbeschlagnahmegesetzes statuiert, insofeme hier 
implicite (arg. der Worte „und ihre Verwendung") dem Arbeit- 
geber gestattet wird, Lohnabzüge zu Gunsten eines in der Arbeits- 
ordnung statuierten Zwecks vorzunehmen. Dies beinhaltet, da die 
Arbeitsordnung doch als lex contractus zwischen Arbeitgeber und 
Arbeiter anzusehen ist, eine Verfügung über den Arbeitslohn 
oder Teile desselben zu Gunsten eines Dritten vor Fälligkeit des 
Lohns und vor Leistung der Arbeit^). 

Es werden übrigens dieselben Gründe, aus denen sich er- 
gab, daß die Vereinbarung von Konventionalstrafen auch dann 
für zulässig zu halten ist, wenn in dem betreffenden. Betriebe 
keine Arbeitsordnung besteht, dafür sprechen, eine derartige 
Vereinbarung über die Verwendung der Konventionalstrafen all- 
gemein für erlaubt zu erachten. Regelmäßig wird der Zweck, zu 
welchem derartige Abzüge verwendet werden, die Stärkung einer 
Arbeiterkranken- oder sonstigen Unterstützungskassa sein. Inso- 
feme tritt die erwähnte Bestimmung des § 88 a) lit. g) der in 
§ 7, Z. 2 lit. c) des Lohnbeschlagnahmegesetzes, statuierten Aus- 
nahmebestimmung ergänzend an die Seite. Gemäß dieser Aus- 
nahmebestimmung haben die Vorschriften des Lohnbeschlag- 
nahmegesetzes keine Anwendung zu finden, wenn es sich um 
Forderungen handelt, welche die auf Grund der Gewerbeordnung 
errichteten Kranken- und Unterstützungskassen an ihre Teil- 
nehmer zu stellen haben. 

Bei dieser Gelegenheit sei auf den Unterschied hingewiesen, 
der nicht nur hinsichtlich des Geltungsgebiets, sondern auch hin- 
sichtlich der Tragweite zwischen dem durch § 78, Abs. 1, be- 
gründeten Verbote der Lohnabzüge zu Gunsten von Forderungen 
Dritter und dem durch das Lohnbeschlagnahmegesetz statuierten 
gleichen Verbote besteht. Nicht nur, daß das im § 5 des Lohn- 
beschlagnahmegesetzes enthaltene Verbot bloß insolange gilt, als 
<iie Voraussetzungen des § 3 dieses Gesetzes noch zutreflFen, 
während das durch die Gewerbeordnung ausgesprochene analoge 
Verbot unbeschränkt und unbefristet ist — es ist überdies der 
Umfang des dem Worte Lohn zugrunde liegenden Begriffs, wie 

^) Vgl. dazu die Rede des Abg. Dumba bei Beratung des Lohns 
beschl.-Ges. Käser er, Materialien, Heft 4, p. 72, und die Rede des 
Abg. Mayrhofer, ebda., p. 77. 

12* 
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bereits dargestellt wurde, in den beiden G-esetzen nicht der 
gleiche. 

Indem wir nach dieser Abschweifung zu unserem eigent- 
lichen Thema, zur Darstellung der Ausnahmen von dem Lohn- 
abzugsverbote des § 78, Abs. 1, zurückkehren, fassen wir im 
folgenden die Ergebnisse unserer Erörterung zusammen und ge- 
winnen für die Frage, inwieweit nach der österr. Q-ewerbeordnung 
Lohnabzüge zulässig sind, nachstehende Rechtssätze: 

1. Im allgemeinen ist die Vornahme von absoluten Lohn- 
abzügen unbedingt imzulässig, mag sie nun mit Einwilligung 
des Arbeiters oder gegen dessen Willen erfolgen. 

2. Mit Einwilligung des Arbeiters, auf Q-rund vorausgegan- 
gener ausdrücklicher oder stillschweigender Vereinbarung dürfen 
jedoch Lohnabzüge vorgenommen werden: 

a) zur Kompensation jener Gegenforderungen, welche dem 
Arbeitgeber durch Überlassung von Gegenständen und Waren 
auf Grund des § 78, Abs. 5, erwachsen sind ; 

b) arg. § 88 a) lit. g) auf Grund von verfallenen Konven- 
tionalstrafen im engeren Sinne und Ordnungsstrafen, mögen die- 
selben in Arbeitsordnungen fixiert sein oder nicht. 

3. Auch gegen den Willen des Arbeiters dürfen Lohn- 
abzüge auf Grund besonderer gesetzlicher Bestimmungen zu 
Gunsten gewisser öffentlich-rechtlicher Zwecke stattfinden. 

Aus dem dargestellten allgemeinen Verbote von Lohnab- 
zügen ergibt sich die Ungültigkeit verbotener Abzüge. 

§ 78 c) statuiert allerdings nur die Nichtigkeit von Vertrags- 
bestimmungen und Verabredungen, die den Anordnungen des 
§ 78 zuwiderlaufen; wir werden aber ebenso jede gegen den 
Willen des Arbeiters vorgenommene Kompensation einer Forderung 
mit der Lohnforderung für rechtlich unwirksam halten müssen. 

Dies folgt schon aus der zwingenden Natur der Vorschriften 
des § 78, Abs. 1. 

Hat ein unzulässiger Lohnabzug stattgefunden, so ist inso- 
weit die Lohnforderung, deren Tilgung gültigerweise nur durch 
Barzahlung erfolgen kann, nicht getilgt. Der Arbeiter kann ge- 
mäß § 78 d) Auszahlung des abgezogenen Betrags in barem ver- 
langen; doch hat er den Betrag, um den er dadurch bereichert 
erscheint, an eine der in § 78 d) bezeichneten Anstalten abzu- 
liefern. 

Die Bestimmungen des § 78 e) kommen nur dann zur An- 
wendung, wenn die speziellen Voraussetzungen derselben zu- 
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treffen, d. h^ wenn eines jener im § 78 ausgesprochenen Verbote 
verletzt wurde, welche die Kreditierung von Gegenständen oder 
Waren betreffen. Dies ist dann der Fall, wenn: 

a) das Verbot verletzt wird, andere als die in § 78, Abs, 1 
und 2, ausdrücklich bezeichneten Waren und Gregenstände (bezw. 
Naturalleistungen) den Arbeitern auf Rechnung des Lohnes zu 
kreditieren ; 

b) wenn bei Kreditierung der im § 78, Abs. 3, genannten 
Gegenstände (Lebensmittel und regelmäßige Beköstigung) die im 
Abs. 3 statuierten Preisbeschränkungen nicht eingehalten werden. 
Streng genommen ist diese Vorschrift weder im § 78, Abs. 5, 
noch im § 78 c) direkt enthalten; wir müssen jedoch diese 
extensive Interpretation vornehmen; um eine Umgehung des 
Gesetzes zu verhüten, müssen die für die Überlassung der 
Gegenstände an Zahlungsstatt getroffenen Preisbeschränkungen 
auch für den Fall der Kreditierung derselben zur Anwendung 
gebracht werden^). 

Abgesehen von den dargestellten Rechtsfolgen kann die 
Vornahme verbotener Lohnabzüge durch den Arbeitgeber für 
den Arbeiter das Recht begründen, vor Ablauf der Vertragszeit 
und ohne Einhaltung der Kündigungsfrist die Arbeit zu ver- 
lassen, denn § 82 a) lit. d) gewährt dem Arbeiter dieses Recht 
für den Fall, daß der Gewerbeinhaber ihm „die bedungenen 
Bezüge ungebührlich vorenthälf^. (Vgl. Art. 63 H. G. B.) 

Die dargestellten Rechtsfolgen treten auch dann ein, wenn 
der Arbeitgeber, der den verbotenen Lohnabzug vornahm, nicht 
der G^werbeinhaber selbst, sondern eine Zwischenperson ist. 
Denn aus der Vorschrift des § 78 b) läßt sich, ähnlich wie wir 
dies bereits oben hinsichtlich des Verbots der Zuwendung von 
Waren und Gegenständen an Zahlungsstatt getan haben, die 
Bestimmung ableiten, daß das Lohnabzugsverbot mit seinen dar- 
gestellten Ausnahmen auch in jenen Fällen Geltung behält, in 
denen nicht der Gewerbeinhaber selbst, sondern eine Zwischen- 
person — ein Faktor, Verleger, Partieführer — den Arbeits- 
vertrag mit dem Arbeiter im eigenen Namen abschließt. 

Anhangsweise sei hier nachfolgende Bemerkung hinzu- 
gefügt : Dem Schutze gegen Aufrechnung, wie er sich zu Gimsten 
der Lohnforderung aus § 78, Abs. 1, ergibt, entspricht eine 

^) Was die Auslegung der übrigen Bestimmungen des § 78 e) be- 
trifft, so sei hier auf die Ausführungen Krasnopolskis (1. c, p. 317) 
verwiesen. 
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korrespondierende Exemtion der Lohnforderung von einer 
Exekutionsführung auf Grund von Gegenforderungen des Arbeit- 
gebers nicht; oder anders ausgedrückt: sofeme es sich um For- 
derungen des Arbeitgebers an den Arbeiter handelt^ ist die 
Lohnforderung der Exekution nicht entzogen ^). 

Für diesen Fall triflFt also die Voraussetzung nicht zu, an 
welche § 251, Z. 7 Ex. O., die Freiheit eines beim Verpflichteten 
vorgefundenen Barbetrages von der Beschlagnahme knüpft. Zu 
Gunsten einer Forderung des Arbeitgebers wäre ein solcher 
Barbetrag unbeschränkt pfändbar. 

War diese Konsequenz bisher von geringer praktischer 
Bedeutung, da der Arbeitgeber sein Forderungsrecht regelmäßig 
durch Aufrechnung geltend machte, so erscheint sie vom Stand- 
punkte der von uns vertretenen Ansicht aus in einem anderen 
Lichte. Sie bedeutet, woferne das Aufrechnungsverbot des § 78 
sich die Anerkennung der Praxis erringen sollte, eine gänzlich 
unbegründete Bevorzugung des Unternehmer-Gläubigers, deren 
Beseitigung einem Gebote der Billigkeit entspräche^). Nur für 
eine Kategorie gewerblicher Arbeitsverträge, auf welche die Be- 
stimmungen der Gewerbeordnung Anwendung finden, müßte die 
Exemtion des erwähnten Barbetrages auch bei Exekution zu 
Gunsten von Forderungen des Arbeitgebers anerkannt werden; 
dann nämlich, wenn es sich um Exekutionsführung gegen Berg- 
arbeiter handelt. § 207 des Berggesetzes enthält eine Beschränkung 
derExekutionsexemtion in Bezug auf Forderungen Dritter nicht ^). 

D. Die Geltendmachung der Konventionalstrafen durch 
Lohnabzug insbesondere^). 

Zu den verbotenen Arten von Lohnabzügen gehört auch 
die in der Praxis vielfach geübte Aufrechnung von Schaden- 

^) Der Arbeitgeber wird indes in die dem Arbeiter gegen ihn 
selbst zustehende Lohnforderung deshalb keine £xekution fähren, weil 
dies zwecklos wäre; auch der Exekutionsbeschluß könnte ihn nicht von 
der gemäß § 78, Abs. 1, ihm obliegenden Verpflichtung befreien, den 
Lohn vollständig in barem Gelde auszubezahlen. 

^) Die Fälle einer Exekutionsführung des Arbeitgebers gegen den 
noch in seinen Diensten stehenden Arbeiter werden in der Praxis nicht 
häufig sein; sie sind jedoch immerhin denkbar. 

3) Vgl. auch § 20 des Ges. vom 28. Juli 1902, siehe unten Kap. 
IV. Abschn. G. 

"^) Auf die Vereinbarung solcher Konventionalstrafen, deren Geltend- 
machung nicht im Wege des Lohnabzugs erfolgen soll, beziehen sich 
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ersatzforderungen des Arbeitgebers gegen die Lohnforderung des 
Arbeiters^). Der Motivenbericht zum Entwürfe einer Gkwerbe- 
novelle aus dem Jahre 1895 ^) spricht allerdings die Ansicht aus, 
daß derartige Lohnabzüge „nur bei einer verhältnismäßig ge- 
ringen Anzahl von Unternehmungen vorkommen". Der Bericht 
scheint indes jene zahllosen kleinen Betriebe nicht in Betracht 
zu ziehen, in denen es als selbstverständliches Recht des Unter- 
nehmers gilt, sich für jeden Schaden, den ihm der Arbeiter zu- 
gefügt hat, für Mängel der abgelieferten Arbeitsprodukte, am 
Lohne des Arbeiters schadlos zu halten. 

Übrigens kann auch eine flüchtige Durchsicht der Berichte 
der öewerbeinspektoren von dem Gegenteil jener Behauptung 
überzeugen^). 

die Erörterungen dieses Abschnitts nicht, da für diese Konventional- 
strafen das Lohnabzugsverbot des § 78 nicht in Betracht kommt. Die 
im Gesetze demzufolge bestehende Lücke könnte leicht durch ein allge- 
meines Verbot der Vereinbarungen über die Verwendung des Lohns 
ausgefüllt werden. 

^) A.A. Krasnopolski a. a. O., p. 312, der die Aufrechnung 
von Schadenersatzforderungsn zwar nicht unbedingt für zulässig erklärt, 
sie aber doch nicht für ausgeschlossen zu halten scheint. Zu einer aus- 
dehnenden Interpretation des Wortes „Konventional trafen" im § 88 a) 
lit. g) liegt indes keine Veranlassung vor. Vgl. auch Mataja 1. c, p. 67. 
Licht, Der gewerbl. Arbeitsvertrag, p, 62. Siehe auch den Ber. der 
Gew.-Insp. pro 1900 (S. 132): „Unter allen Umständen erscheint die 
eigenmächtige Schätzung des durch Produktionsfehler dem Arbeitgeber 
angeblich verursachten Schadens und dessen Deckung durch Heran- 
ziehung der zurückbehaltenen Kaution, eventuell auch noch des fälligen 
Lohnes nicht nur unbillig, sondern direkt gesetzwidrig, '^ 

^) Beil. 1355 zu den sten. Ber. des Abg.-H., XI. Sess., S. 81. 

3) So heiiSt es im Berichte pro 1898 (p. 220): „Gegen die in 
allen gewerblichen Schichten tief eingewurzelte Gepflogen- 
heit, Lohnabzuge für beschädigte Gegenstände und fehlerhaft gelieferte 
Waren zu machen, steht noch ein harter Kampf bevor. Den meisten 
Industriellen ist es schier unfaßbar, das Recht der Selbstentschädigung 
nicht zu besitzen. Diejenigen, die den diesbezüglichen Ermahnungen 
Gehör schenken, tun dies in der festen Überzeugung, empfindlich und 
ungerecht geschädigt zu sein. So gelang es in einer großen Porzellan- 
fabrik wohl, die Versicherung zu erhalten, daß solche Lohnabzüge in 
der Zukunft vermieden werden, zugleich wurde jedoch ausgesprochen, 
daß jeder Arbeiter, der es ablehnen würde, den durch die Firma taxierten 
Schaden an Waren und Gebrauchsgegenständen anzuerkennen, bezw. 
freiwillig zu ersetzen, unter Auszahlung der Kündigungsfrist sofort ent- 
lassen werden würde.'' Vgl. auch die Aussage des Zentralgewerbe-Insp. 
Migetka bei der Enquete des Gewerbeausschusses des Abg.-H., betr. 
den Ges.-Entw. über die Einführung von Einrichtungen etc., p. 179i 
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Dagegen gestattet, wie oben dargestellt wurde, das österr. 
öewerberecht die Vornahme von Lohnabzügen zu Schadenersatz- 
zwecken dann, wenn sich der Schadenersatzanspruch in Form 
einer Konventionalstrafe geltend machen läßt, wenn also ver- 
einbart wurde, „daß auf den Fall des entweder gar nicht, oder 
nicht auf gehörige Art oder des zu spät erfüllten Versprechens 
(hier: des Versprechens der Arbeitsleistung) anstatt des zu ver- 
gütenden Nachteils ein bestimmter Geld- oder anderer Betrag 
entrichtet werden soll" (§ 1336 a. b. G. B.). 

Die vom bgl. Gesetzbuche geforderte besondere Verab- 
redung, die notwendig ist, damit die Zahlung der Konventional- 
strafe von der Erfüllung des Vertrags befreie, wird regelmäßig, 
dem Charakter der ganzen Vereinbarung entsprechend, dann 
vorliegen, wenn auf den Fall des vorzeitigen Austritts des Ar- 
beiters eine Konventionalstrafe vereinbart wurde ^). 

Dagegen führt allerdings — soweit es sich um Arbeitsver- 
träge der dem Gewerberechte unterstehenden Handelsangestellten 
handelt — eine streng juristische Interpretation zu dem Resultate, 
daß der Arbeitgeber im Zweifel nicht verpflichtet ist, sich mit 
der Leistung der Konventionalstrafe zu begnügen ; er kann auch 
einen darüber hinausgehenden Schadenersatzanspruch — wenn 
auch selbstverständlich nicht im Wege der Kompensation — 
geltend machen. Denn da in diesen Fällen der Arbeitgeber Kauf- 
mann im Sinne des Handelsgesetzbuches ist, so sind die in Aus- 
übung seines Gewerbes geschlossenen Arbeitsverträge als Handels- 
geschäfte zu beurteilen. Es findet hier Art. 284 H.-G.-B. Anwen- 
dung, nach welchem „die Verabredung einer Konventionalstrafe 
im Zweifel den Anspruch auf einen den Betrag derselben über- 
steigenden Schadenersatz nicht ausschließt". Nichtsdestoweniger 
wird man bei der zwischen dem Handelsangestellten und seinem 
Arbeitgeber vereinbarten Konventionalstrafe stets vermuten dürfen, 
daß die Absicht der Parteien dahin ging, dem Angestellten eine 
über den Betrag der stipulierten Strafe hinausgehende Pflicht 
zur Leistung von Schadenersatz nicht aufzuerlegen^). 

Neben der bis jetzt behandelten Konventionalstrafe im en- 



1) Vgl. die E. des V.-O.-H. vom 6. April 1888, Budw. 4026. 

^) Der Gresetz-Entw., betreffend die Regelung der Dienstverhältnisse 
der Handlungsgehilfen (1900), bestimmt ausdrücklich, daß die zwischen 
dem Handelsangestellten und seinem Chef vereinbarte Konventionalstrafe 
einen diese übersteigenden Schadenersatzanspruch ausschließen soll. VgU 
nuch Bloch in der G^er.-Ztg., 1901, p. 67. 
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geren Sinne denkt die Bestimmung des § 88 a) lit. g)y wie oben gezeigt 
wurde, bei Erwähnung der ^Konventionalstrafen" aber auch an 
die Vereinbarung einfacher Ordnungsstrafen, die einen Schaden- 
ersatzcharakter nicht haben. Daß ein Schade durch den Arbeiter 
verursacht wurde, ist gar nicht Voraussetzung für den Verfall 
einer Ordnungsstrafe (man denke an die Verhängung von Strafen 
wegen verbotenen Rauchens in den Arbeitsräumen, wegen un- 
sittlichen Verhaltens des Arbeiters, Streit mit den Arbeits- 
genossen etc.). Aber auch wenn eine den Arbeitgeber direkt schädi- 
gende Handlungsweise des Arbeiters vorliegt, so ist Zweck der 
Verhängung der Strafe nicht der, dem Arbeitgeber Ersatz, Ver- 
gütung des Schadens zu verschaffen; wenigstens nicht in jenen 
Fällen, in denen die Arbeitsordnung dem Arbeitgeber die Ver- 
pflichtung auferlegt, die Strafbeträge zum besten der Arbeiter 
zu verwenden. Die Verhängung der Strafe soll vielmehr den 
Arbeiter zu einer Buße für die begangene Handlung oder Unter- 
lassung verhalten, die Vergehung gegen die Betriebsdisziplin 
ahnden. 

Ist so der Charakter dieser Ordnungsstrafen (Kontraventions- 
strafen) von Grund aus verschieden von jenem der Konventional- 
strafen mit Schadenersatzcharakter (des „Vergütungsbetrags" im 
Sinne des § 1336 a. b. G. B.), so kann doch die Wahl des 
Wortes „Konventionalstrafe" im § 88 a) lit. g) nicht ganz be- 
deutungslos für die Auslegung sein: Soweit die Bestimmungen 
des § 1336 auch eine Anwendung auf die Ordnungsstrafen ge- 
statten, wird ihre Geltung auch für die Vereinbarungen derselben 
mit Grund behauptet werden können. 

Daraus ergibt sich zunächst, daß auch die Geltendmachung 
der Ordnungsstrafen durch Lohnabzug nur dann zulässig ist, 
wenn sie auf den Fall der Übertretung einer Bestimmung des 
Arbeitsvertrags ausdrücklich und in einem ziffermäßig fixierten 
oder fixierbaren Betrage (§ 1336 spricht von einem „bestimmten 
Geld- oder anderen Betrage") vereinbart, bezw. durch die Arbeits- 
ordnung festgesetzt wurde ^). Die Praxis zeigt allerdinge im Ge- 
biete des gewerblichen Arbeitsvertrags Vereinbarungen genug, 
die dem Arbeitgeber gestatten, Verletzungen der von ihm ge- 
forderten Ordnung mit beliebigen Strafen zu belegen ; mit Strafen, 



^) Ähnlich argumentiert auch die sub Z. 221 der Slg. abgedruckte 
Entsch. des Gew.-Ger. Wien vom 13. Juni 1899. Vgl. auch den im 
Ber. der Gew.-Insp. pro 1900 auf S. XIII. fg. abgedruckten Erlaß des 
Min. des Innern vom 9. August 1900. 
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die er oft nach seinem Gutdünken erst für den einzelnen Fall 
in concreto festsetzt oder durch einen seiner Angestellten ver- 
hängen läßt; denn das mitunter nicht einmal ausdrücklich ein- 
geräumte Recht, Ordnungsstrafen zu verhängen, ist, namentlich 
in Betrieben ohne Arbeitsordnung, oft genug ein ganz generelles. 

Wie willkürlich in Bezug auf die Handhabung dieses Rechts 
verfahren wird, das bezeugen die Enqueten und amtlichen Be- 
richte über gewerbliche Arbeitsverhältnisse^). Vereinbarungen, 
die den Arbeitgeber berechtigen, derartige Ordnungsstrafen durch 
Lohnabzug geltend zu machen, sind gemäß § 78 c) als ungültig 
zu bezeichnen. 

Gestattet § 88 d) lit. g) die Bestimmungen des § 1336 auch 
auf die Vereinbarung von Ordnungsstrafen anzuwenden, so wird 
auch das im § 1336 statuierte Recht des Richters, den Betrag 
der Konventionalstrafe zu mäßigen, — ein Recht, das durch 
Art. 284 H. G. B. nicht berührt wird 2) — Geltung für die Ver- 
einbarung der Ordnungsstrafen behaupten. 

Die Statuierung dieses Rechts richterlicher Mäßigung ist 
nach Ansicht des Obersten Gerichtshofs eine Vorschrift zwin- 
genden Rechts; ein Verzicht auf dasselbe de.iigemäß unwirksam^). 

Auf diese Weise ist es allerdings möglich, mit Rücksicht 
auf die Verwendung des Wortes „Konventionalstrafe" im § 88 a) 
lit. g) die Bestimmungen des a. b. G. B. zur Auslegung der Vor- 
schriften der Gew. O. ergänzend heranzuziehen*), die im übrigen 
die Vereinbarung von Vertragsstrafen gänzlich dem freien Be- 



^) Vgl. z. B. die Prot, der Enquete über Frauenarbeit in Wien, 
p. 14, 28, 35, 186 etc. 

-) So aus neuester Zeit die E. des Ob. Ger.-H. v. 26. Sept. 1900, 
Pf aff-Schey, Bd. 37, Nr. 1128, E. v. 22. Nov. 1900, ebda. Nr. 1194. 

3) Vgl. z, B. die eben zit. Entsch. v. 22. Nov. 1900. 

^) Das Berggesetz spricht im § 200 lit. f) nicht von Konv. -Strafen, 
sondern von Geld- und Arbeitsstrafen, und subsumirt diese Strafen 
auch nicht wie die Gew. 0. unter den Begriff der Lohnabzüge. Daraus 
in Verbindung mit der Vorschrift des § 78, Abs. 1, auf ein allgemeines 
Verbot der Geltendmachung der Geldstrafen durch Lohnabzug zu schließen, 
geht doch wohl nicht an. Wohl aber scheinen infolgedessen die im Texte 
aus der Verwendung des Wortes Konv. -Strafe auch zur Bezeichnung der 
Ordnungsstrafe gezogenen Schlußfolgerungen mit Rücksicht auf den Wort- 
laut des g 200 lit. f) Bergges. für das Lohnrecht des Bergarbeiters nicht 
anwendbar. Die Gefahr einer generellen, auf Vornahme von Abzügen 
zu Straf zwecken gerichteten Vereinbarung ist aber für das Gebiet des 
Bergarbeiterrechts deshalb geringer, weil hier für jedes Werk gemäß 
w^ 200 eine Dienstordnung bestehen muß. 
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lieben der Parteien (in Wahrheit meist dem Belieben des Arbeit- 
gebers) überläßt. Trotzdem muß mit Rücksicht auf die erwähnte 
Doppelbedeutung die Wahl des Wortes „Konventionalstrafe" an 
jener Stelle als eine außerordentlich unglückliche bezeichnet 
werden. Denn zweifellos wird der Umstand, daß infolgedessen 
die Strafen mit Schadenersatzcharakter nicht gesondert von jenen 
mit Bußcharakter festgesetzt werden müssen, eine Verwendung 
der aus der Verhängung von Bußen fließenden Strafbeträge zum 
besten der Arbeiter erschweren. Allein ganz abgesehen davon 
— auch vom prinzipiellen Standpunkte aus ist eine Sonderung 
der beiden Kategorien von Strafen unbedingt erforderlich. 

Konventionalstrafen mit Schadenersatzcharakter und Kon- 
ventionalstrafen im Sinne von Ordnungsstrafen sind zwei ganz 
verschiedene Dinge, die auch legislatorisch eine verschiedenartige 
Behandlung erheischen. 

Was zunächst die Ordnungsstrafen betrifft, so scheint es 
leider heute noch nicht möglich zu sein, den Arbeitgebern das 
ihnen durch jahrzehntelange Übung eingeräumte ganz exzep- 
tionelle Recht zu nehmen, einseitig im Falle einer Verletzung 
der Bestimmungen des Arbeitsvertrags durch Kürzung des Lohns 
den Arbeiter zur Verantwortung zu ziehen^). 

Will die Rechtsordnung dies auch fernerhin gestatten, so 
muß sie doch mit Rücksicht auf die ungleiche wirtschaftliche 
Kraft der Kontrahenten von vornherein derartigen Vereinbarungen 
bestimmte Schranken ziehen, damit nicht das Recht des Stär- 
keren auf Kosten der Existenz des Schwächeren geltend gemacht 
werde. 

Dabei handelt es sich, da, wie oben gezeigt wurde, die 
Creltendmachung von Ordnungsstrafen durch Lohnabzug nur 
dann zulässig ist, wenn ihr Betrag im vorhinein ziffermäßig fest- 

^) Seitens zahlreicher Industriellen wurde in der Enquete des 
Grew.-Aussch. des Abg.-H. über den Ges.-Entw., betr. die Einrichtungen 
zur Förderung des Einvernehmens etc., erklärt, daß an diesem Rechte 
des Arbeitgebers im Interesse der Aufrechterhaltung der Disziplin un- 
bedingt festgehalten werden müsse. (Vgl. die Prot, der Enquete, Wien. 
1893, p. 40, 64, 114 etc.) Auch im deutschen Reichstage wurde die 
Notwendigkeit, dem Arbeitgeber dieses Recht zu belassen, wiederholt 
betont. Vgl. die sten. Ber. der Session 1890/91, p. 2273 und 2285. 
Ähnlich der Ber. der Gewerbe-Insp. pro 1901, p. 460, und Schuler, 
Die Revision der Schweizer, Fabriksges. Brauns Arch., Bd. XVIII., 
p. 46. Anders allerdings Menger, Das bürgl. Recht und die besitzlosen 
Volkskl., 1890, p. 179 fg. 
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gesetzt wurde, vor allem um zwei Punkte: Um die Höhe der 
Vertragsstrafen und um die Art ihrer Geltendmachung. 

Was den erstgenannten Punkt betrifft, so kann in dem Um- 
stände, daß die Gewerbeordnung (und ebenso das Berggesetz) di« 
Einholung der behördlichen Genehmigung für die Arbeitsord- 
nungen vorschreiben, ein genügender Schutz der Arbeiter gegen 
allzu weitgehende Verkürzung ihres Lohnes durch Ordnungs- 
strafen nicht erblickt werden. Einerseits fehlt es der Behörde 
an jedem durch das Gesetz selbst gegebenen Anhaltspunkte für 
das Maximalausmaß der Strafen; vollends fehlt es an einer der- 
artigen Grenze bei jenen Unternehmungen, für die Arbeitsord- 
nungen überhaupt nicht erlassen werden. 

Der Mangel einer solchen Maximalgrenze muß als bedenk- 
liche Lücke unseres Gesetzes bezeichnet werden. Ebenso fehlt 
es gänzlich an einer Bestimmung, welche die Art der Geltend- 
machung der Strafen den Arbeitern gegenüber regeln würde. 
Ist es auch unmöglich, zu verhindern, daß diese Geltendmachung 
in Form von Lohnabzügen stattfindet, so muß doch gefordert 
werden, daß die Entziehung eines großen Teiles des Lohnes, 
unter Umständen des ganzen Lohnes, durch Vornahme von Lohn- 
abzügen, nach Möglichkeit ausgeschlossen werde. Das Prinzip 
des Lohnschutzes fordert hier unbedingt eine Verteilung größerer 
Lohnabzüge auf eine Mehrzahl von Lohnperioden, in der Weise, 
daß die Vornahme der Abzüge eine empfindliche Störung der 
wirtschaftlichen Existenz des Arbeiters nicht herbeiführen könne ^). 

Wird also unter Beobachtung der eben dargestellten Kautelen 
die Geltendmachung von Ordnungsstrafen durch Lohnabzug im 
Interesse der Aufrechterhaltung der Betriebsdisziplin auch ferner- 
hin gestattet werden müssen, so trifft das gleiche für die Kon- 
ventionalstrafen im engeren Sinne mit Schadenersatzcharakter 
nicht zu. Bei ihnen handelt es sich vielmehr um wahre Gegen- 
forderungen des Arbeitgebers ; bei ihrer Geltendmachung ist der 
Arbeitgeber Gläubiger des Arbeiters. Auch hier muß denn doch 
jener Gesichtspunkt maßgebend sein, den wir oben für die Geltend- 
machung von Gegenforderungen des Arbeitgebers als ganz all- 
gemein entscheidend bezeichnet haben. Der Umstand, daß der 
Betrag des vom Arbeiter zu leistenden Schadenersatzes im vor- 
hinein für den Fall der Zufügung des Schadens ziffermäßig fest- 
gestellt wurde, kann sie in Bezug auf ihre Geltendmachung nicht 

1) Vgl. jetzt ^^ 36 des Ges. vom 28. Juli 1902. 
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von allen anderen Schadenersatzansprüchen unterscheiden. Auch 
für diesen Fall muß die Geltendmachung durch Lohnabzug de 
lege ferenda als unzulässig bezeichnet werden; die dem Lohn- 
beschlagnahmegesetze zugrunde liegende Rechtsidee muß in ihrer 
oben formulierten Erweiterung auch auf diese Fälle Anwendung 
finden. Wir erhalten also folgende Rechtsgrundsätze für die 
Vereinbarung von Vertragsgeldstrafen: 

a) Die Geltendmachung von Ordnungsstrafen darf vereinbart 
werden, doch sind die Strafbeträge stets zu Gunsten der Arbeiter 
zu verwenden; im Gesetze ist die zulässige Maximalhöhe der 
Ordnungsstrafen zu bestimmen, u. zw. auch für jene Strafen, 
die in Betrieben ohne Arbeitsordnung durch Vereinbarung fest- 
gesetzt werden. (Die Bestimmung der Maximalhöhe könnte etwa 
nach dem Muster des § 134 6), Abs. 2 der deutschen Gewerbe- 
ordnung, durch Bezugnahme auf die Höhe des Arbeitsver- 
dienstes erfolgen) ^). Ebenso ist im Gesetze jener Maximalbetrag 
zu fixieren, der bei der einzelnen Lohnzahlung in Abzug ge- 
bracht werden darf, um eine Verteilung größerer Lohnabzüge 
auf mehrere Lohnperioden zu bewirken. 

b) Konventionalstrafen mit Schadenersatzcharakter dürfen 
niemals durch Lohnabzug geltend gemacht werden. Hier hat 
vielmehr das Kompensationsverbot volle Anwendung zu finden. 

Zu den hier behandelten Konventionalstrafen gehört auch 
der Fall, daß für gewisse Verletzungen des Arbeitsvertrages gänz- 
liche oder teilweise Verwirkung der Lohnforderung ausbedungen 
wird. Die Vereinbarung der Verwirkung gibt dem Arbeitgeber 
das Recht, bei Eintritt ihrer Voraussetzungen einen Teil der Lohn- 
forderung, meist die ganze noch ausstehende Lohnforderung des 
Arbeiters, für verfallen zu erklären^). Von den übrigen Straf- 
vereinbarungen unterscheidet sie sich dadurch, daß sie niemals 
eine Forderung auf eine Leistung, eine Geldzahlung begründet; 
die eingetretene Verwirkung kann infolgedessen nur dann geltend 
gemacht werden, wenn dem Arbeiter gegen den Arbeitgeber noch 
eine Lohnforderung zusteht, von der ein Teil (oder die eventuell 
ganz) für verwirkt erklärt werden kann. Die deutsche Gewerbe- 
ordnung scheidet denn auch im § 134 b) die eigentlichen Strafen 
der Arbeitsordnung streng von der „Verwirkung von Lohn- 
beträgen" ; in ihrem ökonomischen Charakter und in der Art 

^) Vgl. auch Art. 7, Abs. 2, des Schweizer Fabriksgesetzee von 1877. 
^) RegelmäiSig wird die Verwirkung auf den Fall des vorzeitigen 
Verlassens der Arbeit, des Arbeits Vertragsbruches, vereinbart. 
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ihrer Begründung unterscheiden sich jedoch Vertragsstrafen und 
Verwirkung so wenig, daß man mit Fug und Eecht unter dem 
allgemeinen Ausdrucke „Konventionalstrafen" des § 88 a) lit. g) 
auch die Verwirkung der Lohnbeträge subsumiren kann^). 

Dem steht nicht entgegen, daß die Verwirkung die Lohn- 
forderung ipso jure mindert ^), keine Aufrechnung erfordert, vom 
juristischen Standpunkte aus die Vereinbarung der Verwirkung 
sich also als bedingter Lohnerlaß darstellt^). Auch in diesem 
Erlaßvertrage ist die Vereinbarung der „Entrichtung eines Geld- 
betrages auf den Fall des nicht oder nicht gehörig erfüllten Ver- 
sprechens" gelegen, wenn auch hier die Entrichtung in der Form 
eines Verzichtes auf die Geltendmachung der Lohnforderung 
erfolgt. Ebenso wie jede andere Konventionalstrafe im weiteren 
Sinne kann auch die Verwirkung Schadenersatzcharakter haben 
oder bloß die Natur einer Buße. Demgemäß gelangen auch für 
die Verwirkungsabrede die Vorschriften des § 1336 a. b. G. B. 
in Anwendung; es gilt also auch hier vor allem das unverzicht- 
bare Recht richterlicher Mäßigung^). 

E. Zurückbehaltung und Einbehaltung des Lohnes. 

Im Anschlüsse an die bisher dargestellten eigentlichen Lohn- 
abzüge haben wir die Frage zu erörtern, wie sich die Bestim- 
mungen der Gewerbeordnung zu jenen relativen Lohnabzügen 
verhalten, bei denen lediglich Teile des Arbeitslohnes vorläufig 
nicht zur Auszahlung gebracht werden, sondern eine Verschiebung 
der Auszahlung derselben auf einen späteren Zeitpunkt statt- 
findet. Eine zwingende Vorschrift, den vereinbarten Lohn am 
Fälligkeitstage auch ganz ungeschmälert zur Auszahlung zu 
bringen, statuiert die Österreichische Gewerbeordnung nicht; von 
vornherein wird daher die Unzulässigkeit derartiger Abzüge nicht 
behauptet werden können. Zwei Rechtsverhältnisse kommen 

^) So auch die bereits mehrfach zit. Entscheidung des Verw.- 
Ger.-H. vom 6. April 1888, Budw. 4026. Vgl. auch die Entsch. des 
Ob. Ger.-H. vom 8. Jan. 1885, ai. U. Nr. 10.368, die in der Stipu- 
lation des event. Verfalles einer Kaution die Festsetzung einer Kon- 
ventionalstrafe erblickt. 

^) Vgl. Joel, Arbeiterschutzgesetz, p. 78, Neukamp im Verw.- 
Arch. V., p. 226. Burchardt, Die Rechts verh. d. gewerbl. Arb., p. 35. 

2) So S in z heim er a. a. O., p. 112. Vgl. auch Lotmar, Arb.- 
Vertrag, p. 456. 

^) Über die Einbehaltung mit Verwirkungsabrede vgl. den folgenden 
Abschnitt. 
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hier vor allem in Betracht : die Retention (Zurückbehaltung) und 
die Einbehaltung. 

I. Ein gesetzliches Retentionsrecht, d. h. das Recht, eine 
schuldige Leistung oder einen Teil derselben vorläufig zurück- 
zuhalten, wenn sich ein Gegenanspruch aus dem Rechtsverhält- 
nisse ergibt, ist dem österreichischen bgl. G. B. im allgemeinen 
unbekannt. Allerdings sieht es gerade für unser Rechtsgebiet,, 
für das Gebiet der Arbeitsverträge eine Ausnahme vor: § 1153 
räumt dem Besteller eines Werkes ausdrücklich das Recht ein^ 
einen verhältnismäßigen Teil des Lohnes zur Hereinbringung^ 
der Schadenersatzforderung zurückzuhalten, wenn ein bestelltes 
Werk wesentliche Mängel aufweist. Allein § 1153 bezieht sich 
wohl trotz der Überschrift „Rechte aus dem Lohn vertrage" nur 
auf den Werkvertrag, da er bloß von der Bestellung eines Werks 
spricht, und kann eine analoge Anwendung auf den Dienstvertrag 
nicht finden^). Er gilt deshalb für die große Mehrzahl der ge- 
werblichen Arbeitsverhältnisse nicht. Allein auch seine Anwend- 
barkeit auf jene Werkverträge, auf welche die Bestimmung der 
Gewerbeordnung Anwendung zu finden haben, erscheint durch 
die Vorschrift des § 78, Abs. 1, ausgeschlossen. Denn wenn das 
Gesetz die Vornahme der Kompensation von Gegenforderungen 
mit der Lohnforderung untersagt, so würde es lediglich eine Um- 
gehung seiner Vorschriften bedeuten, wenn man dem Arbeitgeber 
gestatten wollte, einen Teil der Lohnforderung zurückzuhalten, 
um sich so die Möglichkeit der Schadloshaltung zu sichern. Ein 
Gesetz, das dem Arbeitgeber gebietet, den ganzen in Geld ver- 
einbarten Lohn in barem auszuzahlen, hebt damit implicite das 
Recht desselben auf, zur Geltendmachung eines Ersatzanspruches 
einen Teil des Lohnes, wenn auch nur vorläufig, solange nicht 
zur Auszahlung zu bringen, bis der Arbeiter die mit dem zurück- 
behaltenen Betrage übereinstimmende Schadenersatzsumme an 
ihn abstattet. Praktisch liefe eine derartige Retention allemal 
auf eine Kompensation hinaus^). 

Nur dann wird § 1153 auch auf den nach der Gewerbe- 



^) ^gl» dagegen die Entsch. des (xew.-Ger. Brunn Nr. 262 der 
Sammlung. S. aber Stubenrauch, Kommentar, 7. Aufl. Bd. IL, 
p. 388 und 402. 

^) So vor allem Sinzheimer a. a, O., p, 84 fg., für das deutsche 
Recht mit ausführlicher Begründung; Lo tmar a. a. 0., p. 430 fg. und 
die das. auf S. 430 Anm. 2 zit. Autoren. Noch weiter geht Fuld in 
Seufferts Bl. f. Rechtsant^endung, Bd. 66, p. 104. 
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Ordnung zu beurteilenden Werkvertrag Anwendung finden können, 
wenn der Besteller die Retention lediglich in der Absicht übt, 
um „Verbesserung" der Mängel zu fordern. Denn in diesem 
Falle sind die Leistungen der Vertragsteile nicht gleichartig. 
Die Leistung, die der Arbeiter vorzunehmen hat, besteht in 
„Verbesserung", also Arbeit, jene des Arbeitgebers hat eine 
Zahlung von Geld zum Gegenstande; die letztere kann deshalb 
retiniert werden, weil hier die Zxirückbehaltung zu einer Kompen- 
sation nicht führen kann^). Analoges hat dann auch von dem 
vertragsmäßig eingeräumten Retentionsrechte zu gelten. Es ist 
zulässig, solange es geübt wird, um Verbesserung von Mängeln, 
Leistung von Arbeit zu erreichen, unzidässig, wenn sein Zweck 
darin besteht, eine im übrigen verbotene Aufrechnung von Gegen- 
forderungen zu ermöglichen. 

II. Von der Retention ist die Einbehaltung zu unterscheiden. 
Der Ausdruck „Einbehaltung", vom Lohne „einbehalten", ist der 
österreichischen gesetzgeberischen Terminologie fremd. Wir werden 
ihn im Gegensatze zu den Ausdrücken „Aufrechnung", „Zurück- 
behaltung" zur Bezeichnung jener provisorischen Lohnabzüge 
verwenden, welche mit Rücksicht auf einen in der Zukunft ge- 
legenen Zweck erfolgen, ohne daß, wie bei der Zurückbehaltung, 
der vorläufige Abzug zur Sicherung einer bereits existenten Gegen- 
forderung stattfindet. Es wird vielmehr die Zahlung eines Teiles 
der Lohnforderung aufgeschoben, ohne Bestand einer Gegen- 
forderung, u. zw. auf Grund einer getroffenen Vereinbarung, da 
das österreichische Recht ein gesetzliches Einbehaltungsrecht 
nicht kennt ^). 



^) Vgl. Lotmar, Arb.- Vertrag, p. 431. 

^) Auch der Ausdruck „Einbehaltung'' entbehrte bis jetzt in der 
juristischen Literatur und Praxis einer festen Prägung und wurde regel- 
mäßig in sehr engem Sinne (im Sinne der kautionalen Einbehaltung) 
verwendet. Der im Texte vertretene Umfang des Begriffes stützt sich 
auf die Ausführungen Lotmars (Arb.-Vertr. p. 432 fg.). Nur ist dieser 
Begriff der Einbehaltung insoferne enger als der von Lotmar ver- 
tretene, als letzterer mit Rücksicht auf die Terminologie der deutschen 
Gesetzgebung unter dem Titel „Einbehaltung'^ auch jene in den Arbeiter- 
versicherungsgesetzen normierten Lohnabzüge erörtern mußte, die der 
Arbeitgeber vornehmen darf, um die von ihm für den Arbeiter geleisteten 
Versicherungsbeiträge hereinzubringen. Obzwar sich das in diesen G-e- 
setzen dem Arbeitgeber demgemäß eingeräumte Recht zur Vornahme von 
Lohnabzügen in mehrfacher Hinsicht von dem gewöhnlichen Kompen- 
sationsrechte unterscheidet, so sind die wesentlichen Voraussetzungen der 
Kompensation : das Gegenüberstehen zweier richtiger, gleichartiger. 
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Die Frage nach der Zulässigkeit der Einbehaltung läßt sich 
für jene Arbeitsverträge, auf welche die Gewerbeordnung An- 
wendung findet, nicht allgemein beantworten, da die Einbehaltung 
mit Rücksicht auf die verschiedenen Zwecke, denen sie dienstbar 
gemächt werden kann, bald den, bald jenen wirtschaftlichen und 
juristischen Charakter zeigt. Die Untersuchung der Zulässigkeit 
der Einbehaltung ist daher nach den Zwecken, denen sie dient, 
zu gliedernd. 

a ) Die Einbehaltung kann zunächst die Bedeutung einer ein- 
fachen Stundung der ganzen Lohnforderung oder eines Teiles 
derselben haben. So in jenen Fällen, in denen zur Erleichterung 
des Abrechnungsgeschäftes am Zahltage ein Teil des bereits ins 
Verdienen gebrachten Lohnes nicht ausgezahlt wird, sondern 
erst in der nächsten Lohnperiode zur Tilgung gelangt. Diese Ein- 
behaltung ist, sofeme sie mit Einwilligung des Arbeiters statt- 
findet, unbedingt zulässig. 

b) Die Einbehaltung kann aber auch zu Sparzwecken, zu- 
nächst im Interesse des Arbeiters vorgenommen werden. Ein 
Teil des Lohnes wird vereinbartermaßen nicht an den Arbeiter 
ausbezahlt, sondern verbleibt beim Arbeitgeber, welcher ihn dem 
Arbeiter gutschreibt und verzinst, oder wird auf den Namen des 
Arbeiters bei einer Sparkasse hinterlegt, um so dem Arbeiter 
die Ansammlung eines Sparguthabens zu sichern. Man wird 
indes in einer derartigen Hinterlegung von Lohnteilen zu Spar- 
zwecke n eine Novation der Lohnforderung erblicken müssen ; der 
Anspruch des Arbeitt^rs auf Herausgabe des Sparguthabens hat 
seinen Rechtsgrund nicht mehr in der Lohnforderung, sondern in 
einer Darlehensforderung: beziehungsweise, wenn das Geld für 
den Arbeiter bei einer Sparkasse hinterlegt wurde, in der mit 
Einwilligung des Arbeiters erfolgten Assignation des letzteren an 
die Sparkasse. Die Lohnforderung ist hier nicht nach Vorschrift 
des § 78, Abs. 1, durch Barzahlung getilgt, sondern durcli Ver- 



talliger Forderungen, doch hier vorhanden. Auch Rosin, Arb.-Vers. I., 
p. 548, spricht in diesen Fällen von Kompensation. Daß der Arbeitgeber 
seine aus der Zahlung der Versicherungsbeiträge resultierende Gr«gen- 
forderung nur durch Abzug von der Lohnforderung geltend machen kann 
und keinen klagbaren Anspruch hat, daß femer das Kecht zur Vor- 
nahme des Abzuges gesetzlich befristet ist, das alles sind noch keine 
ausreichenden Gründe, um die Subsumirung dieser Abzüge unter den 
Begrifi der Kompensation auszuschlieüen. 

^) Über die verschiedenen Zwecke der Einbehaltung vgl. L o t m a r 
a. .a. O., p. 444 fg. 

Wiener staatswiss. Studien. V. Bd.. 3. Heft. 13 
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Wandlung in eine Darlehensforderung, bezw. durch Assignation 
des Arbeiters an die Sparkasse novirt worden ; die auf Ansamm- 
lung des Sparguthabens durch Lohnabzug gerichtete Verein- 
barung ist daher gemäß § 78 c) als ungültig und rechtlich un- 
wirksam zu bezeichnen. Das gleiche gilt von der Verabredung 
von Lohnabzügen zu Gunsten eines Arbeiterpensionsfondes ^) 
u. dgl. 

c) Von besonderer Bedeutung- wird aber die Einbehaltung für 
das Lohnzahlungsrecht dadurch, daß sie Kautionszwecken dienst- 
bar gemacht wird^). Die Frage nach der Zulässigkeit dieser 
Form der Einbehaltung führt uns mitten hinein in eine der 
meistumstrittenen Kontroversen des österreichischen Rechtes^ 
sie zwingt uns, hier die Frage nach der juristischen Natur der 
Barkautionen, des sogen, pignus irreguläre aufzuwerfen; denn 
von der Beantwortung dieser Vorfrage hängt auch die Erledigung 
unserer Hauptfrage ab, ob die Bestellung von Kautionen durch 
Lohnabzug nach österreichischem öe werberecht für zulässig zu 
halten sei oder nicht. 

Die herrschende Ansicht erblickt, mit Rücksicht auf die 
Intentionen d(^r Parteien, in der Bestellung eines Barbetrages zu 
Sicherungszwecken einen Pfandvertrag. ^) 

Wir werden daher auch bei Bestellung einer Kaution durch 
Lohnabzug eine Verpfändung anzunehmen haben ^). 

Es dürfte zunächst kaum einem Zweifel unterliegen, daß 
in dieser Kautionsbestellung durch Einbehaltung eine Verpfän- 
dung von Geld als solchem nicht erblickt werden kann. Denn 



^) Ob dies auch dann zutrifft, wenn der Arbeitgeber — wie in 
dem bei Stubenrauch, Kommentar, 7. Aufl. Bd. II., p. 413, Anm. 1, 
erwähnten Falle — für die Arbeiter die Einzahlungen in den Pensions- 
fond ohne ausdrückliche Vereinbarung von Abzügen vornimmt, kann 
fraglich sein, weil hier eine reine Liberalität des Arbeitsgebers vorliegen 
kann (vgl. § 941 n. b. G. B.). 

^) Nur diese Art der Einbehaltung hat Sinz heimer in seiner 
Schrift (a. a. 0., p. 97 fg.) im Auge; er definiert die Lohneinbehaltungs- 
abrede als ^Abrede über die Einbehaltung des Lohnes zur Sicherung 
des Arbeitsherrn für irgendwelchen Schadenersatz oder Strafanspruch aus 
dem Arbeitsverhältnisse". 

3) Vgl. Pfaff-Krainz, System, 3. Auti. Bd. L, p. 770, Stuben- 
rauch, 7. Aufl. ad § 448 Anm. 2, Prettenhofer in d. Grer.-Ztg., 
1898, p. 184 u. a. 

^) A. A. für das deutsche Recht Lot mar, Arb.-Vert., p, 450; 
Joel, D. Arbeiterschutzgesetz, p. 77; Sigel im Gew.-Ger. VI., p. 40. 
Vgl. dagegen Sinz heim er a.a.O., p. 97, 98. 



195] Schutz des Arbeiters gegen Eingriffe in die Lohnforderung. 99 

abgesehen von allen übrigen Gründen, die gegen die Ansicht 
angeführt wurden, in der Bestellung einer Barkaution sei eine 
Verpfändung des übergebenen Geldes gelegen^) — in unserem 
Falle braucht der Arbeitgeber, der die Einbehaltung zu seiner 
Sicherung vornimmt, das Geld, das als Pfand zu dienen hätte, 
im Augenblicke der Pfandbestellung, der Vornahme des Abzugs, 
gar nicht zu besitzen^). Ist also nicht das Geld selbst Gegen- 
stand des Pfandrechtes, dann kann nur die Forderung*) auf 
Herausgabe der einbehaltenen Lohnsumme Gegenstand des Pfand- 
rechtes sein. Unter diesen Umständen erhebt sich die Frage, 
welchen juristischen Charakter diese Forderung hat, jene Frage, 
von deren Beantwortung die Entscheidung über die Zulässigkeit 
der Einbehaltung unmittelbar abhängt. 

Unter Hinweisung auf die Ausführungen Pfaffs^) sei vor 
allem die Auffassung abgelehnt, daß es sich hier um eine Dar- 
lehensforderung handle. Diese Konstruktion, nach welcher der 
Arbeiter dem Unternehmer durch Gestattung der Einbehaltung 
ein Darlehen gewähren würde, erscheint schon auf den ersten 
Blick als den Parteiabsichten widersprechend ^). Es können daher 
wohl noch zwei Eventualitäten in Frage kommen^): 

A. Gegenstand der Verpfändung kann die Forderung auf 
Herausgabe des durch die Lohneinbehaltung beim Arbeitgeber 
verbliebenen Geldbetrages sein; in der Einbehaltung der Lohn- 
forderung liegt Bestellung einer Kaution, Begründung einer 
Kautionsforderung. Der Anspruch auf Herausgabe dieser Kaution 
wird verpfändet. Diese Annahme setzt die Entstehung einer neuen 
Forderung voraus durch Umwandlung des auf Leistung schuldigen 
Lohnes gerichteten Anspruches in einen auf Herausgabe der 
gestellten Kaution gerichteten. Die Entscheidung füi* diese 
juristische Konstruktion führt unmittelbar zu der Konsequenz, 

1) Vgl. Pf äff, Geld als Mittel pfandrechtl. Sicherstellung, Allg. 
Österr. Ger.-Ztg. 1868, p, 324. 

^) Lot mar a. a. O., p. 450. 

^) Daß die Verpfändung einer Forderung an den Schuldner der- 
selben zulässip: ist, darüber vgl. Pfaff -K rainz, § 369. S, auch 
§ 319 Ex. O. 

^) a. a. 0., p. 328. 

^) Vgl. dagegen Reinhold, Ger.-Halle 1898, p. 62; es fehlt 
hier an Raum, die Frage eingehend zu erörtern; übrigens würde diese 
Konstruktion in unserer Frage zu demselben Resultate führen, zu dem 
auch wir schließlich gelangen. 

^) Sinzheimer a. a. 0., p, 104. 

13* 
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die auf Einbehaltung gerichtete Abrede gemäß § 78 c) für un- 
gültig zu erklären. Denn es liegt dann eine Vereinbarung vor, 
welche Tilgung der Lohnforderung durch Novation, also auf 
andere Weise als durch Barzahlung, zum Gegenstande hat, und 
demgemäß nichtig ist^). 

B. Juristisch ebenso zulässig ist noch eine zweite Kon- 
struktion. Sie geht dahin, in der Lohneinbehaltungsabrede eine 
Stundung des einbehaltenen Teils der Lohnforderung unter gleich- 
zeitiger Verpfändung desselben zu erblicken. In diesem Falle 
fände eine Novation der Lohnforderung (bezw. des einbehaltenen 
Teils derselben) nicht statt, sondern bloß eine durch keinerlei 
gesetzliche Vorschriften ausgeschlossene einverständliche Ver- 
schiebung des Fälligkeitstermins; auch die Verpfändung der 
Lohnforderung zu Gunsten des Arbeitgebers ist nach österr. Recht 
unbedingt gestattet, da das Lohnbeschlagnahmegesetz nur die 
Verpfändung zu Gunsten von Forderungen Dritter ausschließt. 
Allein auch bei dieser Auffassung kann der durch die Einbehal- 
tung gewollte Zweck regelmäßig nicht erreicht werden, da der 
einbehaltene Teil des Lohns gültigerweise nicht zur Abrech- 
nung verwendet werden darf, wenn sich später die Gegenforde- 
rungen ergeben, zu deren Sicherung die Einbehaltung statt- 
gefunden hatte. Andernfalls läge in der Vornahme dieser Ab- 
rechnung eine Verletzung des Gebots, den Lohn in barem aus- 
zuzahlen. Man müßte daher in diesem Falle, um eine Umgehung 
der gesetzlichen Vorschriften zu verhüten, ebenso wie bei der 
Zurttckbehaltung, auch schon die zur Ermöglichung einer even- 



^) Sinsheim er (a. a. O., p. 105) erachtet diese Auffassung aus 
dem G-runde für unzulässig, weil die Lohneinbehaltungsabrede sich auf 
den noch nicht verdienten (nicht fälligen) Lohn bezieht, die Kautions- 
forderung aber erst entsteht, nachdem der Lohn verdient und der Abzug 
der Kautionsquote von dem verdienten Lohne bewirkt ist. Das Pfand- 
recht müßte hier, da die Lohneinbehaltungsabrede in jedem Falle der 
Entstehung der Kautionsforderuug vorausgehe, an einer künftigen, noch 
gar nicht existierenden Forderung bestellt werden; das sei unzulässig. 
Indes trifft dieser Einwand auch die von Sinzheimer selbst vertretene 
Auffassung, welche die Lohnforderung als GTegenstand des Pfandrechtes 
ansieht. Auch die Lohnforderung ist im Augenblicke der Lohueinbehaltungs- 
abrede regelmäßig noch nicht existent, da letztere meist bei Eingehung 
des Arbeitsvertrages geschlossen wird, also zu einer Zeit, da die konkrete 
Lohnforderung, deren Teil einzubehalten ist, auch noch nicht besteht. 
Nach österr. Recht ist übrigens auch die Begründung eines Pfandrechtes 
an künftigen Forderungen zulässig. VgL Pfaff a. a. 0., p. 355 Anm. 156, 
Stubenrauch, Kommentar 7. Aufl., p. 587. 
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tuellen Aufrechnung getroffene Einbehaltungsabrede für ungültig 
erklären. 

Eine Ausnahme ist bei dieser Konstruktion der Einbehal- 
tung nur hinsichtlich jener Lohnteile zu machen, die zum Zwecke 
einer eventuellen Geltendmachung erlaubter Aufrechnung ein- 
behalten wurden. Soweit insbesondere die Geltendmachung einer 
Konventionalstrafe durch Lohnabzug möglich ist — und dieser 
Möglichkeit ist in unserer Gewerbeordnung keine Schranke ge- 
setzt — müßte auch die Einbehaltung als erfolgreich, die auf ihre 
Vornahme gerichtete Abrede als rechtswirksam bezeichnet werden ^). 

Obwohl also juristisch beide Konstruktionen sich vertreten 
lassen, glauben wir doch, uns für jene AuflFassung entscheiden 
zu müssen, die in der Verabredung einer Lohneinbehaltung zu 
Sicherungszwecken die Umwandlung des einbehaltenen Teils der 
Lohnforderung in eine Kautionsforderung, also Novation, erblickt. 
Scheint auf den ersten Blick die Annahme einer Stundung unter 
gleichzeitiger Verpfändung des einbehaltenen Teils der Lohn- 
forderung den Vorteil größerer Einfachheit zu haben, so schwindet 
dieser scheinbare Vorteil, wenn man auf die wirtschaftliche Seite 
der Verabredung und auf die Parteiabsicht etwas näher eingeht. 
Die Vereinbarung einer Stundung würde bedeuten, daß der 
Arbeiter die Absicht habe, einen Teil der Lohnforderung bis zu 



^) Zu analogen Ergebnissen würde man gelangen, wenn man mit 
Hanousek (D. Lehre vom uneigentl. Mißbrauch 1879, S. 165 fg.) 
die Bestellung der Kaution nicht als Pfandbestellung, sondern als Ver- 
einbarung künftiger Rompensation auffassen wollte. Auch hier wäre in 
der Einbehaltung eine Stundung des einbehaltenen Teils der Lohnforde- 
rung zu erblicken. Dieser Auffassung steht jene Lotmars nahe. Er 
sieht (Arbeitsvertrag, p. 450) in der Ausbedingung einer zu Kautions- 
zwecken erfolgenden Einbehaltung einen auf teilweise Stundung der 
Vergtitung8-(Lobn-)f orderung des Arbeiters gerichteten Vertrag, der dem 
Arbeitgeber die Vornahme der Aufrechnung (wohl compensatio neces- 
saria) oder Zurückbehaltung ermöglichen soll. Nimmt man endlich mit 
De melius (D. Pfandrecht an bewegl. Sachen 1897, p. 96 fg., 225 fg.) 
an, daß das als pignus irreguläre bezeichnete Deckungsgeschäft in einer 
eigentümlichen Verschiebung der normalen zeitlichen Aufeinanderfolge 
von Vermögensminderung und korrespondierendem Vermögensersatz be- 
steht, daß also die Forderungen des Kautionsempfängers durch den in 
der Kaution enthaltenen Antizipationsersatz bereits getilgt sind, dann 
ist der auf Lohneinbehaltung gerichtete Vertrag ebenfalls als Aufrech- 
nungs vertrag aufzufassen, der insoweit ungültig ist, als die Aufrechnung 
von Gegenforderungen des Arbeitgebers gegen die Lohnforderung durch 
§ 78 in Verbindung mit seinen Ausnahmsbestimmungen unzulässig er- 
seheint. 
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seinem Austritte beim Arbeitgeber stehen zu lassen, daß der Arbeit- 
geber diesen Teil der Lohnforderung bei Lösung des Arbeits- 
verhältnisses als ^Lohn", als Entgelt für geleistete Arbeit, zur 
Auszahlung bringen solle, woferne nicht die Voraussetzungen 
eines gänzlichen oder teilweisen Verlusts dieser Lohnforderung 
für den Arbeiter eingetreten sind. Darauf ist aber in Wahrheit 
die Absicht der Parteien nicht gerichtet. Der Arbeitgeber soll 
vielmehr den einbehaltenen Teil der Lohnforderung „als Kaution" 
behalten; während sich der Arbeiter mit seiner Lohnforderung 
immerhin von dem wirtschaftlichen Schicksale des Unternehmens, 
für das er arbeitet, abhängig weiß, ihre Nichtbefriedigung bei 
Vermögensverfall des Arbeitgebers gewärtigen muß, will er sich 
mit dem vom Arbeitgeber zu Kautionszwecken einbehaltenen 
Teile der Lohnforderung nicht ebenso von den wirtschaftlichen 
Schicksalen des Arbeitgebers abhängig machen ; es wird vielmehr 
durch die Einbehaltungsabrede ein besonderes Treuverhältnis 
begründet, ganz ebenso wie bei der Hinterlegung einer Barkau- 
tion, von der sich die Kautionsbestellung durch Einbehaltung 
nur in der Entstehungsform, nicht aber in ihren Wirkungen 
unterscheidet. Würde man in dieser Art der Einbehaltung ledig- 
lich eine Stundung erblicken, so käme man dazu, bei Vermögens- 
verfall des Arbeitgebers die durch Lohnabzug bestellte Kaution 
ganz anders behandeln zu müssen als die durch Erlag einer 
Barsumme geleistete. Denn die Unfähigkeit, eine durch Barerlag 
gestellte, von berechtigten Gegenansprüchen unberührte Kaution 
an ihrem Fälligkeitstermine — also regelmäßig bei Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses — zurückzustellen, begründet nach der 
herrschenden Anschauung^) das Delikt der Veruntreuung. Ist 
aber die Leistung einer Kaution durch Lohnabzug bloß Stun- 
dung unter gleichzeitig stattfindender Verpfändung des ein- 
behaltenen Teiles der Lohnforderung, so besteht bei Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses lediglich ein obligatorischer Anspruch 
gegen den Arbeitgeber auf Auszahlung der noch ausstehenden 



^) Vgl, Stubenrauch, Kommentar, 7. Aufl., Anm. 2, ad § 448; 
Prettenhofer in der Ger. Ztg. 1898, p. 184. Anders allerdings 
Finger, Lehrb. des österr. Strafrechts 1895, II., p. 217, der nach 
geltendem österr. Rechte den Tatbestand einer Veruntreuung nur dann 
gegeben findet, wenn der Übergeber von Fungibilien sich das Eigen- 
tumsrecht an denselben gewahrt hat. An unserem Argumente ändert das 
übrigens nichts; die im Texte gezogenen Konsequenzen müßten sich 
sofort ergeben, wenn diese Lücke des geltenden Rechts ausgefüllt würde. 
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Lohnforderung, Die Unfähigkeit, diese Lohnschuld zu bezahlen, 
könnte niemals das gleiche Delikt begründen. • 

Eine ähnliche Differenzierung würde sich bei Beschlagnahme 
oder Verpfändung der gestellten Kaution zu Gunsten von For- 
derungen Dritter ergeben. Ist die Kaution durch Hinterlegung 
einer Barsumme begründet, so ist ihre Beschlagnahme, bezwi 
Verpfändung zweifellos zulässig; der dritte Gläubiger kann Be- 
friedigung aus der Kautionssumme allerdings erst dann erlangen, 
ivenn das an erster Stelle stehende Pfandrecht des Arbeitgebers 
in Wegfall gekommen ist, also regelmäßig bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses. Dagegen könnte die durch Lohnabzug be- 
stellte Kaution niemals zu Gunsten von Beorderungen Dritter als 
Pfand dienen, weil sie Lohnforderung bliebe und als solche — 
trotzdem sie eigentlich ihren ökonomischen Charakter geändert 
hat, — bis zum Zeitpunkte ihrer Fälligkeit den Schutz des 
Lohnbeschlagnahmegesetzes genießen würde. 

Man käme auf diese W^eise zu Unterscheidungen, die in der 
Natur der beiden Arten von Kautionsbestellung keineswegs be- 
gründet sind und eine Verletzung des Rechtsgefühls zur Folge 
hätten. 

Als Endergebnis dieser Erörterung haben wir also festzu- 
stellen, daß die Verabredung von Lohneinbehaltungen zu Kautions- 
zwecken nach österr. Gewerberechte schlechthin für ungültig zu 
halten ist. 

In der Praxis sind gleichwohl die Fälle der Kautions- 
bestellung durch Lohnabzug sehr häufig und die eben vertretene 
Ansicht dürfte hier wenige Anhänger zählen. 

Zweck dieser Lohnabzüge ist regelmäßig die Erlangung 
einer Sicherstellung gegen Vertragsbruch seitens des Arbeiters; 
doch fehlt es auch nicht an Fällen, in denen derartige Einbehal- 
tungen zur Sicherung gegen anderweitige Vermögensschäden er- 
folgen, so insbesondere zur Sicherung des Ersatzanspruchs, der 
aus der Beschädigung von Werkzeugen und Arbeitsmaterialien 
durch den Arbeiter, aus der Ablieferung fehlerhafter Waren ent- 
springen kann ^). 

Das Streben der Arbeitgeber, wenn nicht auf direktem, so 
wenigstens auf indirektem Wege eine Kaution zu erlangen, hat 
dazu geführt, der Einrichtung des sogenannten „Stehgelds" 

1) Vgl. z. B. die Ber. d. Gew.-Insp. pro 1899, p. 152, pro 
1900, p. 85. 
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ziemlich weite Verbreitung zu verschaffen. Diese Einrichtung 
beruht darauf, daß die Lohnberechnungsperiode mit der Zahlungs- 
periode nicht übereinstimmt; es wird also am Zahlungstage der 
bereits ins Verdienst gebrachte Lohn für die letzte Woche (Steh- 
woche) oder für mehrere Tage (Steh tage) nicht ausgezahlt, son- 
dern einbehalten. Ursprünglich wohl zur größeren Bequemlich- 
keit der Arbeitgeber eingeführt, denen dadurch das Abrechnungs- 
geschäft erleichtert wird, dient diese Einrichtung oft genug 
mißbräuchlicherweise dazu, dem Unternehmer eine unverzinsliche 
Kaution zu sichern^). 

d) Die Einbehaltung wird endlich auch dem Zwecke zu- 
gänglich gemacht, eine Verwirkung zu ermöglichen^). Dem 
Arbeitgeber wird vom Arbeiter die Verpflichtung erlassen, die 
Lohnforderung oder Teile derselben am Fälligkeitstermine zu 
tilgen. 

Verletzung gewisser Vertragsbestimmungen soll den gänz- 
lichen Verfall der einbehaltenen Forderung zur Folge haben. 
Was zunächst die Sonderung dieser Art der Einbehaltung von 

^) Vgl. z. B. den Ber. der Gew.-Insp. pro 1901, p. 165: „Es er- 
gab sich .... Rückhaltung (richtiger : Einbehaltung) des Lohns für die 
erste Arbeitswoche oder für mehrere Tage in fast allen Spinnereien, 
AVebereien und Färbereien. Diese Einführung wird mit der Schwierigkeit 
einer sofortigen Akkord abrechnung begründet, ist jedoch im Wesen nichts 
anderes als eine Deckung für den Unternehmer.'^ Ähnlich der Ber. für 
1900, p. 84, 99, 149, 132, 237. Vgl. auch Nr. 224 der Slg. v. Entsch. 
der Gew. G-er. Interessant für die Frage der Beurteilung dieser Steh- 
wochen seitens der politischen Behörden ist ein Erlaß des Ministeriums 
des Innern (vgl. Soz. Praxis, Bd. X., Sp. 1310). Dieser Erlaß erklärt 
das Recht des Unternehmers, in der Arbeitsordnung eine Stehwoche 
festzusetzen, für unbestreitbar. Die Stehwoche bedeute nur „die Hinaus- 
schiebung des Termins der Auszahlung um eine gewisse Zeit oder die 
Festsetzung einer längeren Lohnzahlungsperiode für den Anfang des 
Vertragsverhältnisses, während für die weitere Dauer desselben kürzere 
Perioden in Kraft treten". Das sei durch die Gew. O. nicht verboten. 
— Aus der Zulässigkeit der Stehwoche aber folge noch keines- 
wegs, daß der Arbeitgeber nunmehr das Recht habe, bei etwaigen 
Schadenersatzforderungen sich ohne weiteres aus der stehen gebliebenen 
Lohnsumme zu befriedigen; vielmehr unterliege „die Geltendmachung 
eines derartigen Anspruchs in jedem einzelnen Falle der Kognition des 
Gewerbegerichts, da nach § 78 Lohnabzüge für Schadenersatzansprüche 
an die Zustimmung des Arbeitnehmers gebunden sind". Eine Kritik der 
vom Erlasse gefällten Entscheidung erscheint wohl rnit Rücksicht auf 
die Ausführungen im Texte überflüssig. 

^) Vg^« dazu die treffenden Ausführungen Lotmars a. a. 0., 
p. 459 fg. 
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der eben besprochenen betrifft, so sei bemerkt, daß bei der Lohn- 
einbehaltung mit Verwirkungsabrede eine wirkliehe Kautions- 
bestelliing — mag die Praxis auch in diesen Fällen oft genug 
von Kautionsbestellung sprechen^) — nicht vorliegt. Denn eine 



^) Vgl. z. B. den Ber. der Gew.-Insp. pro 1894, p. 316: „Das 
Streben, die Arbeiter an den Betrieb zu fesseln, bezw. nur mit mate- 
riellen Opfern die Lösung des Arbeitsverhältnisses erkaufen zu lassen, 
das sich in der Form von verschiedenen Rautionen äußert, die vom 
Lohne in Abzug gebracht werden, kann in vielen Fällen wegen der 
eigenen Yerklausulierung vom Standpunkte des Gresetzes nicht ange- 
fochten werden. Die Bestimmung der Arbeitsordnung, wonach jedem 
Arbeiter, der beispielsweise die ganze Kampagne im Betriebe bleibt, eine 
pro Arbeit oder pro Stück fertiggestellter Arbeit ausgesetzte Prämie 
ausgezahlt wird, macht auf den Uneingeweihten den Findruck eines 
humanen Aktes. Richtig sollte jedoch die betreffende Stelle der Arbeits- 
ordnung lauten, daß jedem Arbeiter bei jeder Lohnzahlung ein bestimmter 
Betrag als Kaution in Abzug gebracht und erst am Ende der Kampagne 
oder Saison ausgefolgt wird. Die Kaution desjenigen Arbeiters, der unter 
der Zeit austritt, vorfällt zu Gunsten des Betriebsinhabers. Der Arbeiter 
rechnet beim Fiugehen des Arbeitsverhältnisses nicht mit diesem Faktor; 
ihm, der doch die Absicht hat, möglichst lange in einem und demselben 
Arbeitsverhältnisse zu verbleiben, ist es gleichgültig, unter welchem 
Namen er seinen Lohn erhält; er rechnet diese sogen. Prämie zum 
Lohne. Beweis dessen dio vielen diesbezüglichen Beschwerden beim Ver- 
lassen der Arbeit vor der bedungenen Zeit." 

(Ähnlich ibid., p. 263, ebenso im Ber. pro 1898, p. 309, im 
Ber. pro 1900, p. 254, 346, pro 1901, p. 82 u. a. m.) Eine wirkliche 
Kaution im e. S. liegt aber, wie oben gezeigt wurde, in diesen Fällen 
auch dann nicht vor, wenn man die Vereinbarungen so auffaßt, wie dies 
hier der Grew.-Inspektor tut. 

Mehrere Streitigkeiten, die sich aus Vereinbarungen der geschil- 
derten Art ergeben hatten, kamen in 2 Entscheidungen des Gew. Ger. 
Brunn (Juli — August 1898; abgedruckt sub Nr. 220 der Slg.) zur Er- 
ledigung. Das Gerieht erblickte in den bedungenen Prämien gemäß 
§ 941 a. b. G. B. einen im beiderseitigen Einverständnisse zurück- 
behaltenen und im Falle einer vorzeitigen Lösung des Arbeitsverhält- 
nisses zu Gunsten der beklagten Firma als Konventionalstrafe verfallen- 
den Teil des Entgelts für die geleistete Arbeit und erklärte die Zu- 
lässigkeit einer derartigen Vereinbarung für zweifellos, „da gemäß § 72 
Gew. O. die Festsetzung der Verhältnisse zwischen den selbständigen 
Gewerbetreibenden und ihren Hilfsarbeitern innerhalb der durch die 
Gesetze gezogenen Grenzen Gegenstand freier Übereinkunft ist, solche 
Grenzen aber weder der Einhaltung eines Teiles des verdienten Lohnes 
(§§ 72 und 78 Gew. O. und § 1156 a. b. G. B.) noch der Verein- 
barung des Verfalls derselben als Konventionalstrafe bei vorliegendem 
Vertragsbruche (g§ 72, 85 und 90 Gew. O. und g 1336 a. b. G. B.) 
gesetzt sind." 
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Kaution setzt, da sie den Charakter eines Pfandes hat, stets eine 
Hauptforderung voraus, zu deren Sicherung sie bestellt ist. Eine 
solche Hauptforderung liegt indes hier nicht vor, da der Eintritt 
desjenigen Tatbestandes, der vereinbartermalien Voraussetzung 
für die Ver Wirkung ist, die Lohnforderung i. j. mindert, ohne 
daß von dem Entstehen einer Forderung des Arbeitgebers gegen 
den Arbeiter die Rede sein muß ^). 

Daraus ergibt sich auch, daß hier von einer Novation der 
Lohnforderung nicht gesprochen werden kann; denn die Ein- 
behaltung eines Teiles des Lohns zur Ermöglichung einer Ver- 
wirkung läßt für die Lohnforderung des Arbeiters die Annahme 
einer Änderung des Rechtsgrundes derselben nicht zu. In dieser 
Einbehaltung kann vielmehr nur eine Stundung des betreffenden 
Teiles der Lohnforderung unter gleichzeitigem bedingtem V(ir- 
zicht auf denselben erblickt werden. 

Mit diesem Resultate steht allerdings im Widerspruche, daß 
die Einbehaltung mit Verwirkungsabrede ökonomisch denselben 
Charakter hat wie die zu Kautionszwecken vereinbarte; beide 
dienen der Sicherung des Arbeitgebers gegen eine mögliche Ver- 
tragsverletzung seitens des Arbeiters. Nur die Form der Verein- 
barung, das juristische (xewand, ist verschieden. Wird die eine 
gestattet, während die andere unzulässig ist, so gewährt dies dem 
Arbeitgeber die Möglichkeit, einen verpönten Zweck, der auf 
einem Wege nicht erreicht werden kann, auf einem anderen 
um so sicherer zu erreichen. Hält man also unsere obige Dar- 
legung, aus der sich die Unzulässigkeit der zu Kautionszwecken 



Daß derartige Vereinbarungen jedenfalls gegen die guten Sitten 
verstoßen, weil sie „für den Ziegelschläger jede Kündigungsfrist illuso- 
risch machen und ihn dein Ziegeleibesitzer, soferne er des Anspruchs 
auf die Prämie nicht verlustig werden will, während einer Kampagne 
auf Grnade und Ungnade ausliefern" ivgl. den Ber. der Gew.-Insp. pro 
1894 in seinem allg. Teile) — scheint für die Judikatur der Gew. Ger. 
und für die Gewerbebehörden nicht ausreichend zu sein, um diese Ver- 
einbarungen für ungültig zu erklären. Vgl. den Erl. des Handelsmin. 
vom 11. April 1900 im Ber. der Gew.-lnsp. pro 1900, p. XII., dazu 
auch Lotmar, Arb.-Vertr., p. 446. 

^') Die Verabredung der Einbehaltung zu Verwirkungsz wecken ist 
übrigens auch dnnn von der eigentlichen Kautionsbestellung durch Ein- 
behaltung juristisch scharf gesondert, wenn man in der Bestellung einer 
Kaution keinen Pfand vertrag erblickt. Denn die «'.igentliche Kaution 
kann nur durch Vornahme einer Abrechnung (Aufrechnung) zur Befrie- 
digung des Gläubigers herangezogen werden ; in der Verwirkung ist eine 
Abrechnung nicht gelegen. 
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erfolgenden Einbehaltung ergibt, für stichhältig, so muß man in 
der Gestattung der Einbehaltung zu Verwirkungszwecken eine 
bedenkliche Inkonsequenz erblicken. 

Lassen wir schließlich die Frage ganz beiseite, ob das 
österr. Gewerberecht die Vereinbarung der Einbehaltung zu Ver- 
wirkungs- und Kautionszwecken wirklich verbietet oder nicht 
und behandeln wir die Frage rein de lege ferenda. Gegen die 
Gestattung dieser Arten von Einbehaltung sprechen schwere 
sozialpolitische Bedenken. 

Ist es als unabweisbare Aufgabe der Gesetzgebung zu be- 
zeichnen, den Arbeiter vor Verminderung seiner Lohnforderung 
durch definitiven Lohnabzug zu schützen, so ist um so mehr ein 
allgemeines Verbot der Vornahme derartiger provisorischer Ab- 
züge begründet. Denn es handelt sich bei denselben nicht etwa 
darum, den Arbeiter zur Abstattung einer bereits existierenden 
Schuld zu verhalten: hier wird dem Arbeiter der zum Leben 
unbedingt notwendige Lohn gekürzt um einer Forderung willen, 
die nur möglicherweise entstehen kann, aber noch gar nicht 
wirklich vorhanden ist. Der Arbeitgeber nützt hier seine wirt- 
schaftliche Überlegenheit dazu aus, auf Kosten der Existenz- 
bedingungen des Arbeiters Sicherung auf alle Fälle, gegen jede 
mögliche und noch ungewisse Schädigung sich zu verschaffen^), 
eine absolute Sicherung, die von keinem weiteren, gegen den 
Arbeiter noch zu unternehmenden Schritte abhängig ist, sondern 
durch bloße Erklärung von seiner Seite ihm Ersatz gewährt; 
diese Sicherung bietet dem Arbeitgeber überdies regelmäßig noch 
den Vorteil, daß er die einbehaltenen Beträge in seinem Unter- 
nehmen fruchtbringend verwerten kann, ohne auch nur zur Ver- 
zinsung derselben verpflichtet zu sein^). Und für diese Vorteile 
gewährt er dem Arbeiter nicht einmal eine unbedingte Garantie 
gegen Verlust der aus der Einbehaltung dem Arbeiter entstehen- 
den Forderung. So erzählt der Bericht der Gewer beinspektoren 
pro 1896, p. 257, daß wiederholt Fälle vorkamen, in denen der 

^) Vgl. insbes. Lotmar, Arb.-Vertr., p. 448. 

^) Der Entwurf zur Grew.-Nov. von 1895 versuchte im § 78 d) 
eine genaue Regelung der durch Lohnabzug zu bestellenden Kautionen, 
welche „zur Sicherstellung des dem Grewerbeinhaber wegen widerrecht- 
licher Auflösung des Arbeitsverhältnisses zustehenden Ersatzanspruchs^' 
geleistet werden und schrieb auch Sicherstellung und Verzinsung der 
Kautionsbeträge vor. Alle übrigen Formen der Lohnzurückhaltung sollten 
gemäß j^ 78 e) unstatthaft sein. 
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Gewerbeinhaber in ZalilungBStockung geriet und die bei ihm 
stehenden Kautionen der Arbeiter nicht zur vollen Auszahlung 
gelangen konnten. 

Hält man sich all dies vor Augen und berücksichtigt man 
überdies, daß jede Kautionsbestellung die Abhängigkeit des 
Arbeiters vom Arbeitgeber steigert, seine Widerstandskraft gegen 
Ausbeutungsversuche jeder Art schwächt, so muü man zu dem 
Ergebnisse gelangen, daß eine Gesetzgebung, die ernstlich den 
Lohnschutz zu verwirklichen strebt, weder die Einbehaltung zu 
Kautionszwecken, noch auch ihr Seitenstück, die Einbehaltung 
mit Verwirkungsabrede, dulden darf. 

F. Der Schutz der Lohnforderung des Verlagsarbeiters. 

Eine besondere Erörterung beansprucht die Frage, inwie- 
weit Abzüge von den an verlegte Arbeiter^) auszuzahlenden 
Löhnen zulässig sind. (Zur Bedeutung des Wortes „Lohn'^ in 
diesem Zusammenhange vgl. oben p. 28 fg.) Die Grewerbeordnung 
statuiert nämlich in § 78 a), daß „die Bestimmungen des § 78 
auch auf diejenigen Hilfsarbeiter Anwendung finden, welche 
außerhalb der Werkstätten für Gewerbsinhaber die zu deren 
Gewerbsbetriebe nötigen Ganz- und Halbfabrikate anfertigen 
oder solche an sie absetzen, ohne aus dem Vc^rkaufe dieser 
Waren an Konsumenten ein Gewerbe zu machen". 



^) Wir wählen den Ausdruck „verlegte Arbeiter", „Verlagsarbeiter'' 
(vgl. Bücher, Art. „Gewerbe" in H. W. B. der St. W., 2. Aufl., IV., 
S. 380), weil die Bezeichnungen „Heimarbeiter" und „Arbeiter der 
Hausindustrie" in der Literatur einer feststehenden Bedeutung vollständig 
ermangeln. Sie werden bald schlechtweg identifiziert, bald ist „Haus- 
industrieller" der übergeordnete, „Heimarbeiter" der untergeordnete Be- 
griff, bald, u. zw. insbes. in der österreichischen juristischen Termino- 
logie werden sie im Sinne eines sich ausschließenden Gegensatzes ver- 
wendet. (Vgl. z. B. die Erk. des V.-G.-H. vom lU. Febr. 1899, Budw., 
Z. 12.493, und vom 25. April 1902, abgedr. in d. „Amtl. Nachr.", XIV., 
p. 147.) Zum Begriffe „Heimarbeit", bezw. „Hausindustrie" vgl. vor 
allem So m hart, Art. llausindustrie im H. W. B. d. St. W., Bd. IV., 
Schwiedland, Wege und Ziele der Heimarbeitsgesetzgebung ; zur 
juristischen Terminologie: Rosin, Arbeiterversicherung, I., p. 163 fg., 
Schulz in Brauns Archiv, Bd. X., bes. p. 725; für das österr. Recht: 
Menzel, Arbeitervers., p. 377, Riedls Aufsatz „Hausindustrie und 
Sitzgesellen wesen im österr. Gewerberechte" (Pernerstorfers Deutsche 
Worte 1893, p. 362 fg.) und Kobatsch, das österr. Gewerberecht in 
Conrads Jahrb., Bd. XI., der 3. F. p. 810. 
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Es wäre indes verfehlt, aus dieser gesetzlichen Bestimmung 
mittels argumentum e contrario den Satz abzuleiten, daß alle 
jene Personen, auf welche die Begriffsbestimmung des § 78 a) 
zutrifft, deshalb aus der Kategorie der gewerblichen Hilfsarbeiter 
im Sinne des § 73 auszuschließen seien, daß also § 78 a) in nega- 
tiver Weise die in § 73 gegebene begriffliche Bestimmung des 
gewerblichen Hilfsarbeiters ergänze. Denn § 73 selbst unter- 
scheidet bei seiner Fixierung dieses Begriffs nicht weiter, ob die 
Arbeit in der Werkstätte, Betriebsstätte des Gewerbeinhabers 
vorgenommen wird oder nicht. Es ließen sich denn auch mit 
Leichtigkeit Gruppen von Hilfsarbeitern aufzählen, die mit der 
Anfertigung gewerblicher Erzeugnisse außerhalb der Betriebs- 
stätten der -Gewerbeinhaber beschäftigt sind und hinsichtlich 
deren doch nicht der geringste Zweifel besteht, daß sie zu den 
gewerblichen Hilfsarbeitern im Sinne des § 73 der Gewerbe- 
ordnung gehören (Gehilfen von Bauhandwerkem etc.). 

Wollte man dagegen in der Bestimmung des § 78 d) eine 
Ergänzung des § 73 in dem Sinne erblicken, daß dadurch die 
gesamte Verlagsarbeit von den Arbeiterschutzbestimmungen der 
Gewerbeordnung ausgenommen würde, so wäre dadurch für Um- 
gehung dieser Bestimmungen der weiteste Spielraum geschaffen ^) ; 
„diese Anschauung würde," wie ein Erkenntnis des Verwaltungs- 
gerichtshofes ^) zutreffend bemerkt, „dazu führen, daß es im Be- 
lieben eines jeden Unternehmers gelegen wäre, dadurch, daß er 
seine Arbeiter zu Hause arbeiten ließe, Hausindustrien zu schaffen 
und auf diese Weise die Vorschriften des Gesetzes zu umgehen". 

Die Praxis der österr. Gerichte faßt denn auch konsequent 
gewisse Gruppen der verlegten Arbeiter als gewerbliche Hilfs- 
arbeiter im Sinne des § 73 der Gew.-O. auf und bringt die 
Vorschriften des VI. Hauptstücks der Gewerbeordnung auch auf 
sie zur Anwendung. Dies gilt insbesondere von den Sitzgesellen ^). 

^) Für die Auslegung des analog lautenden g 119 e) der deutschen 
Gew. 0. vgl. Burchardt, die Rechtsverh. der gewerbl. Arbeiter, p. 19. 

2) Erk. v. 10. Febr. 1899, Budw., Nr. 12.493. 

3) Vgl. Zuckerkandl im LXXI. Bde. der Sehr, des Ver. f. 
Soz.^ p. XXVI., Riedl a. a. O., p. 366, Lech er im Handelsmuseum 
Bd. XI., p. 50. Besonders interessant ist in dieser Hinsicht die in der 
Sammlung der Entsch. der Gew. Ger. unter Nr. 247 abgedruckte Entsch. 
des Gew. Ger. Mäbr.-Ostrau : „Die Entscheidung der Frage, ob dem 
Kläger als Heimarbeiter ein rechtl, Anspruch auf 14-tägige Kündigungs- 
frist zusteht, erscheint davon abhängig, ob Heimarbeiter als gewerbliche 
Hilfsarbeiter im Sinne des § 73 Gew. 0. anzusehen sind oder nicht. Da 
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§ 78 a) beansprucht demnach Geltung nur für jene Gruppen 
von Arbeitern, auf die seine Merkmale zutreffen und die nicht 
ohnehin gewerbliche Hilfsarbeiter im Sinne des § 73 sind, sei es 
deshalb, weil sie formell selbständige Gewerbetreibende sind, die 
logischerweise nicht gleichzeitig gewerbliche Hilfsarbeiter im 
Sinne des § 73 sein können, sei es deshalb, weil i^re Tätigkeit 
durch besondere gesetzliche Bestimmung von den Vorschriften 
der Gewerbeordnung ausgenommen ist. 

Zu den durch § 78 a) hinsichtlich der Lohnzahlung be~ 
gUnstigten Hilfsarbeitern, die außerhalb der Werkstätten der 
Gewerbeinhaber die zu deren Gewerbebetriebe nötigen Ganz- und 
Halbfabrikate anfertigen oder solche an sie absetzen^), gehören 
daher : 

a) Verh^gte Kleinmeinter, die einen Gewerbeschein haben, 
Gewerbeinhaber im Sinne der Gewerbeordnung sind; 

Ä) die eigentlichen Arbeiter der Hausindustrie, deren Tätig- 
keit iu die Kategorie der häuslichen Nebenbeschäftigungen fällt 
und die den betrc^flFenden Erwerbszweig lediglich persönlich „oder 
mit Unterstützung der gewöhnlichen Mitglieder des eigenen 
Hausstandes betrieben'' -). Unter dieser Voraussetzung ist ihre 

nun Kläger ausschließlich für den Beklagten arbeitete und die Arbeit 
aus ihm beigestelltem Materiale nach einem im vorhinein bestimmten 
Stücklohne herzustellen und dem Beklagten abzuliefern hatte, sohin 
dessen Tätigkeit sich als eine gewerbliche und regelmäßige darstellt und 
das (Jesetz diesfalls nicht unterscheidet, ob die Arbeit in der Betriebs- 
stätte oder zu Hause verrichtet wird, sondern nur verlangt, daß die 
Arbeitspersonen bei Gewerbeunternehmungen in regelmäßiger Beschäfti- 
gung stehen müssen, sollen sie als Hilfsarbeiter angesehen werden, so 
scheinen alle vom Gesetze jreforderten Kriterien vorhanden, weshalb 
wohl dem Kläger die Qualität eines gewerblichen Hilfsarbeiters nicht 
abgesprochen werden kann.** 

^) Mit den AVorten „oder solche an sie absetzen" will das Ge- 
setz offenbar jene Fälle treffen, in denen der Verlagsarbeiter das Material 
zu den gewerblichen Erzeugnissen selbst beschafft, in -denen also nach 
Privatrecht (§ 1158 B. G. B.) ein Kauf und nicht Arbeitsvertrag zu 
vermuten wäre. Vgl. oben p. 30\ 

-) Zur Erklärung des Begriffs „Hausindustrie" definiert denselben 
in Anlehnung an diese Oesetzesstelle der Erl. des Handelsmin. vom 
16. Sept. 1883, Z. 2H.7()1, folgendermaßen: „Im allgemeinen ist als 
Hausindustrie jene gewerbliche produktive Tätigkeit anzusehen, welche 
nach örtlicher Gewohnheit von Personen in ihren Wohnstätten, sei es 
als Haupt-, sei es als Nebenbeschäftigung, in der Art betriehen wird, 
daß diese Personen bei ihrer Erwerbstätigkeit, falls sie derselben nicht 
bloß persönlich obliegen, keine gewerblichen Hilfsarbeiter (Gehilfen. 
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Tätigkeit zwar nicht als gewerbliche Tätigkeit im Sinne der 
Gewerbeordnung anzusehen (Art. V. lit. e) des Kundm-Pat. zur 
Gewerbeordnung), die Sehutzbestimmungen des § 78 d) aber haben 
gleichwohl auf sie Anwendung zu linden. 

Um jedoch allen Voraussetzungen des § 78 a) zu genügen, 
müssen diese Verlagsarbeiter 1. „Hilfsarbeiter" sein. Es ist nun 
nicht zu verkennen, wie auüerordentlich verwirrend der Gebrauch 
des im § 73 als Terminus technicus eingeführten Wortes „Hilfs- 
arbeiter" an dieser Stelle ist. 

Um Hilfsarbeiter in jenem technischen Sinne kann es sich 
hier selbstverständlich nicht handeln, sonst wäre der ganze 
§ 78 d) überflüssig. Wir werden daher statt „Hilfsarbeiter" ein- 
fach „Arbeiter" lesen müssen und demgemäß fordern, daß für 
den Verlagsarbeiter, woferne er den Lohnschutz des § 78 a) 
genießen soll, die gewöhnlichen Begriffsmerkmale des Arbeiters, 
Leistung von Arbeit unter Leitung des Unternehmers gegen ein 
vereinbartes, als Arbeitslohn sich darstellendes Entgelt, ohne 
Übernahme des wirtschaftlichen Risikos der Produktion, daher 
auch oline Aussicht auf Untemehmer^ewinn, zutreffen müssen. 

Aus der Wahl des Wortes „Hilfsarbeiter" im § 78 a) werden 
wir indes doch noch ein weiteres Merkmal abzuleiten berechtigt 
sein. Als Hilfsarbeiter bezeichnet § 73 jene Arbeitspersonen, 
„welche bei Gewerbeunternehmungen in regelmäßiger Beschäfti- 
gung stehen" ; wir werden daher eine gewisse Regelmäßigkeit 
der Beschäftigung auch für die Verlagsarbeiter fordern müssen, 

Gesellen, Lehrlinge) beschäftigen, sondern sich der Mitwirkung der An- 
gehörigen des eigenen Hausstandes bedienen." Dagegen umfaßt das 
Gewerbegerichtsgesetz vom 27. Nov. 1896, R. G. Bl. 218, offenbar 
die oben sab a) und 6) genannten Arten verlegter Arbeiter, wenn es in 
sj' 5 sub lit. c) bestimmt, daß als Arbeiter, auf welche seine Vorschriften 
Anwendung finden, auch zu gelten haben, „Personen, welche außerhalb 
der Betriebsstätten gegen eine Entlohnung mit der Bearbeitung oder 
Verarbeitung von Rohstoffen oder Halbfabrikaten für Unternehmer be- 
schäftigt sind". Daß diese Bestimmung auch auf verlegte Kleinmeister 
paßt, darüber vgl. den Beschl. des Landesger. Brunn vom 11. Nov. 1899 
sub Nr. 326 der Samml. der Entsch. der Gew. Ger. Das gleiche gilt 
von der Bestimmung des § 3, al. 3 des Kr.-V.-G., mit der Modifikation, 
daß der verlegte Kleinmeister, um als ^,1 lausindustrieller " im Sinne dieses 
Gesetzes zu gelten, keine Hilfsarbeiter beschäftigen darf. Es ist übrigens 
schlechthin unmöglich, volle Klarheit in diesen Wirrwarr einander wider- 
sprechender und ungenauer Definitionen und Begriffsbestimmungen zu 
bringen. Nur eine einheitliche gesetzliche Regelung kann diesem Übel- 
stande abhelfen. 
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sollen sie den Voraussetzungen des § 78 a) genügen. Eine ein- 
zelne Bestellung bei ihnen seitens des Unternehmers genügt also 
nicht, woferne nicht daraus auf die Begründung eines länger 
dauernden Arbeitsverhältnisses geschlossen werden kann ^) ; selbst- 
verständlich genügt ein tatsächliches Verhältnis; ausdrücklicher 
Vertrag ist nicht erforderlich. 

2. Mit dem Merkmale, daß die betreffenden Verlagsarbeiter 
Arbeiter in diesem Sinne sein müssen, damit § 78 a) auf sie 
Anwendung finde, berührt sich ziemlich enge ein zweites, nega- 
tives Postulat, das § 78 a) ebenfalls für die durch ihn begünstigten 
Verlagsarbeiter aufstellt: Die betreffenden Arbeiter dürfen aus 
dem Verkaufe ihrer Erzeugnisse an Konsumenten kein Gewerbe 
machen. 

Damit ist für den verlegten Arbeiter des § 78 a) die Unter- 
nehmerstellung allgemein und schlechthin ausgeschlossen; er steht 
in sozialer und wirtschaftlicher Beziehung mit dem eigentlichen 
gewerblichen Hilfsarbeiter auf einer Stufe; er ist, worauf es uns 
bei unserer Frage vor allem ankommt, in seiner ganzen Existenz 
regelmäßig ebensosehr vom Unternehmer abhängig wie jener, 
ebensosehr der Gefahr der Ausbeutung bei der Lohnzahlung und 
Lohnvereinbarung ausgesetzt; die Lohnschutzgesetzgebung muß 
ihn ebenso berücksichtigen wie jenen. 

3. Die Arbeit der Verlagsarbeiter muß, damit alle Voraus- 
setzungen des § 78 äf) erfüllt sind, für Gewerbeunternehmungen 
vorgenommen werden. Doch werden wir berechtigt sein, die Be- 
stimmung des § 73, al. 2 der Gewerbeordnung, analog anzuwen- 
den, also vor allem die Schutzvorschriften des § 78 a) auch auf 
jene Hausindus triellen auszudehnen, die für Inhaber land- oder 
forstwirtschaftlicher Unternehmungen regelmäßig beschäftigt sind. 

Kehren wir nun nach dieser Abschweifung zur Beantwor- 
tung der einleitend aufgestellten Frage zurück, inwieweit Abzüge 
von den an verlegte Arbeiter auszuzahlenden Löhnen zulässig 



^) So fordert auch das deutsche Reichsgericht ein ständiges Arbeits- 
verhältnis als Voraussetzung für die Anwendbarkeit des dem § 78 a) 
analogen § 119 6) der deutschen Gew. 0. „Nach Auffassung des deut- 
schen Reichsgerichts ist ein solches ständiges Arbeitsverhältnis überhaupt 
Voraussetzung der Anwendbarkeit des § 119 6), weil nur in diesem Falle 
der Hausindustrie Betreibende in die gleiche feste und stete Abhängig- 
keit vom Arbeitgeber tritt, wie dies bei dem eigentlichen Arbeiter zu- 
trifft.« (Land mann, Gew. 0. 1897, Bd. II., p. 155.) Vgl. auch Jo61 
Arb.-Schutzgesetz, p. 86/87. 
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sind. Einen Lohnschutz genießen nach österr. Rechte überhaupt 
nur jene Verlagsarbeiter, die „Arbeiter" in dem oben dargestellten 
Sinne sind. Denn auch das Lohnbeschlagnahmegesetz setzt für 
seine Anwendbarkeit das Vorhandensein eines Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses voraus, also eine regelmäßige Beschäftigung 
bei einem Arbeitgeber^), wie wir sie oben als entscheidend für 
den BegriflF des „Arbeiters" bezeichnet haben. 

Dagegen zieht das Lohnbeschlagnahmegesetz den Kreis 
seiner Anwendbarkeit insoferne noch enger, als es außerdem 
fordert, daß der Arbeiter seine Arbeiten und Dienste ausschließ- 
lich oder vorzugsweise in Arbeits- und Dienstverhältnissen ver- 
wende. Der Hausindustrielle, der nur als Nebenbeschäftigung 
die Anfertigung von gewerblichen Erzeugnissen für einen Ge- 
werbeinhaber betreibt, wird zwar den Schutz des § 78 a) der 
Gewerbeordnung, nicht aber jenen des Lohnbeschlagnahmegesetzes 
in Anspruch nehmen können. 

Ist nun der verlegte Arbeiter zugleich Hilfsarbeiter im 
Sinne der Gewerbeordnung, so ist er durch alle auf ihn anwend- 
baren Bestimmungen des VI. Hauptstücks der Gewerbeordnung, 
seine Lohnforderung daher durch das Lohnabzugsverbot des 
§ 78 in dem früher dargestellten Sinne und mit den angegebenen 
Ausnahmen geschützt. 

Ist der verlegte Arbeiter dagegen nicht Hilfsarbeiter nach 
§ 73, treffen auf ihn aber die Merkmale des § 78 a) zu, dann 

^) Dabei ist es selbstverständlich gleichgültig, ob locatio cond. ope- 
rarum oder 1. c. operis vorliegt. Pick (in Grünhuts Ztschr. 1901, 
p. 33 fg.) meint allerdings, daß das vom Lohnbescblagnahmegesetze 
geforderte Verhältnis der „Abhängigkeit des Bestellers unter den Be- 
stellten bei der loc. cond. operis nicht vorhanden sein kann". Indes 
spricht § 1 des Lobnbeschl.-Ges. ausdrücklich von Arbeits- und Dienst- 
verhältnissen, was Pick nicht genügend zu berücksichtigen scheint, denn 
er hat bei seiner ganzen Erörterung bloß den Begriff des Dienstverhält- 
nisses im Auge. (Vgl. auch Sinzheimer, Lohn und Aufrechnung, 
p. 41). Wie bereits oben bemerkt wurde (vgl. p. 54, Anm. 2), unterscheidet 
Pick wirtschaftliche Abhängigkeit nicht von der Abhängigkeit in der Voll- 
bringung des Arbeitsprozesses. Eine gewisse Selbständigkeit in der Voll- 
führung des Arbeitsprozesses wird beim Werkvertrage regelmäßig vor- 
handen sein. (Vgl. auch Krcmaf: smlouve namezdni, Prag 1902, 
p. 100 fg.) Sie genügt jedoch noch nicht, um das Vorhandensein eines 
Arbeitsverhältnisses auszuschließen. Wirtschaftliche Selbständigkeit beider 
Parteien dagegen wird bisweilen als wesentliches Merkmal des Werk- 
vertrags bezeichnet (so von Stadthagen, Arbeiterrecht, p. 82). Im 
österr. Rechte findet sich jedoch für eine Vertretung dieser Auffassung 
kein Anhaltspunkt 

Wiener staatawigs. Studien. V. Bd., 3. Heft. 14 
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gilt zwar ebenfalls das im § 78, Abs. 1, enthaltene Verbot des 
Lohnabzugs samt den im § 78 selbst statuierten Ausnahmen von 
demselben; dagegen gelten die anderen, aus sonstigen Bestim- 
mungen der Gewerbeordnung abgeleiteten Ausnahmen von diesem 
Verbote nicht, da die übrigen Bestimmungen der Gewerbeordnung 
auf solche Verlagsarbeiter keine Anwendung finden. Nur soweit 
in sonstigen Gesetzen die Vornahme von Abzügen bei Lohn- 
zahlungen an Verlagsarbeiter ausdrücklich gestattet ist (Kr.-V.-G., 
§ 3, Abs. 3, Gesetz, betreffend die Ausdehnung der Unfallver- 
sicherung vom 20. Juli 1894, Art. VI., Abs. 2), werden Ausnahmen 
von jenem Verbote zu verzeichnen sein. 

Es wird daher die Tilgung einer mit einem solchen Arbeiter 
vereinbarten Konventionalstrafe durch Lohnabzug ganz allgemein 
als unzulässig angesehen werden müssen. 

6. Die Vorschriften des Gesetzes vom 28. Juli 1902, betreibend 
die Vornahme von Lohnabzügen. 

Besonders geregelt — und zwar unter Statuieurng sehr 
empfindlicher Beschränkungen des Arbeitgebers in seinem Abzugs- 
rechte — ist durch das mehrfach erwähnte Gesetz vom 28. Juli 
1902 die Lohnzahlung an jene Arbeiter, die bei Regiebauten von 
Eisenbahnen und in Hilfsanstalten derselben verwendet werden ^). 
Für alle Regiebauten und Hilfsanstalten der Eisenbahnen, auf 
welche das Gesetz Anwendung findet, sind von der betreffenden 
Bahnverwaltung Arbeitsordnungen zu erlassen, die auch Bestim- 
mungen zu enthalten haben. . . .^) „über Konventionalstrafen, 
welche bei Übertretung der Arbeitsordnung eintreten, sowie über 
deren Höhe, die Art ihrer Festsetzung, Einhebung und Verwen- 
dung" ; h) „über die Lohnabzüge". 

Das Gesetz ist insofeme nicht ganz konsequent, als es hier 
die Konventionalstrafen von den Lohnabzügen ausdrücklich unter- 
scheidet, im § 19 dieselben jedoch auch unter den Begriff „Ab- 
züge" subsumirt. Die Zwecke, für welche Lohnabzüge von 
den Verdienstbeträgen -) der Arbeiter vorgenommen werden dürfen, 



^) ^ g'« <iaz'i die Sten. Prot, des Abg.-H. des Reichsrats, XVII. Sess., 
153. Sitzg., p. 14.136 fg., dann Nr. 717 und 1331 der Beilagen. Die 
Durchführ.-Verord. v. 2. Febr. 1903, R. G. Bl. 28, enthält nur wenige 
fär uns in Betracht kommende Bestimmungen. 

-) Die Verwendung des Wortes „Verdienstbeträge" an Stelle der 
sonst üblichen Bezeichnung -Lohn" ist recht angemessen. Das Wort 
bezeichnet ziemlich zutreffend den von dem Arbeiter durch seine Arbeit 
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zählen die §§ 18 und 19 des Gesetzes taxativ auf. Abzüge sind 
zulässig : 

1. Auf Grund der Gewährung gewisser, der Bedarfsdeckung 
des Arbeiters dienender Naturalleistungen in Anrechnung auf 
den Lohn — derselben, deren Überlassung in Anrechnung auf 
den Lohn § 78 der Gewerbeordnung gestattet. Nur Arzneien 
und ärztliche Hilfe sind mit Rücksicht auf die obligatorische 
Krankenversicherung in Wegfall gekommen. 

Bei allen derartigen Zuwendungen ist die Erzielung eines 
Gewinnes ausgeschlossen ; die Leistungen sind auf jenen Umfang 
beschränkt, welcher dem häuslichen Bedarfe des Arbeiters ent- 
spricht^). 

2. Zur Abstattung von Lohnvorschüssen. 

3. Als Beiträge für die Krankenkasse. 

4. Als Beiträge für das Provisions- und Altersversorgungs- 
institut. 

5. Für Konventionalgeldstrafen. 

6. Für jene bei Regiebauten den Arbeitern bahnseits bei- 
gestellten Arbeitsmittel, deren Abgang nach Vollendung der 
Arbeit seitens der Arbeiter nicht glaubwürdig gerechtfertigt 
werden kann. 

7. Auf Grund gerichtlicher Exekutionsbeschlüsse, soweit 
solche gemäß § 20 des Gesetzes zulässig sind. § 20 erklärt die 
Verdienstbeträge der Arbeiter, die nicht als dauernd im Sinne 
des § 2 des Lohnbeschlagnahmegesetzes angestellt sind, unter 
Berufung auf § 3 dieses Gesetzes vor Ablauf des Fälligkeits- 
tages und vor Leistung der Arbeiten oder Dienste für unpfändbar, 
ohne jedoch, wie dies das Lohnbeschlagnahmegesetz tut, diese 
Exekutionsexemtion auf den Fall der Geltendmachung von For- 
derungen Dritter zu beschränken. Es wird also dadurch in Ver- 
bindung mit der Bestimmung des § 21 des Gesetzes der sonst 



während der Lohnperiode ins Verdienen gebrachten Gesamtbetrag. Vgl. 
§ 117, S. 2 der deutschen Gew. 0., der von Verabredungen über die 
Verwendung des Verdienstes spricht. 

^) Vgl. oben p. 43. Aus der Wahl des Wortes „verabfolgen" im 
§ 18, Abs. 5, an Stelle des in dem analogen Passus des § 78, Abs. 5 
der Gew. 0., verwendeten Wortes „kreditieren" ist wohl zu schließen, 
daß das Gesetz alle Fälle erlaubter Zuwendung von Gegenständen a^ 
die Arbeiter als Überlassung an Zahlungsstatt, nicht als Kreditierung 
unter gleichzeitiger Vereinbarung einer Kompensation der daraus ent- 
stehenden Gegenforderung mit der Lohnforderung auffaßt 

14* 
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vielleicht denkbare Fall ausgeschlossen, daß die Bahnverwaltung 
auf die dem Arbeiter gegen sie selbst zustehende Lohnforderung 
Exekution führe, nachdem ihr die Vornahme einer Aufrechnung 
ihrer Gegenforderungen untersagt ist. 

Ebenso ist dadurch die Anwendbarkeit der Bestimmung des 
§ 251, Z. 7 Exekutionsordnung, auch bei Exekutionsführung der 
Bahnverwaltung auf den bereits in den Händen des Arbeiters 
befindlichen Lohn ermöglicht. 

Sehen wir von den sub Z. 2 genannten uneigentlichen 
Lohnabzügen (für Lohnvorschüsse) ab, so bleiben nur 5 Gruppen 
von zulässigen Lohnabzügen übrig, die eine wirkliche Minderung 
des bar auszuzahlenden Lohnbetrages bedeuten. Denn das Gesetz 
erklärt ausdrücklich im § 21 jede anderweitige Art von Lohn- 
abzug (die nicht etwa auf einer sonstigen besonderen gesetzlichen 
Bestimmung beruht) für unstatthaft, indem es bestimmt: 

„Außer den in den vorstehenden Paragraphen oder in an- 
deren besonderen gesetzlichen Bestimmungen bezeichneten Fällen 
ist die Lohnzurückhaltung, sowie die Hereinbringung oder 
Sicherstellung von Forderungen jeder Art, dieselben mögen von 
wem immer erhoben werden, durch Anrechnung bei der Bahn- 
zahlung oder durch Abzug vom Lohne unstatthaft. 

Insbesondere gilt dies von Ersatzforderungen der Bahn- 
verwaltung für Beschädigung an den Arbeitsstätten, Maschinen 
und Werksvorrichtungen u. dgl., für welche Ersatzforderungen 
übrigens auch die Sicherstellung durch eine Kaution nicht be- 
dungen werden darf." 

Schon aus dieser Stelle des Gesetzes ergibt sich die enge 
Bedeutung des Wortes „Konventionalstrafe" im § 19, die des 
weiteren aus den speziellen Bestimmungen des § 36 folgt; das 
Wort bedeutet lediglich die auf Übertretung der Arbeitsordnung 
gesetzten Strafen, denen ein Schadenersatzcharakter keineswegs 
zukommt. 

Das Gesetz statuiert so wortdeutlich eine Reihe von Lohn- 
abzugsverboten ^), die wir oben mühsam aus der Gewerbeordnung 
herausinterpretiert haben und geht über die dargestellten Be- 
stimmungen der Gewerbeordnung noch insoferne hinaus, als es 

^) Vgl. dazu übrigens den Mot.-Ber. zu diesem Gesetze a. a. 0., 
der bemerkt, die §§18 bis 25 des Entwurfs, welche die Lohnzahlungen 
regeln, bedürften, da ihr Inhalt keine wesentliche Verschiedenheit von 
den auf dem Gewerbegebiete in 5raft stehenden Normen aufweise, keiner 
eiijLgeh enden Erörterung^ 
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die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen auch im Wege 
der Ausbedingung von Konventionalstrafen ausschließt; auch jede 
Vereinbarung einer Lohn Zurückhaltung wird hier ausdrücklich 
verboten, womit wohl auch, da der Ausdruck „Lohnzurückhaltung" 
kaum im technischen Sinne verwendet ist, jede Einbehaltung 
des Lohnes ausgeschlossen erscheint. 

Endlich wird die Überlassung von Werkzeugen in Anrech- 
nung auf den Lohn implicite untersagt; nur jene Schadenersatz- 
forderungen, welche aus ungerechtfertigter Verbringung der 
Arbeitswerkzeuge durch den Arbeiter entstehen, dürfen unmittel- 
bar durch Lohnabzug geltend gemacht werden ^). 

Vereinbarungen und Verabredungen, die den Anordnungen 
der §§ 18 bis 21 zuwiderlaufen, werden in § 22 für nichtig 
erklärt. 

Eine besondere Beschränkung erfährt endlich das Recht 
der Bahnverwaltungen, Geldstrafen in den Arbeitsordnungen auf 
Übertretungen der letzteren festzusetzen. 

Für die einzelnen Strafen fixiert das Gesetz zwar kein 
Maximalausmaß ; es bestimmt jedoch, daß „die verhängten Geld- 
strafen im allgemeinen innerhalb des Zeitraums einer Woche 
die Höhe des halben Tagesarbeitsverdienstes nicht überschreiten 
dürfen" (§ 36). Damit ist begreiflicherweise auch die Höhe der 
einzelnen für den Fall der Übertretung der Arbeitsordnung an- 
gedrohten Strafe auf dieses Maximalausmaß beschränkt. 

Höhere Geldstrafen können nur in den vom Gesetze aus- 
drücklich angeführten Fällen besonders strafbaren Leichtsinns 
verhängt werden. (Die^ Auf Zählung ist wohl für taxativ zu halten) ^). 

Eine ausdrückliche Bestimmung, daß Konventionalstrafen 
nur im Wege der Arbeitsordnung vereinbart werden dürfen, 
findet sich im Gesetze nicht; es geht indes aus der Anführung 
des § 36 bei dem Worte Konventionalstrafen im § 19 sub lit. d) 
zur vollen Klarheit hervor, daß andere als die in den Arbeits- 
ordnungen festgesetzten Konventionalgeidstrafen durch Lohnabzug 
nicht geltend gemacht werden dürfen. Die Verwendung der ver- 
hängten Geldstrafen muß zum besten der Arbeiter erfolgen, und 



^) Vgl. dazu p. 14.134 der zit. sten. Prot, des Abg.-H. 

^) Gegen die Gestattung der Verhängung dieser höheren Geld- 
strafen wurde bei Beratung des Gesetzes im Abg.-H. Einspruch erhoben 
(Antrag des Abg. Wilhelm auf Streichung der betreffenden Stelle des 
Gesetzentwurfs). 
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zwar ist die Bestimmung der Einrichtungen, denen sie zuzuwen- 
den sind, dem Verordnungswege überlassen ^). 

Das Gesetz sichert ferner den Arbeitern das Beschwerde- 
recht gegen die Verhängung der Geldstrafen innerhalb des 
Instanzenzugs der Bahnverwaltung und ermöglicht eine Kontrolle 
durch Statuierung von Bestimmungen über die Führung von 
Lohnlisten (§ 25), sowie eigener Verzeichnisse über die ver- 
hängten Konventionalstrafen (§ 36, al. 1, übereinstimmend mit 
§ 90 Gewerbeordnung). Endlich gewährt § 38 lit. d) dem Arbeiter 
ausdrücklich das Recht, ohne Kündigung die Arbeit sofort zu 
verlassen, wenn die bedungenen Bezüge unbefugterweise ge- 
kürzt würden. 

Es ist zu hoffen, daß die Vorschriften dieses Gesetzes den 
Weg zeigen, auf welchem eine allgemeine Regelung des Lohn- 
zahlungsrechts beim gewerblichen Arbeitsvertrage in Osterreich 
fortschreiten wird. 



Kapitel V. 

Schutz des Arbeiters vor Beeinflussung in der 
Verwendung des Lohns. 

Die Barzahlung des ganzen Lohns, auch wenn sie ohne 
Vornahme von Abzügen stattfindet, sichert indes dem Arbeiter 
noch nicht die volle Freiheit in der Verfügung über den Lohn. 
Denn das Verhältnis der Abhängigkeit, das regelmäßig zwischen 
dem gewerblichen Arbeiter und seinem Arbeitgeber besteht, 
bringt es mit sich, daß ersterer auch nach Empfang des Arbeits- 
lohns in der Verwendung desselben nur allzuleicht vom Arbeit- 
geber beeinflußt werden kann. Auch solche Vereinbarungen, die 
den Arbeiter zu einer bestimmten Verwendung des bereits 
empfangenen Lohns verpflichten, bergen die Gefahr eines Miß- 
brauchs in sich; überdies liegt in ihnen regelmäßig ein Eingriff 
des Arbeitgebers in die seiner Wirkungssphäre zu entziehende 
Privatwirtschaft des Arbeiters. 



^) Die Durchführungsverordnung bestimmt, daß die Strafgelder im 
allgem. den Krankenkassen zufließen sollen ; nur ausnahmsweise kann 
von der Aufsichtsbehörde die Zuwendung der Gelder an andere zum 
besten der Arbeiter dienende Fonde gestattet werden. 
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Die österr. Gewerbeordnung enthält nur zwei Bestimmun- 
gen, welche in dieser Hinsicht dem Schutzbedürfnisse des Ar- 
beiters entgegenkommen. Sie untersagt die Vereinbarung, daß 
„die Hilfsarbeiter Gegenstände ihres Bedarfs aus gewissen Ver- 
kaufsstätten beziehen müssen'^ ^) und erklärt in § 78 c) derartige 
Verabredungen für nichtig; sie verbietet ferner die Auszahlung 
der Löhne in Wirtshäusern und Schankwirtschaften. Dieses Ver- 
bot entbehrt übrigens einer zivilrechtlichen Sanktion; die Aus- 
zahlung des Lohnes in Schanklokalen wirkt vollkommen libe- 
rierend für den Arbeitgeber (arg. der Worte des § 78 c) „anders 
als durch Barzahlung"). Dagegen liegt selbstverständlich in der 
Übertretung dieses Verbots eine Verletzung der Vorschriften der 
Gewerbeordnung, die gemäß § 133 lit. d) der Gewerbeordnung, 
zu strafen ist. Das Verbot bezweckt unter anderem auch, den 
Arbeiter vor der Versuchung zu schützen, gleich während oder 
nach der Auszahlung einen Teil des Lohns im Wirtshause zu 
verbrauchen und verdient insofeme an dieser Stelle eine Er- 
wähnung. Seine weitere Aufgabe ist es, den vielfach geübten 
Mißbrauch auszuschließen, daß der Wirt bei der Lohnzahlung 
zugegen ist und die Wirtshausschulden des Arbeiters gleich bei 
Auszahlung des Lohnes eintreibt^). 



^) Ebenso § 18, Abs. 6 des Ges. vom 28. Juli 1902. 

^) Vgl. dazu die charakteristische Bestimmong des g 8 (letzter 
Abs.) der für die Ausführung der öffentl. Verkehrsanlagen in Wien 
erlassenen Arbeitsordnung: „Gastwirte oder Kantineure, welche an die 
Arbeiter Forderungen zu stellen haben, dürfen bei den Lohnzahlungen 
weder selbst gegenwärtig, noch durch andere Personen vertreten sein'' 
(abgedr. in „Der Arb.-Schutz bei Vergebung öffentl. Lieferungen'', Wien 
1900, p. 127). In dem Ber. der Gew.-Insp. pro 1899 (p. 34) vertritt 
ein Berichterstatter die Anschauung, daß der Gew.-Inhaber, der einem 
Gemisch twarenhändler gestattet, bei den Lohnzahlungen anwesend zu 
sein und die von den Arbeitern kontrahierten Zechschulden einzutreiben, 
sich einer Arbeiterbedrückung im Sinne des § 133 lit. d) der Gew. 0., 
schuldig mache, weil der Gewerbeunternehmer durch diesen Vorgang 
zumindest einen moralischen Druck auf die Arbeiter zu Gunsten des 
Gläubigers ausübe. Vgl. auch die Entsch. d. Gew. Ger. Nr. 223, 369, 
481 der Slg. Nur nebenbei sei hier bemerkt, daß die gesetzlichen Be- 
stimmungen über den Lohnschutz die großen Mißstände, die im Kantinen- 
wesen herrschen, zweifellos nicht beseitigen können. Das Verbot der 
Auszahlung der Löhne in Gast- und Schankwirtschaften und die Be- 
stimmung, daß alle hinsichtlich der Gewerbeinhaber getroflPenen Vor- 
schriften auch auf die von ihnen abhängigen und in naher Beziehung 
zu ihnen stehenden Personen Anwendung finden sollen, wie dies § 78 6) 
normiert, lassen selbstverständlich das eigentliche Kantinenwesen doch 
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Es ist ersichtlich, daß beide Verbote nicht ausreichen, um dem 
Arbeiter die freie Verfügung über den empfangenen Lohnzu sichern. 
Sie greifen beide nur zwei besonders häufige und besonders bedenk- 
liche Arten der Beeinflussung des Arbeiters in der Verwendung 
seines Lohnes heraus, lassen jedoch ein weites Gebiet offen, auf wel- 
chem anderweitige Beeinflussung dieser Art auch durch Vertrag 
möglich ist. Hier kann nur ein allgemeines Verbot aller Verein- 
barungen und Verabredungen, welche dem Arbeiter eine bestimmte 
Verwendung des Lohns vorschreiben, Aussicht auf Erfolg haben ^). 
Nur so kann das private Leben des Arbeiters — und dieses ist 
ja vollständig durch die Verwendung des Lohns bestimmt — 
von einer unerwünschten Beeinflussung seitens des Arbeitgebers 
befreit werden, nur auf diese Weise ist es möglich, eine Um- 
gehung der Lohnabzugs verböte zu verhindern. Um jedoch jene 
Fälle nicht ganz unmöglich zu machen, in denen vernünftige 
Arbeitgeber d^e Arbeiter zur Beitragsleistung zu solchen Wohl- 
fahrtszwecken heranziehen, die zweifellos im Interesse der Ar- 
beiter gelegen sind und die andererseits einen wohltätigen Ein- 
fluß auf die Stabilisierung des Verhältnisses zwischen Arbeit- 
geber und Arbeiter ausüben (Fabriksschulen, Arbeiterbiblio- 



unberührt. Klagen über diese Mißstände ziehen sich durch alle Jahres- 
berichte der Gew.-Inspektoren. So charakterisiert der allgem. Ber. pro 
1887 (S. 24) die Zustände, insbesondere mit Rücksicht auf das Bau- 
kantinenwesen, folgendermaßen : „Mittellos, wie dies von den meisten im 
Baugewerbe Verwendeten gilt, den Bauplatz betretend, auf Borg zu 
leben gezwungen und auf eine ihnen bezeichnete Bezugsquelle ange- 
wiesen, nehmen Poliere und Wirtschaft von dem schwer errungenen 
Verdienste des Arbeiters soviel, daß ihm das Erübrigte kaum einer 
anderen Verwendung wert erscheint, als durch die Gurgel gejagt zu 
werden." Ähnlich der Bericht von 1894 (p. 315), wo der berichtende 
Gew.-Insp. meint, die vielen Übelstände der Werkskantinen könnten 
trotz aller Bemühungen der Behörden .,solange nicht beseitigt werden, 
solange die Möglichkeit vorliege, das Gesetz, das. den Schutz des wirt- 
schaftlich Schwächeren vor Augen hat, zu dessen Nachteile zu umgehen." 
Im Berichte pro 1898 heißt es direkt (p. 369), daß die Kantinenunter- 
nehmungen in den meisten Fällen auf eine Ausbeutung der Arbeiter 
abzielten. Vgl. auch die Berichte pro 1899, p. 342, pro 1900, p. 292, 
pro 1901, p. 165, 406, 443, 446, 476, und das. p. 426 Vorschläge 
des Gew.-Insp. m. d. Amtssitze Troppau, betreffend die Regelung des 
Kantinenwesens. 

1) Vgl. § 117 der deutsch. Gew. 0., Sekt. 2 des engl. Truckges. 
von 1831 und Sekt. 6 der Nov. v. 1887, die Trucknov. v. 19. Nov. 1901 
zum Truckges. von Neusüdwales (Bulletin des intern. Arb.-Amts, L, 
p. 661). 
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theken etc.), so könnte ja für größere Unternehmungen die 
Möglichkeit derartiger Vereinbarungen gewährt werden, woferne 
bestimmte Kautelen gegeben sind, die einen jVIitibrauch verhin- 
dern (Genehmigung der Verträge durch die Gewerbebehörde, 
regelmäßige Kontrolle der Einrichtungen durch dieselbe) und 
wenn zugleich für die Arbeiter bestimmte Garantien einer Be- 
teiligung an der Verwaltung dieser Einrichtungen geschaffen 
werden. Inwieweit hier die Tätigkeit von Arbeiterausschüssen 
einzugreifen hätte — das ist eine Frage, deren Erörterung aus 
dem Bereiche unserer Aufgabe herausfällt. 

Auf ausdrückliche Vereinbarungen beschränken sich übrigens 
die Versuche des Arbeitgebers, den Arbeiter in der Verwendung 
seines Lohnes zu beeinflussen, nicht. Namentlich in der Verlags- 
arbeit sind die Fälle des indirekt ausgeübten Zwanges weit 
häufiger als direkte, ausdrückliche Vereinbarung. 

Dazu kommt, daß das gerade in dieser Betriebsform noch 
so bedenklich verbreitete Trucksystem nach neuen Auswegen 
suchen wird, wenn endlich einmal eine energische Durchführung 
der bereits durch die Gewerbeordnung statuierten Truckverbote 
erfolgen sollte. Die Gewerbeordnung regelt nur die Kreditierung 
der Waren an die Arbeiter in Rechnung auf den Lohn^), nicht 
die Kreditierung von Waren überhaupt; auch nicht den Bar- 
verkauf derselben an den Arbeiter durch den Arbeitgeber. Wenn 
auch nicht zu verkennen ist, daß die Gefahr einer Benachteili- 
gung der Arbeiter durch Truckunfug am größten dort ist, wo 
die Überlassung von Waren in Anrechnung auf den Lohn er- 
folgt, so besteht diese Gefahr auch in allen übrigen Fällen der 
kaufweise oder kreditweise erfolgenden Überlassung von Waren 
an den Arbeiter. 

Ob der Arbeitgeber die betreffenden Waren kreditiert und 
ihren Preis vom Lohne abzieht oder den Lohn voll auszahlt und 
sich dann vom Arbeiter den Preis wiedererstatten läßt oder end- 
lich den Arbeiter nötigt, einen Teil des Lohns zum Barkaufe 
gewisser Waren oder Gegenstände aus dem Warenvorräte des 
Arbeitgebers zu verwenden — die Gefahr, daß der Arbeiter hier 
einen Teil des Lohns zum Ankaufe von Waren verwenden muß, 
die er entweder nicht braucht oder die er sich anderwärts weit 
billiger verschaffen könnte, besteht in dem einen wie in dem 
anderen Falle. An ein allgemein lautendes, an die Arbeitgeber 

^) Vgl. oben p. 77, 78. 
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gerichtetes Verbot, Waren an die Arbeiter zu verkaufen oder 
denselben zu kreditieren, kann aber seitens der Gesetzgebung 
nur dann gedacht werden, wenn gleichzeitig die erforderlichen 
Ausnahmen von demselben festgestellt werden, damit der Ver- 
kehr zwischen Arbeitgeber und Arbeiter keine unnötigen Be- 
schränkungen erleide. 

Dem deutschen Reichstage lag bei der Beratung über die 
Abänderung der Gewerbeordnung 1890/91 ein Antrag vor, nach 
welchem den Arbeitgebern im allgemeinen der Warenverkauf an 
ihre Arbeiter untersagt werden sollte. Man wendete gegen diese 
Fassung des Gesetzes ein, „es müsse doch z. B. einer Näherin 
der Firma R. Herzog gestattet sein, gegebenenfalls aus diesem 
Geschäfte sich einen Mantel zu kaufen." Eine auf den Warenver- 
kauf sich beziehende allgemeine Bestimmung fand denn auch 
keine Aufnahme in die Reichsgewerbeordnung. Allein, wie 
Herkner^) mit Recht meint, hätte man jenem Einwände dadurch 
Rechnung tragen können, daß man von dem allgemeinen Ver- 
bote eine Ausnahme hinsichtlich jener Waren statuierte, die dem 
Hauptberufe des Arbeitgebers entsprechen. Doch müßte auch die 
Zulässigkeit dieser Ausnahme davon abhängig gemacht werden, 
daß die ortsüblichen Preise beim Verkaufe nicht überschritten 
würden. 



Kapitel VI. 

Schutz des regelmäßigen Lohnempfangs und 
Lohnsicherung. 

A. Lohnperioden und Zahlungszeit. 

Die Zahlungszeit ist für die wirtschaftliche Lage des Ar- 
beiters von ausschlaggebender Bedeutung. Es ist darunter zu 
verstehen die Zeit der Entrichtung der Vergütung; sie ist zu 
unterscheiden von dem für die Berechnung der Vergütung beim 
Zeitlohnvertrage maßgebenden Zeitabschnitte, der uns hier nicht 
weiter interessiert. 

Nach geltendem österr. Rechte ist für die große Mehrzahl 
der gewerblichen Arbeitsverträge, darunter für alle jene, auf 



^) In Brauns Arch. f. soz. Gres., Bd. V., p. 22. 
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welche die Gewerbeordnung Anwendung findet, die Bestimmung 
der Lohnperioden vollständig der freien Vereinbarung überlassen 
(§§ 72 und 77 Gewerbeordnung). Allerdings gewährt schon das 
a. b. G. B. dem Arbeiter einen Anspruch darauf, daß ihm der 
ins Verdienen gebrachte Lohn seinen Bedürfnissen entsprechend 
ausgezahlt werde, indem es im § 1156 verfügt: „Wird die Arbeit 
in gewissen Abteilungen der Zeit oder des Werkes verrichtet; 
oder sind Auslagen damit verbunden, die der Bestellte nicht auf 
sich genommen hat; so ist dieser befugt, einen mit der Dienst- 
leistung oder dem Werke verhältnismäßigen Teil des Lohnes und 
den Ersatz der gemachten Auslagen vor vollendetem Werke oder 
gänzlich verrichteter Arbeit zu fordern." 

Allein in dieser Bestimmung des bürgerlichen Rechts ist 
ein wirksamer Schutz des Arbeiters auch dann nicht gelegen, 
wenn wir sie als Vorschrift zwingenden Rechts auffassen. Denn 
diese Bestimmung macht die Auszahlung des „verhältnismäßigen 
Teils des Lohnes" geradezu von einer jedesmaligen Geltend- 
machung dieses Rechts durch den Arbeiter abhängig ; eine Voraus- 
setzung, zu deren Erfüllung oft genug die wirtschaftliche Kraft 
des Arbeiters nicht ausreichen wird. Im übrigen setzt die Ge- 
werbeordnung für alle Arbeitsverträge, auf die sie Anwendung 
findet, „die Bedingung wöchentlicher Entlohnung" voraus (§ 77)^). 

Allein es kann keinem Zweifel unterliegen, daß dadurch 
der Willkür des Arbeitgebers ein viel zu freier Spielraum ge- 
lassen wird; denn die „freie Vereinbarung", welcher die Fixie- 
rung der Lohnperioden zunächst anheimgestellt ist, bedeutet in 
den meisten Fällen, daß der Arbeitgeber die Zahlungszeit nach 
seinem Gutdünken festsetzt, oft unter gänzlicher Vernachlässi- 
gung der wesentlichsten Bedürfnisse des Arbeiters. Lange 
Lohnperioden zwingen den Arbeiter, zum Kredite seine Zuflucht 
zu nehmen; der Haushalt des Arbeiters kann nur dann eine 
leidliche Ordnung im Verhältnisse der Ein- und Ausgaben zeigen, 
wenn die Perioden, die zwischen je zwei Lohnzahlungen liegen, 
nicht von allzulanger Dauer sind^). 



1) Vgl. auch § 17 des Ges. v. 28. Juli 1902. 

2) Vgl. den Bericht der Gew.-Insp. pro 1899, p. 342: „Welch 
großes Gewicht die Arbeiter auf kurze Lohnzahlungstermine, also auf 
wöchentliche Entlohnung legen, zeigt der Fall in einem Etablissement 
der Textilindustrie, in welchem der Versuch, an Stelle der 8-tägigen 
Lohnzahlungen 14-tägige Entlohnung einzuführen, zu einem allgemeinen 
Arbeiterausstande führte.** (Vgl. ibid., p. 177.) 
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Andernfalls geht dem Arbeiter jede Übersicht über seine 
Wirtschaftsverhältnisse verloren^). Je geringer der Lohn des 
Arbeiters und mithin sein Einkommen ist, um so geringer wird in 
aller Kegel seine wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung sein, 
um so geringer seine Voraussicht für die Zukunft und die Deckung 
künftigen Bedarfs, um so gefährlicher die Verschuldung. Dazu- 
kommt noch eines: Unserer ganzen Arbeitsverfassung liegt das 
Prinzip zugrunde, daß der Arbeiter dem Arbeitgeber die Arbeit 
vorschießt, den Lohn erst nach geleisteter Arbeit erhält; je länger 
er aut den Empfang des Lohnes warten muß, je größer seine 
Lohnforderung wird, um so größer ist für ihn die mit der Kreditie- 
rung des Lohns verbundene Gefahr, durch Zahlungsunfähigkeit 
des Arbeitgebers ganz oder teilweise den Lohn einzubüßen/). 
Für den Arbeitgeber dagegen ist die Verlängerung der Lohn- 
periode einerseits dadurch von Vorteil, daß er die geschuldete 
Lohnsumme in seinem Betriebe noch längere Zeit fruchtbringend 
verwenden kann, andererseits insoferne, als er auf diese Weise 
einen gewissen Druck auf den Arbeiter auszuüben in der Lage 
ist. Namentlich die Verhältnisse der Ziegelarbeiter, die ihren 
Lohn oft erst am Ende der Kampagne erhalten, sind ein charakte- 
ristisches Beispiel für die Folgen allzu langer Lohnperioden ^). 
Auch zu kurze Lohnperioden sind nicht unbedenklich, weil sie 
den Arbeiter der Notwendigkeit überheben, durch Verteilung 
seines Lohns über einen längeren Zeitraum ein gewisses Maß in 
der Befriedigung augenblicklicher Bedürfnisse zu üben*). 

Ein Ansatz zu einer Einschränkung der Willkür des Arbeit- 
gebers in der Festsetzung der Lohnperioden findet sich allerdings 
auch schon in der Gewerbeordnung, und zwar in der Vorschrift 



^) Vgl. auch Mi schier, Art. Arbeiterschutz im österr. St. W. B. 

^) Die Berichte der Gew.-Insp. enthalten in dieser Hinsicht manchen 
Beleg. Vgl. den Bericht pro 1899, p. 393, pro 1900, p. 219, 236 etc. 

^) Klagen über die Folgen zu langer Lohnperioden, namentlich 
in den Ziegeleibetrieben, dann auch in den Eisenwerken und im Bau- 
gewerbe finden sich in allen Berichten der Gewerbeinspektoren. Vgl. 
z. B. den Ber. pro 1899, p. 38: „Durch diesen Vorgang (Auszahlung 
des Lohns am Schlüsse der Kampagne) verlieren die meist wenig intelli- 
genten, fremden Nationalitäten angehörigen Arbeiter jede Übersicht über 
die Höhe ihres Verdienstes, die Kontrolle über die verschiedenen Lohn- 
abzüge u. s. w." Ähnliche Klagen ebenda, p. 78, 96, 132, 295, dann 
im Berichte pro 1900, p. 30, 84, 99, 201, 272, pro 1901, p. 44, 
188, 240. 

^) Vgl. den Ber. der Gew.-Insp. pro 1896, p. 215. 



221] Schatz des re^lmäüigen Lohnempf;iugs und Lohusiolieransr. 125 

des § 88 a i. lit. d k die besagt, daü die Arbeitsordnung Bestim- 
mongen zn enthalten hat ..über die Zeit der Abrechnung und 
Auszahlung der Arbeitslöhne*^. «Ähnlich § 200 lit. f» des Berg- 
gesetzes, der Ton Bestimmungen über die üblichen Ablöhnungs- 
Verhältnisse spricht. Ausführlicher § 30 /) des Gesetzes vom 
28. Juli 1902: nach diesem muß die Arbeitsordnung Bestim- 
mungen enthalten j,über den Zeitpunkt der Abrechnung, dann 
über den Zeitpunkt, die Art und den Ort der Auszahlung der 
Arbeitslöhne. - ) 

Durch diese Vorschriften wird wenigstens den Arbeitern 
größerer Betriebe Stetigkeit der Lohnzahlungsperioden gewähr- 
leistet. 

Bei derartig allgemein gefaßten Bestimmungen darf indes 
die Lohnschutzgesetzgebung nicht stehen bleiben. Wenn auch 
nicht zu verkennen ist, daß einer einheitlichen gesetzlichen Rege- 
lung durch Fixierung bestimmter, verhältnismäßig kurzer Lohn- 
perioden infolge der Verschiedenartigkeit der Betriebssysteme 
und Lohnformen mancherlei Schwierigkeiten im Wege stehen, 
so wird es doch nicht unmöglich sein, unter Zugrundelegung 
der üblichen Dauer der Lohnperioden für bestimmte Betriebs- 
formen und Lohnhöhen auch durch gesetzliche Normierung be- 
stimmte Lohnperioden festzusetzend. 

Soweit bis jetzt in Osterreich eine derartige Eegehmg ver- 
sucht wurde, zog man es allerdings vor, die näheren Bestimmun- 
gen derselben dem Verordnungswege zu tiberlassen. So ver- 
pflichtet das Gesetz vom 3. ]Mai 1896, R. G. Bl. 75, allerdings 
im Art. I. die Bergbauunternehmer, «mit ihrem Aufsichts- und 

\. Vgl. das belgische Gesetz vom 30. Juli 1901, das im Art, 13 
vorschreibt, daß die Arbeitslöhue, die den Betrag von 5 Frks. pro Tag 
nicht übersteigen, mindestens zweimal im Monate und in Zwischenräumen 
von höchstens 16 Tagen auszuzahlen sind. Bei Stück- oder Akkord- 
arbeiten muß die teilweise oder endgültige Lohnzahlung mindestens ein- 
mal in jedem Monate erfolgen. (Ähnlich schon ein belgisches Ges. von 
1887.) Vgl. auch das Luxemburgische Gesetz vom 12. Juli 1895, das 
Schweizer Bundesgesetz vom 26. Juni 1902, den italien. Gesetzentwurf 
zur Regelung des Lohnzahlungswesens von 1893 und Anträge zur Gew,- 
Novelle für das deutsche Reich von 1891. (S. jetzt § 119 a), al. 2, 
P. 2 der Reichsgew. O.) Von Einfluß auf die Einhaltung regelmäßiger 
kurzer Lohnzahlungstermine könnte auch die Aufnahme entsprechender 
Bestimmungen unter die Submissionsbedingungen bei Vergebung öfl'entl. 
Lieferungen werden. In Österreich liegen allerdings erst die Anfänge 
für eine solche Entwicklung vor. Vgl. „Arbeiterschutz best, bei Vorgob. 
öflf. Lieferungen«, Wien 1900, p. 134, 135. 
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Arbeitspersonale wenigstens monatlich Abrechnung zu pflegen", 
ermächtigt jedoch den Ackerbauminister, Maximal termine inner- 
halb dieser Grenzen für die Lohnzahlung im Verordnungswege 
zu bestimmen. Ebenso räumt § 17 des Gesetzes vom 28. Juli 
1902 dem Eisenbahnminister das Recht ein, Maximal termine für 
die Lohnzahlung an die durch das Gesetz geschützten Arbeiter 
festzustellen ^). 

Besonders drückend wird eine Verzögerung der Lohnzah- 
lung für den Arbeiter dann, wenn er das Arbeitsverhältnis be- 
reits gelöst und die Arbeit verlassen hat, der Arbeitgeber ihm 
jedoch, sei es auch auf Grund einer ausdrücklichen Vereinbarung, 
den Lohn erst am üblichen Zahlungstage auszahlt, der beschäfti- 
gungslose Arbeiter also möglicherweise längere Zeit auf Empfang 
seines Lohnes warten muß^). Daraus kann sich eine starke Be- 
hinderung seiner Bewegungsfreiheit ergeben, wenn der Arbeiter 
eine Erwerbsgelegenheit außerhalb seines bisherigen Beschäfti- 
gungsortes zu suchen beabsichtigt, den letzteren jedoch vor 
Empfang des Lohns nicht verlassen kann oder will ^). Die Ver- 
pflichtung des Arbeitgebers, nach erfolgter Lösung des Arbeits- 
verhältnisses den rückständigen Lohn sofort auszuzahlen, statuieren 
nunmehr für ihr Anwendungsgebiet das Gesetz vom 3. Mai 1896 
in dem bereits erwähnten Art. I. und das Gesetz vom 28. Juli 
1902 in § 24. 

Ein seitens der Arbeitgeber bisweilen geübter Mißbrauch 
besteht ferner darin, daß die Arbeiter, namentlich in größeren 
Betrieben, stundenlang auf die Auszahlung des Lohns warten 
müssen^). Diesem Mißstande könnte wohl gesteuert werden 
durch die Vorschrift, daß die Lohnzahlung während der ver- 
tragsmäßig vereinbarten Arbeitszeit vorzunehmen ist. 

Nach geltendem Recht läßt sich eine derartige Verpflichtung 
des Arbeitgebers nur für jene Arbeitsverhältnisse behaupten, bei 



^) Vgl. auch die auf Grund der Eesolution des österr. Abg.-H. 
vom 8. Juli 1892 seitens der Kommission für Verkehrsanlagen in Wien 
erlassenen Arbeitsordnung und den Entwurf zur Glew.-Novelle von 1895 
(§ 77,^^1. 3). _ 

-) Insoferne eine ausdrückliche Vereinbarung nicht vorliegt, der 
Lohn also am Tage des Austritts aus der Arbeit bereits fällig ist, be- 
deutet ein solches Vorgehen des Arbeitgebers eine unzulässige Ein- 
behaltung des Lohns. Vgl. Lot mar, Arb.-Vertr., p. 442. 

») Vgl. z. B. den Ber. d. Gew.-Insp. pro 1901, p. 426. 

^) Vgl. den Ber. der Gew.-Tnsp. pro 1899, p. 18, pro 1900, 
p. 364. 
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denen der Arbeitsvertrag ein Handelsgeschäft ist- Dies trifft 
zweifellos zu fiir die Handelsgehilfen ; aus Art. 332 des H. 6. B., 
nach welchem die Erftlllung eines Geschäfts am Erftillungstage 
während der gewöhnlichen Geschäftszeit geleistet und angenom- 
men werden muß, folgt die Verpflichtung des Kaufmanns, auch 
die Zahlung des Liohns, die Erfüllung der ihm aus dem Arbeits- 
vertrage obliegenden Verbindlichkeit am Zahlungstage während 
der Geschäftsstunden vorzunehmen'). 

Eine fjrgänzung würde die gesetzliche Regelung der Zahlungs- 
zeit endlich durch die Erlassung einer Vorschrift erfahren, nach 
welcher als allgemeiner Zahlungstag nicht mehr, wie dies heute 
fast allgemein üblich ist, der Samstag, sondern ein anderer 
Wochentag zu verwenden wäre. 

Die Gründe für diese Forderung liegen nahe. Der Besitz 
des ganzen Lohns an dem arbeitsfreien Sonntage bietet eine 
nicht geringe Versuchung zur Vergeudung des Geldes-); der 
Arbeiter muß hier nicht gegen Benachteiligung durch den Arbeit- 
geber geschützt werden, sondern gegen Gefahren, die in seiner 
eigenen Schwäche oder Leidenschaftlichkeit zu suchen sind. 

B. Die Lohnvorschüsse. 

Im Zusammenhange mit der Frage nach der Fixierung des 
Zeitpunkts der Lohnzahlung ist auch die Frage der gesetzlichen 
Regelung der Lohnvorschüsse in Bargeld zu behandeln; nicht 
so sehr deshalb, weil allzu lange Lohnperioden den Arbeiter regel- 
mäßig zwingen, zu Vorschüssen seine Zuflucht zu nehmen, son- 
dern weil die Lohnvorschüsse nichts anderes sind als eine Vor- 
auszahlung des noch nicht fälligen Lohns, sich also lediglich als 
eine Verschiebung des Lohnzahlungstermines darstellen. Denn 
Lohnvorschüsse sind Bargeldgewährungen an Arbeiter mit der 
ausdrücklichen Bestimmung, als Vorauszahlungen künftig fällig 
werdender, noch nicht ins Verdienen gebrachter Lohnbeträge zu 
dienen. Die Zahlung wird hier nicht animo obligandi, sondern 
animo solvendi geleistet und dies vor» allem unterscheidet die 
Lohnvorschüsse vom Darlehen^). 



^) Vgl. Lotmar, Arb.-Vertr., p. 356 f. 

^) Ber. der Gew.-Insp. pro 1901, p. 406. 

^) Vgl. Lotmar, Arb.-Vertr., I., p. 393, Schalhorn in der 
soz. Praxis, Bd. VIII., Sp. 798; die Entscb. d. Gew. Ger. Nr. 112 
und bes, 261 der Saml. Vgl. dagegen die Interpellation der Abgeordn. 
Habermann und Gen. (Sten. Prot, des österr, Abg.-H., XI. Sess., 
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Neben die Vorschüsse treten die Abschlagszahlungen auf 
den Lohn, d. h. Auszahlungen der bereits durch geleistete Arbeit 
ins Verdienst gebrachten Lohnquoten vor Fälligkeit des Lohns. 
Da auch jede Vorschuß- und Abschlagszahlung Lohnzahlung 
ist, so werden alle für die Lohnzahlung am bestimmten Zahlungs- 
termine geltenden gesetzlichen Bestimmungen auch auf die Lei- 
stung von Vorschuß- und Abschlagszahlungen Anwendung finden 
müssen, soweit sie überhaupt anwendbar sind (so die Bestim- 
mungen hinsichtlich des Truckverbots, der Lohnabzüge etc.). 
Wenn § 18 des Gesetzes vom 28. Juli 1902 ausdrücklich be- 
stimmt, daß die Erteilung von Lohnabschlagszahlungen (Lohn- 
vorschüssen) nicht an die Bedingung geknüpft werden dürfe, 
daß die Arbeiter Gegenstände ihres Bedarfs aus bestimmten 
Verkaufsstätten beziehen müssen, so soll hier nur ein besonderer, 
bei der Gewährung von Vorschüssen naheliegender Mißbrauch 
noch ausdrücklich untersagt werden. 

Sind Lohnvorschüsse und Abschlagszahlungen insoweit von 
der Gesetzgebung auf eine Stufe zu stellen, so unterscheiden sie 
sich doch in einem Punkte sehr scharf voneinander: in ihren 
wirtschaftlichen Konsequenzen für den Arbeiter. Bei der Ab- 
schlagszahlung erhält der Arbeiter nur jenen Teil des Lohns, 
den er bereits tatsächlich erarbeitet hat: eine Kreditierung liegt 
hier nur insoferne vor, als formell, der Vereinbarung gemäß, der 
Arbeitgeber vor Fälligkeit des ganzen Lohns regelmäßig nicht 
zur Lohnzahlung verpflichtet ist. Beruht gar die Leistung von 
Abschlagszahlungen auf einer bei Eingehung des Arbeitsvertrags 
erfolgten Verabredung, so liegt eine Kreditierung überhaupt 
nicht mehr vor. Eine gesetzliche Fixierung kurzer Lohnperioden 
würde diesen Abschlagszahlungen den Charakter wirklicher 
Lohnzahlungen verleihen und so dem Arbeiter einen gesetzlich 
festgestellten Anspruch auf diese Zahlungen geben, während er 
heute — besonders bei Akkordarbeiten — noch vielfach auf die 
Gnade des Arbeitgebers bei Erteilung der Abschlagszahlungen 
angewisen ist^). 



p. 27.528), welche sich gegen eine gewerbebehördliche Entscheidung 
richtete, durch die eine Vornahme von Lohnabzügen auf Grund eines 
gewährten Vorschusses als ungesetzlich bezeichnet wurde, „weil Geld 
nicht zu jenen Gegenständen gehört, rücksichtlich welcher nach § 78 
Gew. O. die vorschußweise Zuwendung an die Hilfsarbeiter in Anrech- 
nung bei der Lohnzahlung gestattet ist.'' 

^) iSo handelt es sich eigentlich um Abschlagszahlungen, wenn der 
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Anders steht es mit den Vorschüssen. Sie bilden eines der 
wesentlichsten Mittel der Arbeiter, durch Benützung ihres Kre- 
dits einer augenblicklichen Notlage abzuhelfen und stehen inso- 
ferne in einer Linie mit der Gewährung eigentlicher Darlehen 
durch den Arbeitgeber. Da dieser Kredit demgemäß Konsumtiv- 
kredit ist, so sind die vorgeschossenen Beträge verbraucht, wenn 
der Lohn fällig wird und zur Auszahlung gelangen sollte, der 
in ihnen antizipiert wurde. Der Arbeiter muß, wenn ihm infolge- 
dessen dieser Lohn nicht ausgezahlt wird, möglicherweise zu 
neuem Kredite seine Zuflucht nehmen und gerät immer tiefer in 
Schulden 1). 

Es ist daher Regel geworden, daß die Vorschüsse allmählich 
durch entsprechende Abzüge vom Lohne hereingebracht werden 
und so die Rückerstattung auf einen längeren Zeitraum ver- 
teilt wird. 

Hier ist es nun Aufgabe der Gesetzgebung, den bereits 
vielfach bestehenden tatsächlichen Zustand durch Statuierung 
bestimmter Regeln zu einem durch das Recht geschützten zu 
machen. 

Aus dem Charakter der Vorschüsse als Vorauszahlungen 
des Lohns — das gleiche gilt von Abschlagszahlungen — ergibt 
sich zunächst eines : daß bei ihnen, wofeme das Gebot der voll- 
ständigen Auszahlung des Geldlohns in Bargeld — wie dies 
schon das geltende Recht statuiert — nicht verletzt werden soll, 
ein etwaiger Zinsenabzug für die Zeit bis zur Fälligkeit des 
Lohns nicht stattfinden darf; dies ist auch wirtschaftlich geboten 
durch den Charakter des Arbeiterkredits, der fast ausnahmslos 
lediglich Verbrauchszwecken dient. 

Während des Bestandes des Arbeitsverhältnisses findet die 
Abrechnung der Vorschüsse gegen die jeweils fällig werdenden 
Lohnforderungen des Arbeiters regelmäßig in der Weise statt, 
daß der Unternehmer entsprechende Quoten des Lohns nicht 
zur Auszahlung bringt, sondern als durch die gewährten Vor- 
schüsse bereits getilgt bezeichnet. Es ist im Interesse der Ordnung 



Ber. der Gew.-Insp. pro 1901, p. 44, erwähnt: „In Sensen-, Sichel- 
und Pflugscharwerken, sowie zum Teile in Brauereien wird noch fall- 
weise an der monatlichen Abrechnung mit Vorschüssen während der 
Lohnperiode festgehalten." 

^) Vgl. z. B. die Schilderung Max AVinters über die Lohn- 
zahlungsverhältnisse bei den nordwestböhm. Porzellanarbeitern in seiner 
Schrift „Im Purzlinerlandl'', p. 49. 

Wiener staatswiss. Studien. V. Bd., 2. Heft. 15 
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des Arbeiterhaushaltes zu fordern, daß durch Festsetzung einer 
Maximalquote des Lohns, die zur Erstattung des Vorschusses 
abgezogen werden darf, den sonst üblichen diesbezüglichen Ver- 
einbarungen zwischen Unternehmer und Arbeiter ein festerer 
Halt und bestimmte Schranken gegeben werden. 

So bestimmt das belgische Gesetz von 1887 eine derartige 
Beschränkung der Abzüge für bar geleistete Vorschüsse auf die 
Höhe von Yg des jeweils fälligen Lohnes. Vgl. auch das franzö- 
sische Gresetz vom 12. Jänner 1895 ^). Das wesentlichste Bedenken, 
das einer derartigen Regelung entgegensteht, ist die Gefahr, daß 
möglicherweise als Konsequenz derselben eine Beeinträchtigung 
des Kredits sich ergeben könnte, den der Arbeiter beim Unter- 
nehmer genießt und daß der Arbeiter infolgedessen zur Eingehung 
bedenklicherer Borgverhältnisse gezwungen würde. — Die Quote 
des Lohns, deren Abzug dem Unternehmer auf Grund des Vor- 
schusses gestattet wird, dürfte daher nicht zu niedrig gewählt 
werden. Eine geeignete Fixierung der Lohnperioden würde 
übrigens voraussichtlich die Zahl der Fälle von „Vorschußgewäh- 
rung" nicht unerheblich einschränken. 

In einer Linie mit den Vorschüssen steht das in manchen 
Gegenden noch übliche Angeld, der namentlich in Steiermark 
und Kärnten vorkommende Leihkauf, dann Reisevorschüsse, die 
gegeben werden, um ferne wohnenden Arbeitern die Reise zum 
Bestimmungsorte zu ermöglichen^). 

Selbstverständlich kann übrigens die erwähnte gesetzliche 
Verteilung der Rückzahlung des Vorschusses auf mehrere Lohn- 
perioden nur für die Zeit des Bestandes des Arbeitsverhältnisses 
in Kraft stehen. Dagegen muß der Arbeitgeber berechtigt sein, 

^) Ein Ansatz zu einer Regelung des Vorschußwesens findet sich 
in der Bestimmung des Ges. vom 3. Mai 1896, R. G. Bl. 75 (Art. I. 
in Ergänzung des ^ 206 des Bergges.), das jeden Bergwerksbesitzer 
verpflichtet, allgemeine Vorschriften über die Erteilung von Vorschüssen 
zu erlassen und dieselben in die Dienstordnung aufzunehmen. 

^*) Die Reisevorschüsse haben allerdings bisweilen den Charakter 
von Darlehen. — An Mißbrauchen fehlt es übrigens auch bei Gewäh- 
rung von Vorschüssen nicht. So klagen die Ber. der Gew.-Insp. (pro 
1896, p. LI.) darüber, daß mit Voi-schüssen vielfach Arbeiterfang ge- 
trieben wird, indem beim Eintritte in die Arbeit verhältnismäßig hohe 
Lohnvorschüsse gewährt und so den anderen Unternehmungen die Ar- 
beiter entzogen werden. Von einem förmlichen Systeme der Vorschuß- 
gewährung, das gehandhabt wird, um die Arbeiter in ein vollständiges 
Abhängigkeitsverhältnis vom Arbeitgeber zu bringen, erzählt der Ber, 
der Gew.-Insp. pro 1901, p. 475. 
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bei Lösung des Arbeitsverhältnisses den noch ausstehenden Lohn, 
soweit dies erforderlich ist, als durch den gewährten Vorschuß 
bereits ausgezahlt zu behandeln, so mißlich und bedenklich diese 
Konsequenz auch für den Arbeiter sein mag, der gerade in jenem 
Augenblicke, in welchem er eventuell arbeits- und erwerbslos 
wird, auch der bisher gewährten Vergünstigung des ratenweisen 
Abzugs des Vorschusses verlustig wird und möglicherweise ganz 
mittellos dasteht. Eine Abhilfe kann hier die Gesetzgebung über 
die Lohnzahlung nicht gewähren, 

C. Die Lohnsicherung. 

Dagegen obliegt der Gesetzgebung noch eine letzte Auf- 
gabe: den Arbeiter gegen Saumsal des Arbeitgebers in der 
Auszahlung des Lohns und gegen Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers zu schützen. 

Gerade dieser Aufgabe ist aber die österr. Gesetzgebung 
bisher nicht im entferntesten gerecht geworden. 

V^erzug des Arbeitgebers in der Zahlung des bedungenen 
Lohns tritt ein — wofeme bestimmte Zahlungstermine vereinbart 
sind — mit Ablauf des Termins, ohne daß Mahnung seitens des 
Arbeiters erforderlich wäre (§ 1334 a. b. G. B.). Das gleiche gilt 
dann, wenn der Arbeitgeber seiner Lohnzahlungspflicht nicht 
vollständig Genüge geleistet hat, so wenn er unzulässige Abzüge 
vorgenommen, verbotenerweise Gegenstände an Zahlungsstatt 
gegeben hat etc. Der Verzug begründet die Verpflichtung des 
Arbeitgebers zur Verzinsung des geschuldeten Betrags. Diese 
Verpflichtung zur Zahlung von Verzugszinsen hat jedoch — da 
es sich meist um geringfügige Summen und um eine regelmäßig 
nicht sehr lange Verzugszeit handelt — nur sehr untergeordnete 
Bedeutung, zumal der Anspruch auf Zinsenbezug in aller Regel 
vom Arbeiter gar nicht geltend gemacht werden kann. Den 
Charakter eines Pressionsmittels, das hier zweifellos sehr am 
Platze wäre, könnte diese Verpflichtung nur dann erhalten, wenn 
speziell für den Verzug in der Lohnzahlung gesetzlich weit 
höhere als die sonst üblichen Verzugszinsen statuiert würden^). 

Gerechtfertigt erschiene eine solche Bestimmung schon 
durch die Rücksicht auf die Nachteile, welche der Arbeiter durch 
eine solche Saumsal des Arbeitgebers oder durch eine Über- 

^) So auch Schuler, D. Revision d. Schweizer. Fabriksges. 
Brauns Arch., Bd. 18, p. 64= f. 

15* 
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tretung der Lohnzahlungs vor Schriften erleidet. Denn einen An- 
spruch auf Schadenersatz neben den Verzugszinsen hat im Falle 
der mora des Arbeitgebers der Arbeiter nicht. Es bestimmt aller- 
dings § 1 154 a. b. G. B. : „Zögert der Besteller mit der Entrich- 
tung des Lohns, so ist er auch verbunden, den Bestellten voll- 
kommen zu entschädigen." 

Allein ein Hfkzd. vom 18. Jänner 1842, J. G. S. Nr. 592, 
besagt in Erläuterung dieses Paragraphen, daß der Besteller für 
den Fall der mora solvendi des Arbeitgebers nur auf Verzugs- 
zinsen Anspruch habe, womit eine Kontroverse der älteren Lite- 
ratur über den Umfang des Entschädigungsanspruches entschieden 
wurde. Dieses Hfkzd. gilt sowohl für den Dienst- als für den 
Werkvertrag^). 

Dagegen findet sich eine Bestimmung zum Schutze des 
Arbeiters bei Zahlungsverzug im § 82 a) lit. d) der Gewerbe- 
ordnung (ebenso § 38 lit. d) des Gesetzes vom 28. Juli 1902, 
ähnlich Art. 63 H. G. B.). Hier wird dem Arbeiter das Recht 
eingeräumt, ohne Kündigung die Arbeit zu verlassen, wenn der 
Arbeitgeber ihm „die bedungenen Bezüge ungebührlich vorent- 
hält'^ (§ 205 des Berggesetzes statuiert dasselbe Recht für den 
Fall der „unterlassenen Entrichtung des Lohnes zur bestimmten 
Zeit" und bedroht überdies in § 248 mit einer Geldstrafe von 
5 — 50 Gulden jenen Bergwerksbesitzer, der die im § 206 vor- 
geschriebene Abrechnung mit seinem Arbeitspersonale unterläßt). 
§ 38 lit. d) des Gesetzes vom 28. Juli 1902 fügt noch ausdrück- 
lich hinzu, daß dem Arbeiter das Recht sofortigen Austritts auch 
dann zusteht, wenn die bedungenen Bezüge unbefugterweise 
gekürzt wurden. 

In diesen Vorschriften liegt auch ein Schutz des Arbeiters 
bei Vermögensverfall des Arbeitgebers, indem so der erstere 
wenigstens vor weitgehenden Verlusten sich schützen kann, wenn 
der Arbeitgeber nicht imstande ist, seine Verpflichtungen zur 
Zahlung des Lohns pünktlich einzuhalten. 

Im übrigen genießt nach österr. Recht der Arbeiter einen 
besonderen Schutz seiner Lohnforderung gegen Kreditgefahr 
nicht. Nur die Konkurs- und Exekutionsprivilegien, die bereits 
oben (Kapitel I.) erwähnt wurden, beugen dem sonst meist un- 
vermeidlichen vollständigen Verluste der Lohnforderung bei gänz- 
lichem Vermögensverfall des Arbeitgebers vor. Dagegen ist der 

^) Stubenrauch, Komm, zum bgl. G., 7. Aufl., Bd. 2, p. 404. 
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Arbeitslohn weder durch ein gesetzliches Retentions- ^) noch durch 
ein gesetzliches Pfandrecht^) geschützt. 

Gewisse Ansätze zu einer Fortentwicklung des Lohnschutzes 
bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers zeigen sich bei der 
Vergebung öffentlicher Arbeiten, indem hier bisweilen der Auf- 
traggeber in den Lief erungs vertrag die Klausel aufnimmt, „im 
Falle nachgewiesener Säumigkeit des Unternehmers die Arbeiter 
auf seine Kosten zu befriedigen und die hiezu verwendete Summe 
als an den Unternehmer selbst geleistete Abschlagszahlung zu 
behandeln". (Vgl. Arbeiterschutz bei öffentlichen Lieferungen, 
Wien, 1900, p. IX., 134, 138.) In Osterreich sind Vereinbarungen 
dieser Art allerdings selten genügt). 

In den Vereinigten Staaten Nordamerikas wird bei Ver- 
gebung öffentlicher Arbeiten regelmäßig vom Unternehmer die 
Leistung einer Bürgschaft für die richtige Auszahlung der Ar- 
beitslöhne verlangt (ibid. p. 80 fg.). Dieser Submissionsbedingung 
liegt zweifellos ein außerordentlich gesunder Gedanke zugrunde, 
der in seiner Erweiterung volle Berücksichtigung seitens der 
Gesetzgebung verdienen würde. Wenn schon kraft positiver Be- 
stimmung der Arbeiter regelmäßig seine Arbeitskraft vorschießen 
muß, so soll ihm doch wenigstens die ungeschmälerte Auszahlung 
seiner Lohnforderung garantiert sein. 

Das Gesetz verpflichte entweder jeden Arbeitgeber, der eine 
größere Zahl von Arbeitern beschäftigt, zur Leistung einer ent- 
sprechenden Bürgschaft oder es gebe dem Arbeiter ein gesetz- 
liches, allen sonstigen Forderungen vorangehendes Pfandrecht an 
den zum Betriebe gehörigen Gebäuden, Grundstücken, Werk- 
zeugen etc.*) 

^) AVie es das deutsche bgl. Ges. Buch in § 320 einräumt, dessen 
Abs. 2 auch auf den Arbeitsvertrag Anwendung findet (vgl. Lot mar, 
Arb.-Vert., I., p. 374). 

^) Siehe § 674 des deutschen b. Gr. B. Allerdings kommt diesem 
Pfandrechte, das bloß für den Werkvertrag gilt, eine allgemeine Bedeu- 
tung für den gewerblichen Arbeitsvertrag nicht zu. Vgl. zu der Frage 
auch Lößl, das Lohnpfandrecht in den Jur. Bl. 1889, Nr. 8 u, 9. 

^) Ganz allgemein sind sie bei Vergebung öffentlicher Arbeiten und 
Lieferungen in den englischen Kolonien. (S. das oben zit. Werk, p. 1 5 fg.) ; 
vgl. auch Art. IV. des französ. Dekrets über die Vergebung öff. Ar- 
beiten durch den Staat (ibid., p. 74) und die Submissionsbedingungen 
der einzelnen deutschen Staaten (1. c, p. 94, 98, 99). 

*) Ähnliche Forderungen erhebt L o t m a r mit beredten Worten in 
Brauns Arch,, Bd. VIIL, p. 29, und in seinem Arbeitsvertrag, Bd. I., 
p. 386/7. Auch bei manchen Vertretern dir christlich-sozialen Eeform 
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Eine besondere Grefährdung der Lohnforderung des Ar- 
beiters ist darin gegeben, daß der Gewerbeinhaber, wie dies in 
manchen Betriebsformen üblich ist, den Arbeitsvertrag nicht 
direkt mit dem Arbeiter abschließt, sondern sich hiezu einer 
Mittelsperson (Partieführer, Meister, Faktor, Zwischenhändler etc.) 
bedient, die nun nicht etwa im Namen des Gewerbeinhabers, 
sondern im eigenen* Namen den Arbeiter dingt. 

Diese meist vermögenslosen, hinsichtlich ihres Charakters 
mitunter bedenklichen Mittelspersonen geraten nur allzuleicht in 
Zahlungsschwierigkeiten und so sieht sich der Arbeiter, wenn er 
nicht schon vorher durch allerlei gesetzwidrige oder wenigstens 
moralisch nicht einwandsfreie Mittel um einen großen Teil der 
Lohnforderung gebracht ist, oft genug einem vollständigen Ver- 
luste seiner Lohnforderung ausgesetzt ^). Für diese Fälle hat das 
Gesetz eine wenigstens subsidiäre Haftung des Gewerbeinhabers 
auszusprechen. Da er es ist, für dessen Unternehmen die Arbeit 
des Gehilfen geleistet wird, so darf es ihm nicht freistehen, sich 
den ihm vom Gesetze auferlegten Verpflichtungen dadurch zu 
entziehen, daß er eine Mittelsperson einschiebt, die übrigens 
regelmäßig selbst nichts anderes als ein Hilfsarbeiter ist. Nach 
geltendem Rechte ist für die Judikatur in jenen Streitigkeiten, 
die sich aus derartigen Arbeitsverträgen ergeben, immer die 
Frage entscheidend, wer der Gegenkontrahent des Arbeiters beim 
Abschlüsse des Ai'beitsvertrages war, ob der Gewerbeinhaber 
selbst, als dessen Stellvertreter, Bevollmächtigter der Partieführer 
figurierte oder der letztere als der eigentliche Arbeitgeber^). 
Sehen wir aber von der rein juristischen Seite des Verhältnisses 
ab, was die Judikatur allerdings nicht tun kann, und fassen wir 
die wirtschaftliche Seite desselben ins Auge, dann erscheinen als 



finden sich die gleichen Vorschläge. Vgl. Zwiedineck-Stidcnhorst, 
Lohnpolitik u. Lohntheorie, p. 134. Über das in eigenen Staaten Nord- 
amerikas bestehende Pfandrecht des Gläubigers an der durch seine 
Arbeitsleistung in ihrem Werte erhöhten Sache („lien") vgl. Paul Voigt, 
Beiträge zur Frage des Bauhandwerkerschutzes in Brauns Arch. XVI., 
p. 211. S. auch Art. 1652 des Niederländ. Bürg. Ges.-B. (Zauten, 
D. Arbeiterschutzgesetzg., p. 226). 

^) Vgl. insbes. den Ber. der Gew.-Insp. pro 1887, p. 138, jenen 
pro 1900, p. 133, dann die Entsch. der Gew. Ger. Nr. 74, 180, 325 
der Sammlung. 

^) Vgl. die eben zit. Entsch. der Gew. Ger., dann die sub Nr. 73, 
413, 324 der Slg. abgedruckten. 
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die eigentlichen Parteien des Arbeitsvertrags stets der Gewerbe- 
inhaber selbst und der Arbeiter. 

Man darf von einem Arbeiterschutzgesetze verlangen, daß 
es den Gewerbeinhaber verhindere, durch Änderung der juristi- 
schen Gestalt des Arbeitsverhältnisses sich wesentlichen Ver- 
pflichtungen zu entziehen, während er die ökonomische Seite des 
Verhältnisses vollständig zu seinem Vorteile ausnützt. 



Schlußbemerkungen. 

Eine Gesetzgebung über die Lohnzahlung wäre unvoll- 
ständig, wenn sie nicht wenigstens in allgemeinen Zügen ge- 
wisse Grundsätze des Lohn Vertrags feststellen würde, die sich 
eigentlich von selbst verstehen und deren ausdrückliche Statuie- 
rung nur mit Rücksicht auf die dem Arbeiter oft mangelnde 
Fähigkeit, seine Rechte selbst zu wahren, zu erfolgen hat. 

Als erste Voraussetzung eines jeden Lohnvertrags muß 
Klarheit seiner Bestimmungen verlangt und daher den Arbeit- 
gebern vorgeschrieben werden, daß vor Antritt der Arbeit eine 
ganz bestimmte, jede willkürliche Auslegung ausschließende Ver- 
einbarung über die Höhe des Lohns, bezw. die Art seiner Er- 
mittlung und Auszahlung zustande komme ^). 

Allerdings wird eine allgemeine Vorschrift dieses Inhalts 
kaum ausreichen, um dem ihr zugrunde liegenden Postulate über- 
all Erfüllung zu sichern. 

Die Gewerbeordnung für das Deutsche Reich schreibt daher 
für gewisse Gewerbe — deren Bestimmung dem Bundesrate über- 
lassen bleibt — die Einführung von Lohnbüchern und Arbeits- 
zetteln vor, welche die einzelnen Bedingungen des Lohnvertrags 
zu enthalten haben (Art und Umfang der übertragenen Arbeiten, 
bei Akkordarbeiten die Stückzahl, die Lohnsätze, die Bedingun- 



^) Daß es an einer Klarheit der Bestimmungen des Lobnvertrags 
oft genug fehlt, beweisen die Ber. der Gew.-Insp. an zahlreichen Stellen; 
vgl. z. B. den Ber. pro 1900, p. 67, 116, 201, 332, den Ber. pro 
1901, p. 45, 140 etc. 

In dieser Hinsicht bestimmt § 78 ä) des 1895er Entwurfs zur 
Gew. 0. : Die Gewerbeinhaber sind verpflichtet, den Arbeitern den für 
die zu leistende Arbeit bestimmten Lohn vor Antritt der Arbeit bekannt- 
zugeben. 



136 Schlnßberaerkungen. [232 

gen für die Lieferung von Stoffen und Werkzeugen seitens des 
Arbeitgebers an den Arbeiter^. Diese Lohnbücher sind überdies 
mit einem Abdrucke der auf die Lohnzahlungs- und Truckgesetz- 
gebung sich beziehenden Vorschriften zu versehen. Die Erlassung 
ähnlicher Bestimmungen auch für Osterreich wäre geeignet, die 
Klarstellung vieler Lohn Verhältnisse zu fördern und vielfachen 
Streitigkeiten vorzubeugen. 

Ein notwendiges Korrelat dieser Vorschriften, die dem Ar- 
beiter volle Einsicht in die Bedingungen der Lohnzahlung ver- 
schaffen sollen, bilden jene, welche dem Arbeiter die ungehin- 
derte Möglichkeit zu gewähren haben, selbst darüber zu wachen, 
daß er bei der konkreten Lohnzahlung den ihm zugesagten Lohn 
ohne willkürliche Kürzungen ausgezahlt erhalte. Namentlich in 
jenen Betrieben, in denen eine kompliziertere Art der Lohnberech- 
nung eingeführt ist, liegt die Gefahr sehr nahe, daß der Arbeit- 
geber, ohne dem Arbeiter überhaupt einen genauen Einblick in 
die Lohnabrechnung zu gewähren, seine überlegene Stellung zur 
Vornahme gesetz- und kontraktwidriger Schmälerungen des Lohns 
mißbrauche^). Eine Bilrgschaft dafür, daß der ausgezahlte Lohn 
auch mit dem bedungenen übereinstimme, hat der Arbeiter in 
diesen Fällen regelmäßig nicht ^); denn gerade dort, wo der 
Arbeitgeber Grund hat, eine Kontrolle zu fürchten, wird er mit 
allen Mitteln eine Einsichtnahme des Arbeiters in die Lohn- 
abrechnung zu verhindern suchen. 

Das geltende Recht macht ihm ein solches Vorgehen nur 
allzu leicht. Eine Vorschrift, die den Arbeitgeber verpflichten 
würde, dem Arbeiter volle Einsicht in die Berechnung des Lohns 
zu gewähren, würde die Möglichkeit geben, schon eine Weige- 
rung des Arbeitgebers, den Arbeiter zur Anteilnahme an der 
Lohnabrechnung zuzulassen, als Übertretung der gesetzlichen 
Vorschriften zu strafen und so die Gefahr einer betrügerischen 
Kürzung des Lohns mindern^). 

^) Auch hiefür finden sich mancherlei Belege in den Ber. der 
Gew.-Insp., obzwar naturgemäß Vorfälle dieser Art meist im verborgenen 
bleiben. Vgl. d. Ber. pro 1899, p. 270, pro 1900, p. 85, 201, 273, 
pro 1901, p. 104, 188 etc. 

^) Vgl. das belg. Gesetz vom 17. Juni 1896, das dem Arbeiter 
das unverzichtbare Eecht einräumt, jederzeit seine Arbeit zu messen, 
zu wägen oder das zu tun, was seinen Lohn bestimmen kann. 

^) Vgl. Art. 60 a) des mehrf. zit. Ges.-Entw., betr. die Regelung 
der Dienstverhältnisse der Handlungsgehilfen : „Behufs Ermittlung seines 
Pro Visionsanspruchs steht dem Gehilfen das Recht zu, die Vorlage eines 



233] Schlußbemerkungen. 137 

Ein noch weiter gehendes Kontrollrecht könnte in größeren 
Betrieben durch Bestellung eigener Vertrauenspersonen der Ar- 
beiter geschaflfen werden, welche die Vornahme der Lohnabrech- 
nung zu beaufsichtigen hätten ^). Viel Streit könnte so vermieden, 
manche Spannung beseitigt, sehr viel, möglicherweise nicht 
einmal begründetes Mißtrauen behoben werden. Denselben Zwecken 
würde die endliche Durchführung des schon so oft vorgeschla- 
genen Lohnlistenzwanges dienen^ die gleichzeitig die Handhabung 
der behördlichen Kontrolle des Lohnzahlungswesens bedeutend 
erleichtern würde. Daß übrigens dem Arbeitgeber durch die Auf- 
erlegung der Verpflichtung zur Führung von Lohnlisten eine 
besondere Last nicht aufgebürdet wird, deuten die Motive zum 
österr. Ge Werbegesetzentwurf e von 1895 mit folgenden Worten 
an: „Bei dem Umstände, als durch die Gewerbeordnung, das 
Unfall- und Krankenversicherungsgesetz u. s. w. den Unternehmern 
ohnedies schon mancherlei Schreibgeschäfte auferlegt sind, fällt 
es nicht leicht, neue derartige Vorschriften za statuieren. Wenn 
man aber bedenkt, daß die Lohnlisten in geordneten Betrieben 
ohnehin geführt werden und daß zufolge § 6 des Unfallver- 
sicherungsgesetzes deren Führung überhaupt nicht umgangen 
werden kann, so handelt es sich im vorliegenden Falle kaum 
um etwas anderes, als darum, für die Lohnlisten einheitliche 
Formulare vorzuschreiben und die Unternehmer ausdrücklich zu 
verpflichten, die Listen den behördlichen Organen übqr Ver- 
langen vorzuweisen." 

Der erste Schritt zur Durchführung des Lohnlistenzwanges 
ist übrigens bereits insoferne erfolgt, als das Gesetz vom 28. Juli 
1902 für sein Geltungsgebiet in § 26 den Bahnverwaltungen die 
Verpflichtung zur Führung von Lohnlisten auferlegt, „in welchem 
Vor- und Zuname jedes Arbeiters, das Datum der Auszahlung 
des Lohnes, der bedungene Lohnsatz, die bedungenen Prämien 
und Naturalbezüge, der ins Verdienen gebrachte Lohn und 
speziell die für Überstunden geleistete Entlohnung, sowie die 
sämtlichen für Krankenversicherung, Barvorschüsse, Konven- 



Buchauszugs zu verlangen.'^ Der Commis interessc hat nach Art. 60 6), 
Abs. 2 des Entw., sogar Anspruch auf die abschriftliche Mitteilung der 
Bilanz und Einsicht der Bücher, soweit dies zur Prüfung der Richtig- 
keit der Bilanz erforderlich ist. Vgl. auch Krcmaf: O smlouve nam., 
L, p. 133. 

^) Vgl. Sekt. 12 f. des engl. Goal Mines Regul. Akt. von 1887. 
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tionalgeldstrafen, Wohnung, Lebensmittel u. s. w. gemachten Ab- 
züge ersichtlich zu machen sind." 



Wollen wir nun zum Schlüsse noch eine kurze Rechenschaft 
darüber ablegen, was die Gesetzgebung über die Lohnzahlung 
eigentlich zu leisten imstande ist, so kann das Resultat kaum 
vollkommen befriedigt ausfallen. Man kann es nicht verhehlen, 
daß diese ganze Gesetzgebung zum größten Teile Stückwerk 
ist. Ihre Vorschriften sind Kinder der Not, sie soll bestehenden 
Mißbräuchen abhelfen und trägt so den Charakter einer im 
wesentlichen negativen Sozialpolitik, wie dies auch in ihrer Eigen- 
schaft, vorwiegend Strafgesetz zu sein, mitbegründet ist^). An 
die eigentlich tiefsten Wurzeln der Mißstände vermag die Lohn- 
schutzgesetzgebung nicht zu rühren, an das in der ganzen Wirt- 
schaftsorganisation begründete Abhängigkeitsverhältnis des Ar- 
beiters vom Unternehmer. Was wirksame Lohnschutzgesetze unter 
der Voraussetzung ihrer Durchführung erreichen können, ist im 
wesentlichen nur dieses: Beseitigung der Mißstände bei Lohn- 
vereinbarung und Lohnzahlung, Befreiung des Arbeiters vor 
jedem Eingriffe des Arbeitgebers in Lohnforderung und aus- 
gezahlten Lohn, vor jedem direkten oder indirekten Zwange in 
der Verwendung des erarbeiteten Lohnes. 

Und im Grunde wäre es nicht wenig, wenn dies Ziel in 
Österreich erreicht werden könnte. 

^) „Les pr^scriptions legislatives, qui pour combattre les abus du 
paiement en denrees imposent la remun^ration pecuniaire n'ont aucune 
portc^e doctrinale ; elles ont un caractere purement et simplement utili- 
taire. C'est Tabus qu'on vise et non la pratique loyale. On cherche 
k gu^rir une plaie sociale et non ä definir un principe juridique." (Zit. 
bei Cesana-Glebel, Terminol. und Wesen des Arb.-Vert., p. 54, 
ohne Nennung des Autors.) 



Anhang. 



Das Trucksystem in der Heimarbeit 

Wenn im allgemeinen die Notwendigkeit besteht, die Lohn- 
schutzgesetzgebung auf dem Gebiete des gewerblichen Arbeits- 
vertrages in Osterreich zu erweitern, zu ergänzen, ihren Bestim- 
mungen eine strengere Durchführung zu sichern, so kann ein 
gleiches hinsichtlich der mittels verlegter Arbeiter betriebenen 
Gewerbszweige nicht gelten. Hier handelt es sich darum, über- 
haupt erst den einfachsten Grundsätzen des Lohnzahlungsschutzes 
ein neues Geltungsgebiet zu erobern, ein Geltungsgebiet, das er 
auf dem Papiere allerdings schon seit ungefähr 17 Jahren besitzt. 

Von einer wirklichen Anwendung der Bestimmungen unserer 
Gewerbeordnung, betreflfend den Lohnzahlungsschutz auf die 
Hausindustrie, ist bisher in der Wirklichkeit keine Rede ge- 
wesen ; an der Entwicklung der Heimarbeit in Österreich ist die 
moderne Lohnschutzgesetzgebung spurlos vorübergegangen. Davon 
legen die Berichte der k. k. Gewerbeinspektoren über die Heim- 
arbeit in OsteiTeich ein beredtes Zeugnis ab. Diese Berichte 
liegen in 3 Bänden vor (Wien 1900 und 1901) und enthalten 
die Resultate der Erhebungen, welche seitens der Gewerbe- 
inspektoren auf Grund eines Erlasses des Handelsministeriums 
in den Jahren 1898 und 1899 vorgenommen wurden^). Ein 
kurzer Überblick über die unsere Frage betreffenden Äußerungen 
der Berichterstatter mag zeigen, in welchem Umfange die 
schlimmsten Mißstände des Truckunwesens, der Übervorteilung 
der Arbeiter bei der Lohnzahlung auf dem ganzen Gebiete der 
Verlagsarbeit in unserem Vaterlande in Übung stehen. 

Man kann geradezu sagen, daß in außerordentlich vielen 
Verlags weise betriebenen Erwerbszweigen die Auszahlung der 



^) Band I. umfaßt die Berichte über die Heimarbeit Böhmens, 
Band II. jene über die Heimarbeit Mährens, Schlesiens, Galiziens und 
der Bukowina, Band III. enthält die Berichte für Niederösterreich, die 
Alpenländer, Dalmatien und das Küstenland. Unter „Heimarbeit*^ werden 
hier alle Arten der Verlagsarbeit verstanden. 
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Löhne in barem Gelde eine Ausnahme bildet. Vielmehr werden 
zumeist Lebensmittel, geistige Getränke, Kleider, kurz Gegen- 
stände aller Art an Zahlungsstatt gegeben und dies sehr oft zu 
Wucherpreisen. Die Unternehmer, Arbeitgeber sind in diesen 
Industriezweigen in aller Regel gleichzeitig Gemischtwarenhändler 
und machen so einen doppelten Gewinn: einerseits durch Ver- 
kauf der von den Heimarbeitern angefertigten Produkte, anderer- 
seits durch Auszahlung des Arbeitslohnes in Waren, wobei der 
Preis, zu welchem sie diese Waren auf den in Geld vereinbarten 
Lohn in Anrechnung bringen, die ortsüblichen Preise übersteigt. 

So heißt es in den Berichten der Gewerbeinspektoren 
(Bd. I., p. 129) von der hausindustriell betriebenen Korbflechterei 
in der Umgebung von Melnik und Königsaal: „Die Abnehmer 
(der Korbwaren) sind in erster Linie die im Orte ansässigen 
Gemischtwarenhändler, welche die Erzeugnisse durch den Ankauf 
meist unter Einwirkung eines gewissen moralischen Zwanges an 
sich bringen und den Weiterverschleiß an andere Geschäfte, 
bezw. Konsumenten besorgen. Diese Gemischtwarenhändler haben 
meist den ländlichen Verhältnissen angepaßte Geschäfte, deren 
relativ großer und mannigfaltiger Vorrat an Zeugen und Kattun 
lediglich durch die Art der Entlohnung der Korbflechter seine 
Erklärung findet." 

Und weiter heißt es auf Seite 132 : „Ein sowohl in Melnik 
als auch in Königsaal allgemein beklagter Mißstand ist der, daß 
die Entlohnung stets in Viktualien und anderen Bedarfsartikeln, 
wie Schnittwaren, ja nicht selten sogar in geistigen Getränken 
erfolgt. Dieser Übelstand, an dem die Korbwarenindustrie in 
Melnik und auch in Königsaal am meisten krankt, bedingt es, 
daß der Korbflechter, dessen Schuld sein Guthaben stets weit 
übersteigt, in der steten Befürchtung lebt, daß ihm der Händler 
den Kredit entzieht oder gar die ganze Schuld auf einmal ein- 
treibt, was in den meisten Fällen für ihn den Verlust seiner 
ganzen, wenn auch geringen Habe bedeuten würde. Hauptsäch- 
lich hiedurch sind die Korbflechter auf Gnade und Ungnade den 
Händlern überliefert, welche übrigens durch Boykottierung eines 
jeden, der sich dieser Art der Entlohnung nicht fügen wollte, 
dafür sorgen, daß dieses Abhängigkeitsverhältnis auch für alle 
Zukunft erhalten bleibe. Daß die Qualität der bei der Ent- 
lohnung dem Korbflechter an Geldes Statt gegebenen Waren 
nicht die beste ist, braucht wohl nicht besonders betont zu 
werden, wie ebensowenig, daß der hiefür berechnete Preis den 
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ortsüblichen meist erheblich übersteigt, u. zw. bei Mehl um 1 bis 
2 kr., bei Zucker um 2 kr. pro Kilogramm u. s. w." 

Ahnlich wird von jener Hausindustrie in den Bezirken 
Chotebor und Chrudim, die sich mit der Verarbeitung mensch- 
licher Haare zu Haarnetzen, Locken etc. befaßt, folgendes be- 
richtet: „Schon die Haarhausierer (welche die Haare bei den 
Dorfleuten zusammenkaufen) erhalten ihre Ware nicht durch- 
wegs von den Großhändlern bar bezahlt, sondern gleichfalls 
wenigstens zum Teile lediglich mit Schnittwaren. (Tatsächlich 
wird irgendein buntes Tuch, ein Band oder eine Schürze sehr 
oft zur Ursache, daß ein Dorfmädchen sich ihres natürlichen 
Schmucks entäußert). Die Heimarbeiter wiederum werden zum 
größeren Teile in Lebensmitteln oder anderen Waren bezahlt" 
(Bd. I., p. 219). Gleiches gilt von den Schilfflechtern in Bakov 
(Bezirk Münchengrätz, Bd. I., p. 135), von den Feilhauern im 
Chrudimer Bezirke (Bd. I., p. 87), von den Holzwarenerzeugern 
desselben Bezirks (p. 199), von den Bürstenbindern in Gabel 
(Bd. I., p. 225), von den Spitzenklöpplern bei Klattau (p. 351), im 
Erzgebirge und Böhmerwalde (p. 35r)), von den Heimarbeiterinnen, 
die sich in Prag mit der Erzeugung von Frauen wasche und Frauen- 
kleidern beschäftigen (p. 395), von den Handschuherzeugern 
im Budweiser Bezirke (p. 439), von den Heimwebern in Mähren 
(Bd. n., p. 93), von den Strohflechtern im Konitzer Bezirke 
(Mähren), insbesondere in den Städten Brodek und Wachtel, „wo 
die Lieferanten — sechzehn an der Zahl — seßhaft sind, alle 
zugleich Viklualienhändler. Diese Greißler kaufen den Heim- 
arbeitern die Strohbänder ab, zahlen aber nie in bar, sondern 
zwingen die Heimarbeiter, dafür Lebensmittel und andere Waren 
statt des Barlohnes anzunehmen. Nur die Männer bekommen hie 
und da einige Kreuzer auf Tabak" (Bd. H., p. 27). Auch die 
Holzschachtelerzeuger in den pol. Bezirken Taus und Bischof- 
teinitz sind vielfach verpflichtet, aus den Viktualiengeschäften 
der Unternehmer Lebensmittel zu beziehen; die Heimarbeiter 
beklagen sich über die Qualität und Quantität der anstatt des 
Übernahmspreises bezogenen Waren (Bd. L, p. 120). 

Von den Bürstenerzeugern in Karlsdorf (Mähren) und Um- 
gebung erzählt der berichtende Gewerbeinspektor, daß sie fast 
ausschließlich in Waren gezahlt werden : — 77Der Berichterstatter 
nahm Einsicht in ein Verrechnungsbüchel eines für einen Kauf- 
mann in Karlsdorf arbeitenden Heimarbeiters und ersah daraus, 
daß im Verlaufe eines Zeitraums von 10 Jahren nur sechsmal 
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eine vollkommene Abrechnung stattgefunden hatte. Unter „Soll" 
waren daselbst unter anderem folgende Posten eingetragen: 
Rohmaterial und Halbfabrikate für Bürsten, verschiedene Spezerei- 
waren, Lebensmittel und Petroleum, Werkzeuge, Kleider, Hand- 
schuhe, Shirting, Papier, nur hie und da erschienen kleinere 
Barbeträge." Dabei handelte es sich zweifellos um einen besser 
situierten Arbeiter, denn der in den 10 Jahren zur Verrechnung 
gelangende Betrag für gelieferte Bürsten machte 13.000 fl. aus; 
2% zog der Kaufmann übrigens unter dem Titel der „Ver- 
packung" davon ab. — — „Vielfach wurde darüber geklagt, 
daß gewisse Kaufleute das Rohprodukt den Heimarbeitern zu 
hohen Preisen überlassen, die verabfolgten Lebensmittel, Spezerei- 
waren auch sehr hoch bewerten und auf diese Weise bei diesem 
Geschäfte doppelten Nutzen ziehen ; auch seien selbe dadurch in 
der Lage, die Bürsten zu Preisen zu veräußern, mit denen die 
handwerksmäßig betriebenen Unternehmungen nicht konkurrieren 
können" (Bd. H., p. 40). Entlohnung in Waren statt in barem 
Grelde ist ferner üblich bei der Schlossereiarbeit in Swiatniki in 
Galizien (Bd. II., p. 210), bei der Heimweberei in Waidhofen und 
Zwettl (Bd. III., p. 60), bei der Spitzenklöppelei in den Bezirken 
Loitsch, Krainburg und Stein in Krain (Bd. III., p. 34), bei den 
Maultrommelerzeugern in Mölln a. d. Steyr; soweit dieselben der 
hier bestehenden Genossenschaft nicht angehören, wird ihnen 
der Lohn meist in Waren, nach Wahl und Bewertung von Seiten 
des Verlegers ausgezahlt ^) (Bd. IH., p. 153). Anläßlich der Unter- 
suchung der Verhältnisse in der Tücherstickerei ic Olmütz und 
Proßnitz wurde sogar der Fall konstatiert, daß Heimarbeiterinnen 
von den Unternehmern gezwungen wurden, statt des Lohnes 
Gegenstände anzunehmen, welche sie nicht einmal für den eigenen 
Bedarf verwenden konnten, nämlich StoflFe für Männerkleider 
(Bd. II., p. 124). Geradezu selbstverständlich sind solche Aus- 
beutungsverhältnisse bei den am tiefsten stehenden Hausindustrien 
Galiziens. Von den Töpfern im Lemberger Aufsichtsbezirke er- 
zählt der Berichterstatter: „Die Händler, beinahe durchwegs 
Israeliten, stehen mit den Töpfern meist in regelmäßiger Ver- 
bindung. Die unbemittelten Töpfer erhalten von diesen 



^) Über die Abhängigkeit, in welcher sich vor Gründung der er- 
wähnten Genossenschaft ganz allgemein die Maultrommelerzeuger von 
ihren Verlegern befanden, vgl. den allgemeinen Ber. der Gew.-Insp, 
pro 1892, p. 120 f. 
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Händlern oft Barvorschüsse, die (stets in sehr bescheidenem Um- 
fange) nach der Redlichkeit und Leistungsfähigkeit des Heim- 
arbeiters erteilt werden und selten den Wert des Geschirrs einer 
einmaligen Ofenladung übersteigen. In sehr vielen Fällen nehmen 
die Töpfer von den Händlern auch Rohmaterialien, ja sogar das 
Brennholz und die Lebensmittel auf Rechnung des Betrages, den 
der Händler für die bestellte, fertig zu machende Ware zu be- 
zahlen haben wird. Solche Heimarbeiter sind dann vom Händler 
fast ganz abhängig, sie müssen demselben hohe Preise für die 
Rohmaterialien etc. zahlen, ihre eigenen Erzeugnisse aber billig 
abgeben. Tatsächlich werden solche Töpfer von den Händlern 
oft in der rücksichtslosesten Weise ausgebeutet (Bd. H., p. 193). 

An einigen Stellen der Berichte wird direkt erwähnt, daß 
die Heimarbeiter dazu verhalten werden, für einen Teil des 
Lohnes von den Unternehmern geistige Getränke zu beziehen 
und daß auf diese Weise der Schnapsgenuß eine außerordent- 
liche Förderung erhalte. Von den Hauswebern im Königgrätzer 
Bezirk heißt es: „Wenn der Faktor ein Gastwirt ist, so muß 
der Lohnweber einen angemessenen Teil des verdienten Lohnes 
in Branntwein vertrinken ; in dieser Weise wird der Alkoholismus 
in den der Not preisgegebenen Gebirgsgegenden geradezu künst- 
lich großgezogen. So ist manche heimarbeitende Weber- 
familie dem vollständigen wirtschaftlichen und gesundheitlichen 
Ruine zugeführt worden" (Bd. I., p. 241). Ähnliches wird von 
der Holzgeräterzeugung in Ostmähren berichtet (Bd. II., p. 8.) 

Auch der Fall, daß an Stelle des Lohnes Anweisungen auf 
solche Waren gegeben werden, die von einem Kaufmanne des 
betreflfenden Ortes zu beziehen sind, steht nicht vereinzelt da; 
ein derartiger Fall betriflft die Heimarbeit bei der Kleider- und 
Wäscheerzeugung in Proßnitz (Bd. II., p. 129), ein anderer die 
Erzeugung von Holzdraht in Bärn (Mähren, Bd. IL, p. 11), ein 
dritter wird von der Heimarbeit der Handstickerinnen in Chrudim 
und Pardubitz berichtet (Bd. I., p. 387) ; dieser letzterwähnte ist 
so charakteristisch für das in der Heimarbeit übliche Ausbeu- 
tungssystem, daß die betreflfende Stelle zur Gänze hier folgen 
mag: „Der verdiente Lohn wird in den seltensten Fällen bar 
ausbezahlt; meistens erhält die Stickerin nur den dritten oder 
vierten Teil des verdienten Lohnes in Geld ausgefolgt, während 
sie für den Restbetrag allerlei Waren annehmen muß. Befaßt 
sich die auftraggebende Firma nicht zugleich auch mit dem 
Handel von Viktualien, Schnittwaren u. dgl., so steht selbe in 
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der lS.ef^e\ mit befreundeten Firmen Brüder, Schwäger, Schwestern, 
Vater u- dghj in geschäftlicher Verbindung und verweist ihre 
Stickerinnen mittels Anweisungen an diese. Die Stickerinnen 
sind gegenüber einer derartigen schranken- und gewissenlosen 
Ausbeutung gänzlich machtlos und müssen sieh diese deshalb 
gefallen lassen, weil bei dem in der dortigen Gegend bestehen- 
den Überfluß an Stickerinnen nur solche Personen dauernd be- 
schäftigt werden, welche auf ^Entlohnung in barem Gelde Ver- 
zicht leisten. Da viele Stickerinnen nicht soviel verdienen, um 
ihre zahlreichen Familienangehörigen mit den nötigen Lebens- 
mitteln versorgen zu können, so werden sie gezwungen, die Ware 
in den Kaufläden der Arbeitgeber oder der von letzteren hiezu 
bevollmächtigten Firmen auf Kredit zu nehmen; und da den 
Heimarbeiterinnen hier bereitwilligst kreditiert wird, verfallen sie 
nach und nach in Schulden. Bleibt die Stickerin einmal schuldig, 
so muß sie sich mit jedem angebotenen Arbeitslohn begnügen, 
sonst wird in rücksichtslosester Weise auf Zahlung der Schuld ge- 
drungen. Selbstverständlich partizipieren die Arbeitgeber, welche 
befreundeten Firmen und Verwandten durch derartige Manipu- 
lation zu zahlreicher und sicherer Kundschaft verhelfen, an 
dem Nutzen, welcher dadurch erzielt wird. 

Überall wurde die Klage laut, daß den Stickerinnen Waren 
von äußerst schlechter Qualität um einen weit höheren Preis 
verabfolgt werden, als dies in jedem andern Kaufladen der Fall 
ist. Durch dieses gewissenlose Vorgehen wird nebstbei auch jede 
Konkurrenz unterdrückt, die sich unterstehen würde, die Arbeite- 
rinnen bar entlohnen zu wollen. Die in diesem Industriezweige 
machthabenden Arbeitgeber würden die Arbeitslöhne sofort herab- 
setzen und die Konkurrenz dadurch gänzlich aus dem Markte 
vertreiben, denn sie würden hiebei nichts riskieren ; im schlimmsten 
Falle müßten sie sich vorläufig mit dem an der verkauften Ware 
erzielten Nutzen von mindestens 30 Yo begnügen." 

Im Budweiser Aufsichtsbezirke, in Mauth, kam sogar der 
Fall vor, daß die von einem Unternehmer im Nagelschmiede- 
gewerbe ausgestellten Anweisungen, lautend auf den Namen des 
Arbeiters und auf dessen Lohnforderung, in Mauth wie Assignaten 
zirkulierten. „Sie waren einfach Valuta und hatten sogar ihren 
Kurs, je nachdem der Nehmer an den in der Gemischtwaren- 
handlung geführten Artikeln Bedarf oder Geschmack hatte oder 
zu dieser in einem größeren oder geringeren Abhängigkeitsver- 
hältnisse stand. Ein Arbeiter mußte sogar seinen Wohnungsmiet- 
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zins mit solchen Anweisungen begleichen ; andere Arbeiter gaben 
diese Anweisungen den unterschiedlichen Gewerbsleuten für ge- 
lieferte Schuhe, Kleider, Getränke etc. Nachdem diese Anwei- 
sungen wegen der schlechten Qualität der hierauf erhältlichen 
Waren nie um den vollen Nennwert angenommen wurden, er- 
fuhren die Arbeiter eine bedeutende Kürzung ihres Lohnes.*^ 

Diese offenkundige Ausbeutung der Arbeiter hat dank dem 
Einschreiten der Behörden in diesem Falle zwar aufgehört, doch 
spricht der berichtende G-ewerbeinspektor die Befürchtung aus, 
„daß die Unternehmer, welche die Nagelschmiede beschäftigen, 
Mittel und Wege gefunden haben, sich auf andere Weise an den 
Arbeitern zu bereichern. Haben doch die im Jahre 1895 in Mauth 
einvernommenen Unternehmer unumwunden eingestanden, daß 
der Hauptnutzen des Unternehmers aus den an die Arbeiter an 
Lohnes Statt erfolgten Lieferungen von Lebensmitteln und anderen 
Bedarfsgegenständen fließe" (Bd. I., p. 89). 

Man darf übrigens nicht glauben, daß der zuletzt erwähnte 
Fall, in welchem offensichtlich die Existenz des Unternehmers 
vor allem auf der Ausbeutung der von ihm abhängigen Arbeiter 
aufgebaut ist, eine seltene Ausnahme bilde. Vielmehr wird an 
mehreren Stellen der Berichte ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß die Arbeitgeber in gewissen Erwerbszweigen die Unternehmer- 
rolle überhaupt nur zu dem Zwecke übernehmen, um sich für 
die Waren ihres sonstigen Geschäftsbetriebes einen ständigen, 
von ihnen vollständig abhängigen Kunden- und Abnehmerkreis 
zu sichern. Von der hausindustriell betriebenen Erzeugung von 
Zwirn- und Leinenknöpfen im Adlergebirge wird berichtet : „Von 
dem Preise, um Avelchen die fertige Ware auf den Markt ge- 
bracht wird, entfällt ^/^^ bis ^5 auf das Rohmaterial und '^/^ bis ^5 
auf den Arbeitslohn. Der Grund, warum sich, trotzdem der 
eigentliche Nutzen bei dieser Arbeit ein äußerst geringer ist, 
so viele Unternehmer mit der Zwirnknopf erzeugung, bezw. Ver- 
legerei befassen, scheint folgender zu sein: Jeder Unternehmer 
beschäftigt zahlreiche Familien, einzelne Arbeitgeber sogar 400 bis 
500 Familien und noch mehr. Diese Unternehmer, welche gleich- 
zeitig auch Kaufleute, Schnittwaren- und Eisen warenhändl er sind, 
pflegen ausschließlich nur jene Heimarbeiterfamilien in Beschäf- 
tigung zu setzen, welche sich verpflichtet haben, alles, was sie 
im Haushalte benötigen, von ihnen zu bezi(^hen. Hiedurch 
gelangen diese Unternehmer zu einer zahlreichen und sicheren 
Kundschaft. 

WiciUM- staatswiss. Stndieii. V. Bd., 2. Heft. IG 
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In der Regel wird vorher vereinbart, daß Yg oder ^/^ des 
verdienten Lohnes in Bargeld und der Lohnrest in Viktualien, 
Kolonial-, Schnittwaren u. dgl. zur Auszahlung gelangt. Oder es 
wird festgesetzt, daß Ys ^^^ Lohnes in Bargeld, Va ^^ Viktualien 
und Kolonialwaren und 7» i» Schnittwaren oder Kleidungsstücken 
ausgefolgt werde. Allgemein wurde die Klage laut, daß die Preise 
der Waren, welche die Heimarbeiter von ihren Arbeitgebern 
beziehen müssen, weit höher sind als jene in allen übrigen 
Kaufläden, und daß diese Heimarbeiterfamilien somit in der ge- 
wissenlosesten Weise ausgebeutet werden." Die Arbeitgeber ent- 
schuldigen diese hohen Preise damit, daß die Uneinbringlichkeit 
vieler Forderungen sie veranlasse, in dem hohen Preise der Waren 
eine Risikoprämie zu fordern (Bd. I., p. 321). Im ganzen überein- 
stimmend damit lautet der Bericht über die Zwirnknopferzeugung 
im nordwestlichen Mähren (Bd. IL, p. 111). 

Ähnlich sind die Verhältnisse in der Industrie des Strickens 
von Kinderleibchen in Kohljanowitz (Böhmen): „Der Verdienst 
der Wiederverkäufer ist so gering und würde ihnen, wie viele 
derselben wörtlich erklärten, dieses Geschäft gar nicht einmal 
die damit verbundene Mühe lohnen, wenn sie dadurch nicht er- 
höhten Absatz für ihre eigenen Waren erzielten" (Bd. L, p. 340). 

Ebenso zahlreich wie die Fälle der Überlassung von Lebens- 
mitteln und anderer Waren zu Wucherpreisen an die Verlags- 
arbeiter sind in den Berichten die Beispiele dafür, daß die Ver- 
lagsarbeiter auch verhalten werden, Rohmaterialien und Hilfs- 
stoflfe, welche sie bei Herstellung der von ihnen verfertigten 
Erzeugnisse benötigen, von den Unternehmern zu beziehen, wobei 
regelmäßig ebenfalls weit höhere als die ortsüblichen Preise be- 
rechnet werden. Auch auf diese Weise wird, während der 
Nominallohn bisweilen eine erträgliche Höhe zeigt, der effektive 
Lohn auf ein Minimum h er abge drückt ; da die Lieferung der 
Rohstoffe überdies zumeist auf Kredit erfolgt, so gelangt der 
Arbeiter in vollständige Abhängigkeit vom Unternehmer. 

Den Korbflechtern in der Umgebung von Melnik und 
Königsaal verkaufen z. B. die Händler, die zugleich Unternehmer 
sind, das Rohmaterial mit einem wenigstens 257o betragenden 
Nutzen (Bd. L, p. 131), für die Korbflechter in der Umgebung 
von Pürglitz beträgt der gleiche Preisaufschlag 15 bis 20% 
(Bd. I., p. 125), für jene im Olmützer und Proßnitzer Bezirke 
30 bis 507o (Hd. IL, p. 22). In Graslitz liefern die Unternehmer 
den Musikinstrumentenerzeugern das Rohmaterial (Messing oder 
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Packfongblech) meist auf Kredit, wofür bis zu 10% Zinsen in 
Ansatz gebracht werden; die nach Sachsen arbeitenden Heim- 
arbeiter müssen gar die Roh- und Hilfsmaterialien von den dor- 
tigen Unternehmern mit einem Preisaufschlage bis zu 50*^/0 be- 
ziehen^) (Bd. I., p. 112). Die Heimarbeiterin bei der Handschuh- 
industrie im Erzgebirge ist zwar scheinbar zur Abnahme der 
Nähbehelfe vom Arbeitgeber nicht gezwungen. „Tatsächlich be- 
steht aber ein solcher Zwang, da der Unternehmer aus dem 
Verkaufe des Nähmaterials einen beträchtlichen Nutzen zieht 
und deshalb immer nur an solche Heimarbeiterinnen Arbeit ver- 
gibt, welche sich bereit erklären, den Zwirn von ihm und nirgends 
anderswoher zu beziehen" (Bd. I., p. 431). Ebenso wird den in 
verschiedenen Nebenarbeiten der Textilindustrie beschäftigten 
Heimarbeitern des Reichenberger Aufsichtsbezirkes der Zwirn 
mit einem Preisaufschlage von den Unternehmern berechnet 
(Bd. L, p. 303). 

Die Tücherstickerinnen im Olmützer und Proßnitzer Bezirke 
müssen für ein dkg Seide 40 kr. bezahlen; um 10 kr. mehr als 
der Detailpreis beträgt u. s. w. (Bd. IL, p. 123). Bei der Erzeu- 
gung von Möbeln aus gebogenem Holze in Galizien wurde er- 
hoben, daü der Vermittler ein kg Flechtrohr, das er um 2 fl. 
kauft, dem Heimarbeiter um 2 fl. 50 kr. liefert etc. (Bd. H., p. 229 j. 

Von der Eisennägelindustrie in Molina di Ledro (Tirol) 
wird berichtet, daß der Heimarbeiter zumeist genötigt ist, das 
Rohmaterial vom Verleger zu beziehen, woferne er nicht der 
dort bestehenden Genossenschaft angehört. Die Verleger beuten 
die von ihnen abhängigen Arbeiter nicht nur dadurch aus, daß 
sie dieselben zwingen, bei der Auszahlung Lebensmittel und 
sonstige Waren aus ihren Kaufläden an Stelle baren Geldos anzu- 
nehmen, sondern es ist „nach und nach sogar das aus Italien 
einlangende alte Kisen in die Hände dieser Verleger übc^rgegangeu, 

^) Dahei wird überdies der ins Vordienen gebrachte Lohn nicht 
ausbezahlt, sondern bis zu 300 und 400 Mk. anstehen gelassen, worauf ein 
Wechsel mit 3-monatlicher Sicht ausgestellt wird. Es ist ersichtlich, daß 
der Heimarbeiter den Wechsel nach Empfang sofort eskomptieren lassen 
muß, wofür er 5 und mehr Prozent Zinsen zu zahlen hat. Ereignet es 
sich noch, daß der Unternehmer während der Laufzeit falliert, so wird 
dem Heimarbeiter sein Häuschen oder der kleine Grundbesitz gepfändet 
und er ist zum Bettler geworden. (Bd. I., p. 112.1 Gegen die Angaben 
über dieses Vorgehen der sächsischen Ex])ortfirmen hat allerdings neuestens 
die Handelskammer Plauen in der Soz. Praxis (XII. Jahrg., Nr. 28) 
entschieden Stellung genommen. 
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weil sie dasselbe im großen beziehen. — — Der Heimarbeiter, 
welcher meist des Lesens und Schreibens unkundig ist, ist zu- 
folge der schleuderhaften Evidenzführung seines Kontos seitens 
des Verlegers (die „Konti" werden oft monate-, ja jahrelang 
nicht abgeschlossen) nur sehr selten in der Lage, zu beurteilen, 
zu welchen Preisen ihm der Verleger das Material und die 
sonstige Ware überließ und was er ihm für die gelieferten Er- 
zeugnisse gutgeschrieben hat. Auf diese Weise kam mancher 
Heimarbeiter um Haus und Grrund, so daß ihm nichts anderes 
übrig blieb, als mit seiner ganzen Familie nach Amerika aus- 
zuwandern^ (Bd. HL, p. 171/72). 

Auch an sonstigen Methoden willkürlicher Kürzung des 
vereinbarten Lohnes fehlt es nicht. Zu zahlreichen Klagen geben 
insbesondere die oft ganz ungerechtfertigten Schadenersatz- und 
Strafabzüge Veranlassung. Daß im allgemeinen der Heimarbeiter 
die unbrauchbare Ware behalten und den Wert des verdorbenen 
Rohmaterials dem Unternehmer ersetzen muß, von dem er es zur 
Verarbeitung erhalten hat, ist selbstverständlich ganz allgemein 
üblich (vgl. z. B. Bd. I., p. 53, 105, 155, 225, 347, 388, Bd. H., 
p. 96, Bd. HI., p. 341 u. a. m.). Indes wird die Vornahme von 
derartigen Lohnabzügen zu Schadenersatz- und Strafzwecken 
häufig genug vom Unternehmer dazu ausgenützt, sich eine Neben- 
einnahme zu verschaffen. Bei der Stickereiindustrie Vorarlbergs 
bilden sogar die seitens der Ferger, der Mittelspersonen zwischen 
den Unternehmern und den Heimarbeitern, vorgenommenen will- 
kürlichen Abzüge für nicht tadellos ausgeführte Arbeit oft die 
Haupteinnahmequelle dieser Fergen fBd. IXT., p. 223), Von der 
Heimweberei in den ländlichen Bezirken Mährens wird berichtet, 
daß manche Unternehmer bei jeder einzelnen Lieferung von Gre- 
weben durch den Arbeiter Straf abzüge vornehmen (Bd. IL, p. 95). 

Noch brutaler ist das Vorgehen der Arbeitgeber bei der 
Hausweberei im Königgrätzer Aufsichtsbezirke : ;,Dic Schaden- 
ersatz- und Straf abzüge, welche der Faktor oder Unternehmer 
den Heimarbeitern in Anrechnung bringt, betragen oft bis zu 
50 Prozent des Arbeitslohnes. Gegen ein derartiges gewissenloses 
und willkürliches Vorgehen der Unternehmer, bezw. der Faktoren 
gibt es keine Einwendungen, weil die Weber, welche überall im 
Überflüsse vorhanden sind, keine Arbeit mehr bekommen würden, 
wenn sie sich unterstehen sollten, gegen eine derartige Ausbeu- 
tung Stellung zu nehmen. Auch geschieht es, daß den Lohn- 
Avebern, welchen die zur Ablieferung gebrachte Ware wegen 
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Unbrauchbarkeit zur Verfügung gestellt wird, das verdorbene 
Garn zu einem weit höheren Preise in Anrechnung gebracht 
wird, als dessen faktischer Wert ist. Es wird der Unfug mit den 
Strafabztigen sogar soweit getrieben, daß manche Unternehmer 
den Heimarbeitern Geldstrafen von 10 bis 15 kr. in Abzug bringen, 
wenn sich bei der Ablieferung des Warenstücks selbst die ge- 
ringste Differenz zwischen dem ursprünglichen Gewichte des zur 
Verarbeitung ausgefolgten Rohgames und jenem des fertigen 
Warenstückes ergeben hat. Wiewohl die Weber diesbezüglich in 
den meisten Fällen im Recht sind, weil eine derartige Gewichts- 
differenz leicht davon herrühren kann, daß das Garn während 
des Verspulens und Verwebens von dem anhaftenden Staube 
befreit wird und daher an Gewicht verlieren muß, so sind sie 
gegenüber einer solchen Härte aus den bereits angeführten 
Gründen dennoch gänzlich machtlos. 

Wegen der großen Abzüge, welche gewisse Faktoreien im 
Leitomisehler pol it. Bezirke ihren Webern in Abrechnung zu 
bringen pflegten, entschlossen sich viele Weber, lieber für die 
weiter entfernt wohnenden Unternehmer in ^Mähren zu arbeiten 
und mit diesen Arbeitgebern in persönlichen Verkehr zu treten. 
Es gibt Weber, welche lieber 4 Stunden und noch mehr hin und 
her zu Fuß gehen, wenn sie nur die hohen Vermittlungsspesen 
und allfällige ungerechtfertigte Abzüge ersparen können. — — 
Je nachdem, ob Bahnverbindungen vorhanden sind oder nicht, 
pfleg(^n die Heimarbeiter die Hin- und Rückreise teils auch per 
Bahn zu maclic^n; und selbst Avenn sie für die Hin- und Rück- 
reise 20 bis 30 kr. zahh^n müssen, sind sie noch immer im Vor- 
teil(\ weil sie von den Unternehmern in solchen Fällen bar ent- 
lohnt werden, während ihnen seitens der Faktoren die Entlohnung 
in barem Gelde nur in den seltensten Fällen zuteil wird" ^). 

^j Über einen fjjanz ähnlichen Fall der Übervorteilung der Arbeiter 
durch willkürliche Lohnabzüge seitens einer mechan. Weberei des König- 
grätzer Auf Sichtsbezirks vgl. den allgem, Bericht der Gewerbeinspektoren 
pro 1899, p. 270. Hier wurde den Webern derart schlechtes Garn ver- 
abfolgt, daß die Abfälle das übliche Maß ohne Verschulden der Weber 
weit überstiegen, worauf die Weber ohne Rücksicht auf die schlechte 
Qualität des Garns mit Abzügen bis zu 30 kr. gestraft wurden. Da 
überdies aus dem schlechten Materiale selten fehlerfreie Ware hergestellt 
werden kann, so kommt es oft vor, „daß ein Weber, der bereits wegen 
des Abfjills gestraft worden ist, bei der Übernahme des fertigen Stücks 
wegen der darin befindlichen Knoten oder ähnlicher Fehler noch mit 
weiteren Abzügen bedacht wird." 
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Ahnliche Klagen wurden auch von den Hauswebern des Roichen- 
berger Aufsichtsbezirkes erhoben (Bd. I., p. 303). 

Wohl die schlimmsten Zustände herrschen aber in dieser 
Beziehung in der Brünner Wollwarenwebindustrie. Hier wird von 
manchen Fabrikanten so schlechtes Garn an die Heimarbeiter 
herausgegeben, daß es schon beim bloßen Anrühren oder gar 
auf dem Webstuhle förmlich zerfällt; den vom Hausweber ge- 
sammelten Abfall nimmt der Fabrikant jedoch nicht an, sondern 
verhängt wegen Gewichtmankos einen Strafabzug. Die Lohnab- 
züge betragen in der Regel 50 kr. bis 1 fl., doch gehören Straf- 
abzüge von 2 fl. bei einem Stücke nicht zu den Seltenheiten. Es 
kommt sogar vor, daß mancher Weber von einem Stücke, an 
welchem er 4 bis 6 Tage gearbeitet hat, gar nichts ausbezahlt 
erhält, weil der Fabrikant den ganzen Lohn als Schadenersatz 
zurückbehält. Mitunter kauft der betreffende Heimarbeiter lieber 
das ganze Stück ein, um nicht ganz um seinen Lohn zu kommen 
(Bd. n., p. 71). 

Noch ein Beispiel aus einem anderen Industriezweige: Bei 
der Gorlnäherei fPosamentierarbeit) im Erzgebirge sucht sich der 
Faktor „seinen Unternehmergewinn, sowie das aus der (eventuellen 
Bemängelung der abgelieferten Ware durch den Fabrikanten 
oder Verleger sich ergebende Risiko, soAvie die Sich (Erstellung 
für den möglichen Abgang der beigestellten Materialien durch 
entsprechende Herabdrückung der Arbeitspreise und durch 
peinliche Übernahme der Arbeit, bei welcher sich genügend 
Gelegenheit zu Abzügen ergibt, sowie endlich durch Zurück- 
haltung des für bereits abgelieferte Arbeit fälligen Lohnes, als 

(nne Art Kaution zu sichern. Lohnabzüge kommen bei der 

Ablieferung sehr häufig vor" (Bd. I., p. 375). 

Daß übrigens auch in sehr rentablen Industriezw(^igen ohne 
Bedenken den Heimarbeitern der karge Lohn durch ungerecht- 
fertigte Abzüge gekürzt wird, beweist der Bericht über die 
Heimarbeit bei der Alpaccaindustrie in Berndorf und Umgebung 
(Bd. III., p. 7). Den Heimarbeitern werden die Waren zur Polie- 
rung übergeben. Bei der Ablieferung werden die fertig polierten 
Gegenstände durch Beamte der Fabrik einer eingehenden Revision 
unterzogen. ,,Jene Gegenstände, welche einen wenn auch nur 
kleinen Fehler aufweisen, sind von der Bezahlung ausgeschlossen; 
es wird für die aufgewandte Arbeit keine wie immer geartete 
Vergütung gewährt. Da solche Fehler, welche teilweise auf die 
mangelhafte Versilberung der Waren zurückzuführen sind, weder 
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bei der Übernahme, noch bei der Verpolierung von den Arbeite- 
rinnen erkannt werden können und zumeist erst bei den letzten 
Polierstrichen als kleine Bläschen oder Risse hervortreten, so 
kommt es vor, daß von den polierten Waren manchmal der 
vierte oder gar der dritte Teil als „fehlerhaft" bezeichnet wird 
und als Ausschuß, für den keine Bezahlung geleistet wird, in 
Abrechnung kommt. 

Tritt bei größeren Gegenständen, wie Kaffee- oder Milch- 
kannen u. dgl., die zur Polierung oft einen ganzen Tag benötigen, 
ein solcher Fehler erst b( i Beendigung der Arbeit zutage, so ist 
nicht nur der auf das Polieren, sondern auch der auf das Grun- 
dieren entfallende Arbeitsverdienst verloren." 

Neben diesi^n Abzügen im eigentlichen Sinne müssen sich 
die Heimarbeiter begreiflicherweise oft genug auch Lohnein- 
behaltungen gefallen lassen (z. B. zu Kautionszwecken, Bd. IL, 
p. 229) oder Verzögerung in der Auszahlung des fälligen Lohnes 
(z. B. wegen Zahlungsunfähigkeit des Untenu^hmers : Bd. L, p. 249, 
Bd. L, p. 407, oder aus anderen Gründen, Bd. IL, p. 216). 

Ist schon im allgemeinen das Bild, das die Berichte der 
Gewerbeinspektoren von der Lage der Heimarbeit in Osterreich 
entwerfen, ein wenig erfreuliches, so tragen die zahllosen Fälle 
offenkundige^' Gesetzübertretungen, welche sich Unternehmer 
und Faktoren bei der Ausbeutung der armen, vollständig von 
ihnen abhängigen Heimarbeiter zu Schulden kommen lassen, 
überdies dazu bei, dieses Bild noch trauriger zu gestalten. Wir 
haben bloß jene Fälle herausgegriffen und zusammengi^stellt, 
welche sieh auf das Vorgehen der Unternehmer bei der Vor- 
nahme der Lohnzahlungen beziehen. 

Dabei kann es kaum einem Zweifel unterliegen, daß die Ge- 
werbeinspektoren nicht im entferntesten alle Gesetzwidrigkei- 
ten in Erfahrung ^brachten, alU^ Mißstände, alles Unrecht, die 
auf diesem (Tebiete in Wirklichkeit bestehen, trotz aller redlicher 
^lühe, welche sich die einzelnen Berichterstatter bei Unter- 
suchung der Zustände gaben. Bekennen doch die berichtenden 
Gewerbeinspektoren s(^lbst zu wiederholtenmalen, daß es oft nur 
mit Mühe gelang, einige der Wahrheit entsprechende Daten zu 
erlangen. Es liegt uns selbstverständlich ferne zu meinen, eine 
lediglich negative, verbietende Lohnpolitik, wie sie der österr. 
Lohngesetzgebung zugrunde liegt, könne die elende Lage der 
Heimarbeiter durchgreifend bessern, allein das grobe, wissentlich 
geübt(i Unrecht kann und muß beseitigt werden. Die Heim- 
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arbeiter selbst sind in aller Regel unfähig, sich zu helfen; hier 
kann nur die schärfste Staatsaufsicht von Erfolg begleitet sein. 
Ist aber ein Erwerbszweig so schwach, daß selbst die Untor- 
nehmer sich nur dadurch erhalten können, daß sie den von 
ihnen abhängigen Heimarbeitern Lebensmittel und Rohstoffe zu 
Wucherpreisen tiberlassen, dann ist es besser, der betreffende 
Erwerbszweig hört überhaupt auf zu existieren. Um so mehr 
erwächst aber in einem solchen Falle der Allgemeinheit die 
Pflicht, im Interesse der dadurch brotlos gewordenen Verlags- 
arbeiter helfend einzugreifen. 
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